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Vorwort

Aus siebzehn europäischen Ländern sind sie gekommen, Män-
ner jeden Alters, in dunklen Anzügen, die vom Erfolg in der 
Fremde zeugen. Die meisten Damen streng in einen Hidschab 
gehüllt, wenige jüngere mit offenem Haar. Der Empfangssaal des 
Präsidentenpalastes ist hell erleuchtet für den Auftritt ihres Gast-
gebers. Mächtige runde Deckenleuchter, mit Holz und Kunst-
stoff vertäfelte Wände und schwere messingbeschlagene Türen 
sollen die Symbiose aus ruhmreicher Tradition und Fortschritt 
der Moderne ausstrahlen: Sinnbild einer kühnen Vision, die da 
vor den Zuhörern ausgebreitet wird. 

„Erinnert euch an unser Motto: Eine Nation, eine Flagge, ein Va-
terland und ein Staat.“1 Mit diesen Worten schwört sie Erdoğan 
an diesem Tag zur Einheit ein und fordert sie auf, sich für seine 
Sache zu engagieren. Keine Frage, hier spricht ihr Präsident. Die 
Beteiligten leben vielleicht schon seit Generationen in Europa 
und haben die Staatsbürgerschaft ihrer neuen Heimatländer an-
genommen. Doch spielt all das jetzt keine Rolle. Nicht als Deut-
sche, Niederländer oder Franzosen besuchen sie Ankara. Sie ver-
stehen sich ganz selbstverständlich als Türken. Und als solche 
adressierte sie Erdoğan.

Die Rede des türkischen Staatsoberhaupts fand am 24.02.2022 
vor Vertretern der Union Internationaler Demokraten (UID) 
statt – eine der wichtigen Stützen der türkischen Regierungspar-
tei AKP im Ausland2 (Näheres dazu in Kapitel 6). Inhalt, Rheto-
rik und Inszenierung zeigen gleichsam in einem Brennglas, wie 
Erdoğan versucht, die türkische Diaspora für seine Ziele einzu-
spannen: „Der nächste Pfeiler der Brücke, die wir von der Ver-
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gangenheit in die Zukunft errichten, werden die Orte in Europa 
sein, wo wir leben.“ Die Türken müssten eine globale Gemein-
schaft werden, kein Hindernis könne ihnen den Weg versperren. 
So könnten sie die Machenschaften derjenigen hintertreiben, die 
auf die Spaltung des türkischen Volkes aus seien. Experten be-
werten dies als mehr oder weniger offene Drohung an die Eu-
ropäer3 – Erdoğans Ton gegenüber uns wird immer aggressiver. 
Doch das politische Europa schaut weg.

In den großen deutschen Medien hat die Ansprache praktisch 
keinerlei Beachtung gefunden. Und diese Ignoranz ist das Symp-
tom eines größeren Versagens: Der Westen ist zu bequem, der 
Bedrohung ins Auge zu sehen. Die türkischen Ambitionen rich-
ten sich explizit gegen Europa, erst recht seit der Ukrainekrieg 
ein Machtvakuum in der Region entstehen lässt, das die Türkei 
nun bereitwillig ausfüllt. Denn während sich Erdoğan auf dip-
lomatischem Weg internationales Ansehen verdient, weil er als 
einer der wenigen Staatsmänner zwischen Russland und der Uk-
raine vermitteln kann,4 schlägt er gegenüber den EU-Staaten ein 
ums andere Mal eine härtere Gangart ein. 

Bei kaum einem Land hat sich das in den vergangenen andert-
halb Jahren so klar gezeigt wie im Falle Schwedens: Nach dem 
Beginn der Kriegshandlungen in der Ukraine entschied die 
Regierung des nordischen Landes im Mai 2022, mit ihrer lan-
ge praktizierten Neutralität zu brechen und einen Mitgliedsan-
trag für die NATO zu stellen. Zu bedrohlich erschien die Lage, 
auf sich allein gestellt an der Nordostflanke Europas, während 
wenige hundert Kilometer entfernt eine unberechenbare Groß-
macht lauert. Der einstimmige Beschluss aller NATO-Staaten, 
der zur Aufnahme eines neuen Kandidaten nötig ist, kam jedoch 
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bis heute nicht zustande, was in erster Linie am Veto der Türkei 
liegt. Denn Erdoğan macht seine Zustimmung davon abhängig, 
dass Schweden Waffen an die Türkei liefert5 und ihr außerdem 
mehr als 70 Aufständische der kurdischen Arbeiterpartei PKK 
ausliefert.6 Auch nachdem die neue schwedische Regierung in 
der zweiten Jahreshälfte 2022 häppchenweise Zugeständnisse 
machte, gab der türkische Präsident nicht nach und blieb bei sei-
nen Maximalforderungen.7 Vieles spricht dafür, dass es Erdoğan 
in Wirklichkeit gar nicht um diese zwei Punkte geht. Stattdessen 
scheint er Schweden bewusst hinhalten zu wollen, um einerseits 
den Konflikt am Köcheln zu halten und so seine Muskeln für 
die Wahrnehmung der eigenen Wähler spielen zu lassen, anderer-
seits die Position der Türkei als Macht zwischen den Mächten, als 
Bindeglied zwischen Ost und West zu stärken.

Im Januar 2023 nahm der Schlagabtausch nun deutlich Tem-
po auf: Gut sichtbar vor der türkischen Botschaft in Stockholm 
verbrannte ein schwedischer Aktivist eine Ausgabe des Korans, 
worauf das politische Ankara heftig austeilte: Der schwedische 
Außenmister, der auf Vermittlungsreise in die Türkei war, wurde 
abgewiesen, und Erdoğan machte deutlich, dass Schweden fortan 
definitiv keine Unterstützung mehr für seinen geplanten NATO-
Beitritt erhalten werde. Die Verbrennung ihres heiligen Buches 
sei ein Affront gegen alle Muslime, den die Türkei nicht zulassen 
könne.8 Dies sei hier noch einmal klargestellt: Eine Koran-Ver-
brennung ist definitiv nicht die Art seriöser Islam- und Migra-
tionskritik, die ich selbst vertrete und für die ich bei meinen Un-
terstützern werbe. Insofern kann man eine solche Aktion dumm 
und verantwortungslos nennen, doch dabei darf der entscheiden-
de Skandal nicht unter den Tisch fallen: Die Türkei nutzt ihr 
Erpressungspotential skrupellos aus, um in die Innenpolitik eines 
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europäischen Landes einzugreifen. Nach schwedischem Recht 
fällt das beschriebene Schauspiel unter die Meinungsfreiheit – 
nichts, wozu Ankara überhaupt eine Haltung zusteht. Doch die 
Macht der Türkei ist mittlerweile groß genug, um nicht nur die 
Souveränität ihrer Nachbarn in Frage zu stellen, sondern auch 
europäische Nationen an ihrer Leine zappeln zu lassen. Das ist 
genau die Strategie, vor der ich in der ersten Auf-lage dieses Bu-
ches gewarnt habe!

Seitdem hat Erdoğan seinen Ton also deutlich verschärft. Ich 
habe die Entwicklung in der Türkei genau verfolgt und konnte in 
Echtzeit beobachten, wie sich seine Worte und Handlungen am 
Vorabend des Wahlkampfes 2023 immer mehr radikalisierten. 
Viele meiner Prognosen sind bestätigt worden: Es mehren sich 
die Anzeichen, dass Erdoğan einen eigenen Machtblock unter 
Führung der Türkei errichtet, was auch bedeutet, dass er sich zu-
nehmend von der NATO distanziert. Er eskaliert den Konflikt 
mit Griechenland weiter (siehe Kapitel 2) und droht nun ganz 
offen mit einem Angriff. Und er hat in Syrien und im Irak erst 
kürzlich direkt eingegriffen: Zuletzt im November 2022, als die 
türkische Luftwaffe Bodenziele in beiden Staaten bombardierte 
und so die Souveränität ihrer Nachbarn verletzte.9 Sogar eine 
Bodenoffensive türkischer Truppen steht im Raum.10 Dies kann 
die ganze Region weiter destabilisieren und auch auf uns dra-
matische Auswirkungen haben. Wir dürfen nicht vergessen, dass 
die Türkei eines der Haupttransitländer für Migranten auf ihrem 
illegalen Weg nach Europa ist.



13

Die immer selbstbewusster auftretende Macht zwischen Bospo-
rus und Ararat ist und bleibt ein Schlüsselland für Europa – und 
die drohende neue Migrationskrise spielt hier wiederum eine zen-
trale Rolle. Die illegalen Grenzübertritte haben – weitgehend ig-
noriert von der deutschen und europäischen Medienlandschaft – 
im Jahr 2022 einen neuen Rekord erreicht und bewegen sich auf 
dem höchsten Niveau seit der Katastrophe von 2015/2016. Die 
ukrainischen Flüchtlinge sind hier wohlgemerkt noch nicht mit-
gezählt. Auf der östlichen Mittelmeerroute, die von der Türkei 
über Griechenland mitten ins Herz Europas führt, haben sich die 
Zahlen im Vergleich zum Vorjahr sogar mehr als verdoppelt.11 

Die türkische Regierung hält seit 2019 Gebiete im Norden Syriens besetzt, 
um die Etablierung eines unabhängigen Kurdenstaates zu verhindern. Neue 
Drohungen aus Ankara könnten den Konflikt weiter eskalieren lassen und 
eine neue Migrationswelle nach Europa auslösen.
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Die Risikoanalyse der EU-Grenzschutzagentur Frontex für 2022 
und 2023 lässt noch Schlimmeres erwarten: Eine „zunehmend 
turbulente, unberechenbare und feindselige internationale Um-
gebung“, die neue Migrationsströme nach Europa begünstige, 
insbesondere weil sich in der Sahelzone neue Krisen und Konflik-
te andeuten.12 Und die Türkei wird hierbei eines der entscheiden-
den Durchgangsländer bleiben. Angela Merkels Flüchtlingsdeal – 
von Anfang an ein stümperhaftes und wackeliges Instrument –  
wurde mittlerweile längst von der Realität überholt. Der tür-
kische Präsident sitzt eindeutig am längeren Hebel. Auf seinen 
Wink werden die Schleusen für eine neue Völkerwanderung ge-
öffnet oder geschlossen.

Wie können wir uns in Deutschland und Europa für diese wie-
derkehrenden Migrationsströme rüsten? Die Frage ist heute ak-
tueller denn je, weshalb ich mich entschieden habe, eine um-
fangreich verbesserte Neuauflage meines Buches herauszugeben. 
Nicht nur habe ich die aktuellsten Entwicklungen analysiert, 
sondern auch weitere Anregungen von zahlreichen Experten auf-
genommen. Die Kapitel 4 bis 8 wurden neu strukturiert und 
leserfreundlicher gestaltet, die Einschätzung zur Balkanpolitik 
aktualisiert und insbesondere das Kapitel zu den türkischen Or-
ganisationen in Deutschland und Europa umfassend erweitert. 
Mein Dank gilt hier allen aufmerksamen Lesern für die fast aus-
schließlich positiven Rückmeldungen wie auch für Kritik und 
Anmerkungen zur Verbesserung. Zum Zeitpunkt der Abfassung 
sind die Folgen des verheerenden Erdbebens im türkisch-syri-
schen Grenzgebiet13 noch nicht absehbar: Es könnte Erdoğans 
Position bei den vorgezogenen Präsidentschaftswahlen schwä-
chen oder ihn zu neuen waghalsigen Unternehmungen drängen, 
um seiner Popularität einen neuen Schub zu verpassen. Sicher ist 
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nur eines: Wer immer ab Mitte 2023 das Präsidentenamt ausübt, 
kann sich auf ein erfolgreich etabliertes Netzwerk stützen, des-
sen Zweige von Ankara über den Balkan bis hin nach Köln und 
Berlin reichen. Seit der Jahrtausendwende wurde die Türkei im 
Inneren wie im Äußeren deutlich gestärkt. Erdoğan ebenso wie 
ein möglicher Nachfolger können sich auf dieses Machtsystem 
stützen, es zu ihrem Vorteil nutzen und Deutschland sowie Euro-
pa damit unter Druck setzen. 

Ganz gleich, ob Sie die erste Auflage schon kennen oder das Buch 
zum ersten Mal in der Hand halten – Sie werden hier nicht nur 
einen ausführlichen und aktuellen Einblick in die Materie fin-
den, sondern im neunten Kapitel auch ein sorgfältig erstelltes 
Programm, wie wir den Herausforderungen im Südosten der Eu-
ropäischen Union begegnen. Denn eines muss uns klar sein: Wer 
sich nicht vorbereitet, den werden die Ereignisse sehr bald schon 
überrollen. In diesem Sinne wünsche ich Ihnen eine aufrüttelnde 
Lektüre!

Bernhard Zimniok, 
Brüssel, im März 2023
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1. 

Warum die türkische Geschichte 
heute noch relevant ist

Reiter aus dem Osten

Turkstämme in den Steppen Zentralasiens werden erstmals in 
chinesischen Quellen aus dem 6. Jahrhundert n. Chr. genannt. 
Sie siedelten im heutigen Turkestan, dem Gebiet zwischen dem 
Kaspischen Meer und der Wüste Gobi. Auch die westtürkischen 
Stämme der Oghusen sind ihnen zuzurechnen. Bereits im 8. 
Jahrhundert kamen sie mit dem Islam in Kontakt, der sich da-
mals aus dem persisch-arabischen Raum nach Osten ausbreitete. 
Ende des 10. Jahrhunderts übernahmen viele der Turkstämme 
die islamische Religion, so auch die Seldschuken, ein Teilstamm 
der Oghusen,1 die den Ursprung der heutigen Türken bilden.

Der Name des Stammes geht auf dessen Häuptling Seldschuk 
zurück, der um etwa 1000 n. Chr. herrschte. In den Folgejahren 
eroberte das Reitervolk große Teile des heutigen Irans, unterwarf 
Bagdad, das Zentrum der damaligen islamischen Welt, und brei-
tete sich immer weiter Richtung Westen aus. Bald siedelten die 
Seldschuken in Syrien, Palästina und Anatolien. Daher dauerte es 
nicht lange, bis es zu Konflikten mit dem mächtigen Byzantini-
schen Reich kam, das aus dem antiken Oströmischen Reich her-
vorgegangen war und dessen Kaiser über große Teile Südosteuro-
pas, Anatoliens und Syriens herrschte. In der Folgezeit wurden 
die Byzantiner zu den wichtigsten christlichen Gegenspielern der 
seldschukischen Türken. Die Entscheidung fiel im Jahr 1071 bei 
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Manzikert und ging überraschend aus: Die byzantinischen Trup-
pen wurden regelrecht überrannt. Byzanz verlor den größten Teil 
seiner asiatischen Gebiete und hatte in der Folge hohe finanzielle 
Lasten wegen der Tributforderungen der Seldschuken zu tragen. 
Während es zum wirtschaftlichen Niedergang von Byzanz kam, 
wurden die Seldschuken in Anatolien sesshaft.2 Noch heute bil-
det diese Landschaft den Kern des türkischen Staates. Die heu-
tige Türkei sieht den Sieg über das griechisch geprägte Byzanz 
bei Manzikert als Beginn ihrer staatlichen Existenz. Eine Silber-
münze zum 900. Jahrestag erinnert an diese siegreiche Schlacht.3 

Eine mittelalterliche griechische Buchmalerei zeigt, wie seldschukische Reiter 
die Truppen des byzantinischen Kaisers in die Flucht schlagen. Trotz ihrer nur 
leichten Rüstung gelang es den Kriegern aus der Steppe, der schwer gepanzer-
ten byzantinischen Armee verheerende Niederlagen beizubringen.
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Im 13. Jahrhundert geriet das Seldschukenreich unter den An-
griffen der Mongolen in eine Krise und verschwand von der 
Landkarte. Auf seinen Trümmern kam es zur Errichtung meh-
rerer kleiner Herrschaftsgebiete, die durch lokale türkische Fürs-
ten, die sogenannten Beys, regiert wurden. Im Nordwesten Ana-
toliens herrschte der Bey Osman I. über einen Teil der türkischen 
Stämme. Es gibt wenig fundierte Quellen über diese Zeit, da die 
Stämme erst später in den Fokus der geschichtlichen Aufzeich-
nungen rückten. Fest steht, dass Osman I. in der Schlacht von 
Bapheus etwa 1301 oder 1302 einen Sieg über die benachbarten 
Byzantiner erringen konnte, was ihm wohl die Unterstützung 
anderer türkischer Stämme einbrachte. Er und seine Nachfol-
ger konnten so ihren Herrschaftsbereich allmählich ausdehnen 
und schufen damit die Grundlage für das Osmanische Reich.4 
Osman I. hat in den besiegten Gebieten Anfänge einer Bevölke-
rungspolitik betrieben, die noch während der gesamten osmani-
schen Zeit Bestand hatte: Diese Politik setzte auf freiwillige Um-
siedlungen und auf Deportationen – eine politische Konstante 
für Jahrhunderte.5

Ihre Herrschaft sicherten die Osmanen, wie sie nun immer öfter 
bezeichnet wurden, durch eine Art Lehenssystem: Krieger beka-
men vom Sultan ein Stück Land zugewiesen, das sie als Gegen-
leistung für ihre militärischen Dienste bewirtschaften durften. 
Anders als im europäischen Lehenswesen waren diese Ländereien 
jedoch nicht erblich. Unter Osmans Nachfolger Murad wurde 
zudem die Einheit der Janitscharen geschaffen: Söhne der unter-
worfenen christlichen Bevölkerung wurden ihren Eltern geraubt – 
die sogenannte Knabenlese. Anschließend wurden sie zum 
Islam gezwungen, militärisch ausgebildet und zu bedingungslo-
ser Treue gegenüber dem Sultan eingeschworen. Sie waren einer 
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strengen militärischen Zucht unterworfen und durften nicht 
heiraten. In späteren Jahrhunderten bildeten die Janitscharen die 
militärische Elite des Reiches.6

Im 14. Jahrhundert verdrängten die Osmanen das Byzantinische 
Reich endgültig aus Kleinasien. Um 1350 drangen die türkischen 
Verbände dann zum ersten Mal auch auf europäisches Gebiet vor 
und errichteten einen Brückenkopf. Dies war der Ursprung der 
türkischen Expansion auf dem Balkan. In rascher Folge unter-
warfen sie Gebiete im heutigen Nordmazedonien und Bulgarien. 
Nach der Schlacht auf dem Amselfeld 1389 fiel auch Serbien in 
osmanische Hände.7

Mehmed II. bestieg 1451 den Thron des Osmanischen Reiches 
und widmete sich umgehend der Eroberung Konstantinopels. 
Die mehr als tausend Jahre alte Hauptstadt war das letzte Gebiet, 
das den christlichen Byzantinern angesichts der türkischen Er-
oberungspolitik geblieben war. Sie lag nun wie eine Insel mitten 
im Reich der Osmanen und hatte gegen die anstürmenden Trup-
pen des Sultans keine Chance. Am 29. Mai 1453 zog Mehmed 
als Sieger in die Stadt ein. Konstantinopel, nun oft mit dem tür-
kischen Namen Istanbul bezeichnet, war fortan die Hauptstadt 
der osmanischen Sultane, die sich damit als Erben des von ihnen 
zerstörten Byzantinischen Reiches betrachteten. Reformen zur 
Zentralisierung und zum Ausbau der Macht der Sultane stärkten 
das Osmanische Reich zusätzlich.8
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Großmacht auf drei Kontinenten

Von den Historikern wird der Fall Konstantinopels als „weltge-
schichtliche Zäsur“ und als Teil der Epochenwende vom Mit-
telalter hin zur Frühen Neuzeit bewertet.9 Die Osmanen waren 
nun eine Großmacht und bestimmten die Geschicke Europas 
und Asiens in erheblichem Maße. Dies war nicht nur ein Sieg 
über irgendein Reich. Nein – es ist bis heute für viele Türken 
und Muslime das Symbol des Sieges über das Christentum und 
ein Zeichen für die Überlegenheit des Islam. Hohe symbolische 
Bedeutung hatte auch die Umwandlung der Hagia Sophia in eine 
Moschee. Etwa 1000 Jahre nach ihrer Errichtung wurde die ge-
waltige Kirche – einst Zentrum des griechisch-orthodoxen Chris-
tentums – mit Minaretten umgeben und Allah geweiht. Darauf 
ist man in der Türkei heute noch stolz. So gibt es in den Souve-
nirläden eine reichliche Auswahl an T-Shirts mit dem Aufdruck 
„1453“. Können wir uns Ähnliches in Deutschland vorstellen?

In den folgenden Jahrzehnten wurden die Eroberungszüge in 
alle Himmelsrichtungen fortgesetzt: Nach der Eroberung Syriens 
folgte die Zerschlagung des Mameluckenreichs in Ägypten, wo-
mit den Osmanen auch das Protektorat über die heiligen Stätten 
in Mekka und Medina zufiel – ihre Vormachtstellung im islami-
schen Kulturkreis war damit endgültig gefestigt: Durch die Kon-
trolle der wichtigsten islamischen Heiligtümer konnte der Sultan 
jetzt nicht nur seine weltliche Macht untermauern, sondern be-
anspruchte als Kalif gleichzeitig auch die geistliche Führung über 
die Muslime weltweit.10 In europäischen Maßstäben gesprochen 
war er Kaiser und Papst in einer Person. Diese enge Verbindung 
zwischen Staatsmacht und Religion zeigt auch heute noch ihre 
Spuren: Der institutionalisierte Islam ist auch in unserer Zeit 
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weiterhin eine der wichtigsten Stützen des Machtapparats von 
Präsident Erdoğan.

Unter Süleyman I. (1520-1566), dem zehnten Sultan des osma-
nischen Reiches, sprengte der Eroberungsdrang alle bisherigen 
Maßstäbe. Die westliche Geschichtsschreibung hat sich mehr 
auf seine Eigenschaft als Förderer der Kunst fokussiert und 
ihm wegen seiner aufwändigen Hofhaltung den Beinamen „der 
Prächtige“ verliehen. Türkische Chronisten nennen ihn dagegen 
den „Gesetzgeber“, da er ein reichsweit gültiges Gesetzbuch auf 
Grundlage der Scharia schuf.11 Unter seiner Herrschaft dehnte 
sich auch die territoriale Macht des Osmanischen Reiches weiter 
aus: im Osten bis nach Mesopotamien und das heutige Aserbai-
dschan, im Westen eroberte er weitere Gebiete des Balkans, dar-
unter Belgrad (1521) und große Teile Ungarns (1526). So kamen 
die Osmanen dem Heiligen Römischen Reich Deutscher Nation, 
das damals den größten Teil Mitteleuropas umfasste, bedrohlich 
nahe. Drei Jahre später war es dann so weit: 1529 drang die os-
manische Armee unter dem Oberkommando des Sultans nach 
Wien vor und belagerte die Residenzstadt der römisch-deutschen 
Kaiser.12

In ganz Europa wurde die Nachricht schockiert aufgenommen. 
Traurige Berühmtheit erlangten die „Türkengräuel“ – Morde 
und Vergewaltigungen, die die osmanische Armee bei ihrem 
Vormarsch an der christlichen Zivilbevölkerung verübte.13 Trotz 
überlegener Kräfte gelang es dem Sultan jedoch auch nach meh-
reren Sturmangriffen nicht, die symbolisch, wirtschaftlich und 
strategisch enorm wichtige Stadt einzunehmen. Ein früher Win-
tereinbruch zwang ihn schließlich, die Belagerung abzubrechen. 
Trotz dieses Rückschlags war es Süleyman gelungen, die osmani-
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sche Macht über die bisherigen Dimensionen hinaus noch weiter 
auszudehnen und als ernsthafte Bedrohung für Zentraleuropa zu 
etablieren. Unter dem charismatischen Admiral Khair ad-Din 
Barbarossa konnte sich außerdem die Flotte des Sultans die See-
herrschaft über das östliche Mittelmeer für Jahrzehnte sichern.14

Im Inneren gelang es, die Reichsverwaltung zu konsolidieren und 
mit der militärischen ging auch eine wirtschaftliche Expansion 
einher. Ein Großteil der Bevölkerung des osmanischen Reiches 
lebte als abgabenpflichtige Bauern in einer Art Feudalsystem, 
ähnlich wie im mittelalterlichen Europa. Nichtmuslimischen 
Untertanen des Sultans wurde zwar ein gewisses Maß an Selbst-
verwaltung zuerkannt, sie waren jedoch als sogenannte Dhimmis 
gesellschaftlich diskriminiert, indem sie u. a. eine Sondersteuer 
zahlen mussten.15 Wirtschaftlich spielte außerdem die Sklaverei 
eine große Rolle: Wie überall in der islamischen Welt war sie 
auch im Osmanischen Reich weit verbreitet. Wer als Hausdie-
ner seine Arbeit verrichten konnte, hatte immerhin Glück im 
Unglück. Noch beklemmender ist das Schicksal der Galeeren-
sklaven, die ihre Gesundheit und ihr Leben für die Flotte des 
Sultans hingeben mussten. Federführend in dem grausamen Ge-
schäft waren die Barbaresken. Diese Seeräuber von der nordafri-
kanischen Küste standen ab Anfang des 16. Jahrhunderts unter 
der Oberherrschaft der osmanischen Sultane. Sie überfielen bei 
ihren Menschenjagden vor allem die Küstenstädte des Mittel-
meeres, etwa in Spanien und Italien, um christliche Bewohner 
zu erbeuten. Manche Raubzüge führten sie sogar bis nach Ir-
land. Historiker schätzen, dass zwischen 1530 und 1780 mehr 
als eine Million Europäer in die Fänge dieser muslimischen Skla-
venhändler gerieten.16 So beruhte der Glanz der osmanischen 
Herrschaft nicht zuletzt auch auf der hunderttausendfachen 
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Versklavung und Ausbeutung europäischer Frauen, Kinder und 
Männer. Unter Süleyman „dem Prächtigen“ stand das Osmani-
sche Reich auf dem Zenit seiner Macht. Es erstreckte sich nun 
mit Europa, Asien und Afrika über drei Kontinente und versetzte 
die christlichen Europäer immer wieder in Angst und Schrecken.  

Gigantische Moscheen, die auf den Trümmern der byzantini-
schen Bauwerke errichtet wurden, zeugen noch heute davon. 
Der Herrscher war sich seiner Macht durchaus bewusst und ließ 

Unter Süleyman I. „dem Prächtigen“ dehnte sich das Osmanische Reich 
weit nach Europa aus und beherrschte den gesamten Balkan, Griechenland, 
 Ungarn, Rumänien und Teile der heutigen Ukraine. Auch in Nordafrika und 
an der Grenze zu Persien erweiterte Süleyman die Grenzen seines Reiches.
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das auch über den Haupteingang der von ihm erbauten Süley-
maniye-Moschee in den Stein meißeln. Die Inschrift zeugt vom 
universalen Herrschaftsanspruch der osmanischen Sultane: „Er-
oberer der Länder des Ostens und des Westens mit Hilfe des All-
mächtigen und seiner siegreichen Armeen, Herrscher über die 
Reiche der Welt.“17 Zugleich knüpfte er zahlreiche diplomatische 
und wirtschaftliche Beziehungen mit den Staaten Europas. So 
war insbesondere Frankreich an einem guten Verhältnis mit den 
Osmanen interessiert, um den gemeinsamen Feind, die Habs-
burger, zu schwächen.18 Die Uneinigkeit Europas kam den Os-
manen daher entgegen.

Doch nach dem Tod Süleymans trat das Reich in eine Phase der 
Stagnation ein. Mehrere unfähige Herrscher, wie etwa Ibrahim 
„der Verrückte“, gelangten auf den Thron und oft waren es die 
Mütter der Sultane oder aber die Großwesire, die die Geschi-
cke im Hintergrund lenkten und dem Reich so eine gewisse 
Beständigkeit verliehen.19 Allmählich kamen jedoch wirtschaft-
liche Schwierigkeiten zum Vorschein. Der Niedergang des os-
manischen Lehenssystems führte zur Verarmung großer Teile der 
Landbevölkerung. Die Administration der weitläufigen Gebiete, 
die verschwenderische Hofhaltung und die Ausgaben für das nun 
fest besoldete stehende Heer verschlangen immer größere Sum-
men, die die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit zunehmend über-
stiegen.20 Silber als Zahlungsmittel im Osmanischen Reich verlor 
aufgrund der massiven spanischen Silberimporte aus der Neuen 
Welt massiv an Wert.21 Im 17. Jahrhundert kam es schließlich 
auch zu einem militärischen Niedergang, zahlreiche Armeean-
gehörige desertierten oder schlossen sich plündernden Banditen 
an. Selbst bei den Janitscharen ließ der Drill früherer Jahre nach, 
während ihr politischer Einfluss wuchs: Sie wurden zu einem 
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Staat im Staate und griffen immer öfter in das zunehmend kor-
rupte Herrschaftssystem ein. Sogar Sultane wurden bisweilen von 
den Janitscharen ein- und abgesetzt.22

Mit der Seeschlacht von Lepanto 1571 hatten die Osmanen be-
reits eine herbe Niederlage gegen eine christliche Flotte einste-
cken müssen und verloren so ihre Vorherrschaft im Mittelmeer. 
Dennoch setzten sie noch einmal alles auf eine Karte: Unter Auf-
bietung aller Kräfte stieß ein türkisches Heer 1683 erneut Rich-
tung Mitteleuropa vor und suchte den Entscheidungskampf ge-
gen die Habsburger. Wieder war es die kaiserliche Residenzstadt 
Wien, die im Fokus der osmanischen Herrscher stand.

Jedoch wurde auch diese Invasion zurückgeschlagen. Mit aus-
schlaggebend für den Sieg über die Osmanen war die Hilfe des 
polnischen Königs Jan III. Sobieski. Damit zeigte ein europäi-
sches Bündnis gegen die islamischen Aggressoren seine ganze 
Schlagkraft. Im Gegensatz dazu wurde die militärische Schwäche 
des Osmanen nun offensichtlich. Die österreichischen Habsbur-
ger – unter ihrem Feldherrn Prinz Eugen von Savoyen – nutzten 
die Gunst der Stunde und vertrieben die Osmanen in wenigen 
Jahren aus Ungarn, Kroatien und Siebenbürgen. Russische und 
venezianische Angriffe setzten den Türken zusätzlich zu, so dass 
die Osmanen im Frieden von Karlowitz (1699) erstmals ihre 
klare Niederlage gegenüber europäischen Mächten einräumen 
mussten.23
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Der Kranke Mann am Bosporus

Im 18. und 19. Jahrhundert beschleunigte sich der Niedergang 
rapide. In mehreren russisch-türkischen Kriegen gelang es v. a. 
dem aufstrebenden Zarenreich, die Osmanen immer weiter aus 
Osteuropa und dem Kaukasus zu verdrängen. Bedeutend war die 
Eroberung der Halbinsel Krim im Jahr 1774, die den Russen 
einen Zugang zum Schwarzen Meer ermöglichte und den Status 
der Osmanen als ernstzunehmende Großmacht beendete.24 Das 
osmanische Reich taumelte in eine Reihe von jahrzehntelangen 
Unruhen und Aufständen. Um 1800 befand es sich schließlich in 
einer handfesten Staatskrise und musste hinnehmen, dass Eng-
länder und Franzosen für einige Jahre das reiche Ägypten besetz-
ten.25 Die vorsichtigen Reformversuche unter Sultan Selim III. 
und seinem Nachfolger Mahmud II. in der sogenannten Tanz-
imat-Epoche ab 1839 brachten nicht den gewünschten Erfolg, 
um das Reich langfristig zu stabilisieren.26

Im Verlauf des 19. Jahrhunderts zeigten sich im Gegenteil sogar 
regelrechte Auflösungserscheinungen: Die christlichen Serben 
bildeten bereits 1813 ein eigenes Fürstentum,27 die Griechen 
befreiten sich in einem langjährigen Unabhängigkeitskrieg bis 
1830 vom osmanischen Joch,28 in Ägypten probte ein Gou-
verneur den Aufstand gegen den Sultan29 und schließlich kam 
es zu einer folgenreichen Rebellion arabischer Beduinen unter 
Führung der Saud-Dynastie – heute die Beherrscher Saudi-Ara-
biens. Der saudische Aufstand konnte zunächst noch zurück-
geschlagen werden. Doch der Angriff auf die heiligen Stätten 
Mekka und Medina von arabischen Stammeskriegern, die mit 
dem Wahhabismus eine besonders radikale Lesart des Islam pro-
pagierten, war ein deutliches Zeichen, dass die Oberhoheit des 
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Sultans über alle Muslime nicht mehr überall anerkannt wurde.30 
Das einst stolze Reich war zum „Kranken Mann am Bosporus“ 
geworden, wie es der russische Zar im Jahr 1852 ausdrückte.31 
Sein völliger Zusammenbruch war aber gar nicht im Interesse 
der westlichen Großmächte. Sie befürchteten eher, dass gerade 
Russland die Schwäche der Osmanen für eigene Gebietsgewin-
ne ausnutzen würde – sah sich doch der Zar als Schutzherr der 
orthodoxen Christen auf dem Balkan. Im Krimkrieg zwischen 
1853 und 1856 intervenierten daher Großbritannien und Frank-
reich aufseiten der Osmanen gegen das russische Zarenreich und 
konnten so noch einmal den Untergang des Osmanischen Rei-
ches abwenden.32

Doch die Probleme blieben unbewältigt: Wirtschaftlicher Nie-
dergang – der Staatsbankrott war 1875 erklärt worden33 – und 
das Zerbröckeln des Reiches auf dem Balkan machten den Sul-
tanen weiterhin zu schaffen. In der zweiten Hälfte des 19. Jahr-
hunderts begehrte nun auch die christliche Bevölkerung in Ru-
mänien und Bulgarien gegen die osmanischen Fremdherrscher 
auf und schuf sich, teils mit russischer Unterstützung, eigene 
Staaten. Der Russisch-Osmanische Krieg (1877-1878) gehört in 
diesen Zusammenhang und führte das Reich an die Schwelle des 
Untergangs, als Russland bis an den Rand der Hauptstadt Istan-
bul vordringen konnte. Um einen völligen Zusammenbruch zu 
verhindern, musste der Sultan demütigende Friedensbedingun-
gen akzeptieren. Auf dem Berliner Kongress 1878 wurde schließ-
lich die Abtretung Bulgariens, Rumäniens, Serbiens und Monte-
negros international bestätigt. Bosnien fiel unter österreichische 
Herrschaft.34 Damit hatten die Osmanen den größten Teil ihrer 
Besitzungen auf dem Balkan verloren.
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Der Weg in den Ersten Weltkrieg

Ab 1890 versuchte nun auch das aufstrebende Deutsche Reich 
unter Kaiser Wilhelm II., Einfluss im Nahen Osten zu gewin-
nen. Mit Prestigeprojekten wie der Bagdad- bzw. Hedschasbahn, 
einer über 1000 km langen Eisenbahnstrecke, wollte man das 
demonstrieren und gleichzeitig durch die Investitionen wirt-
schaftlich profitieren. Die immer engeren Beziehungen zum 
Deutschen Reich verschafften dem Sultan so zwar eine Ver-
schnaufpause, doch in diesem Zuge stieg die Auslandsverschul-
dung des Osmanischen Reiches rapide an – und damit auch die 
Abhängigkeit von ausländischen Mächten.35 Die Gebietsverluste 
gingen zu Beginn des 20. Jahrhunderts zudem weiter. Im Jahr 
1912 mussten die Osmanen Libyen an die Italiener abtreten und 
im ersten Balkankrieg verloren sie ihre letzten noch verbliebenen 
europäischen Besitzungen. Nur die Hauptstadt und ihr Umland 
verblieben westlich des Bosporus noch in osmanischer Hand.36 
Dies war nicht nur eine große wirtschaftliche Belastung – mit 
Einnahmeverlusten, Kriegskosten und tausenden zu versorgen-
den Flüchtlingen – sondern auch ein immenser Gesichtsverlust 
vor der Weltöffentlichkeit: Fortan stand, neben der Wiederge-
winnung der verlorenen Provinzen, auch Rache für die erlittene 
Schmach im Zentrum der osmanischen Außenpolitik.37

Das zusammengeschmolzene Reich wurde jedoch nicht nur von 
außen bedrängt, auch die Ansprüche neuer politischer und ge-
sellschaftlicher Kräfte im Inneren setzten ihm zu. Ab 1894 kam 
es – vom Staat geduldet und unterstützt – zu mehreren musli-
mischen Massakern an christlichen Armeniern, unter denen der 
Widerstand gegen die osmanische Fremdherrschaft zugenom-
men hatte.38 Gegen Ende der Regierungszeit von Sultan Abdül-
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hamid verschärfte sich bis 1908 die wirtschaftliche und politische 
Krise so sehr, dass der Sultan schließlich durch die nationalisti-
sche Bewegung der Jungtürken abgesetzt wurde. Fortan regierte 
sein Bruder Mehmed V. als deren Marionette und spätestens ab 
1913 war das Osmanische Reich faktisch eine Militärdiktatur39 
unter dem Kriegsminister Enver Pascha, dem Marineminister 
Ahmed Cemal und dem Innenminister Mehmed Talaat, die zu-
sammen als das „Jungtürkische Triumvirat“ bezeichnet werden.40 
Eine bisher nicht gekannte Aufrüstungspolitik wurde unter den 
Jungtürken betrieben, so dass im Jahr 1911 die Militärausgaben 
bei einem Drittel des Staatshaushalts lagen.41 Der immer stärkere 
Einfluss des Deutschen Reiches zeigte sich auch darin, dass deut-
sche Banken die Aufrüstung finanzierten und deutsche Offiziere 
das osmanische Militär ausbildeten.42

Obwohl die türkische Regierung zu Beginn des 1. Weltkrieges 
versucht hatte, sich aus Kampfhandlungen herauszuhalten, nä-
herte sich das Osmanische Reich in den ersten Kriegsmonaten 
den Mittelmächten Deutschland und Österreich-Ungarn immer 
mehr an, indem es deutschen Kriegsschiffen Schutz vor briti-
schen Verfolgern bot. Zum offiziellen Kriegseintritt kam es am 
2. November 1914, nachdem die Osmanen den Bosporus ge-
sperrt und die russische Schwarzmeerflotte angegriffen hatten. 
Von ihrer Kriegsbeteiligung versprachen sie sich u. a. die Rücker-
oberung verlorengegangener Gebiete auf dem Balkan und einiger 
griechischer Inseln.43 Auch die Deutschen hatten ein Interesse 
an dem Bündnis, da die Osmanen den russischen Handel über 
eine Blockade des Bosporus empfindlich stören44 und das briti-
sche Kolonialreich in Indien und Ägypten bedrohen konnten.45 
Die osmanische Beteiligung am Ersten Weltkrieg wurde propa-
gandistisch enorm aufgeladen: Sultan Mehmed V. selbst sprach 
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von einem Dschihad gegen die christlichen Mächte der Russen, 
Franzosen und Briten, die angeblich überall auf der Welt Un-
heil und Unterdrückung über die Muslime gebracht hätten. Der 
Anspruch, als islamische Führungsmacht in einem weltweiten 
Glaubenskrieg zu kämpfen, wurde außerdem von Hayri Efendi 
– Mufti von Istanbul und damit höchste religiöse Autorität des 
Reiches – in einer Fatwa legitimiert. Darüber hinaus rechtfertigte 
der Sultan den Kriegseintritt öffentlich, indem er Jahrhunderte 
alte Gebietsverluste an das Russische Reich beklagte.46

Hier kamen also mehrere Motive zusammen: 

• das Gefühl religiöser Überlegenheit des Islam, als dessen  
 Anführer und Beschützer sich die osmanischen Türken 
 sahen, 
• die Vorstellung, als Muslime einer weltweit unterdrückten 
 Glaubensrichtung anzugehören, die sich endlich verteidigen 
 müsste,
• die Schmach vergangener Niederlagen und Demütigungen,  
 die auch nach Jahrhunderten noch im kollektiven Gedächtnis 
 der Osmanen präsent war.

Eng verquickt war diese Mischung aus auftrumpfender Aggres-
sivität und historisch bedingtem Minderwertigkeitsgefühl mit 
oben aufgeführten handfesten politischen und ökonomischen 
Interessen.
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Opfer eines Todesmarsches im Rahmen des türkischen Völkermords an den Ar-
meniern. Dieses Foto wurde im Jahr 1915 bei Aleppo geschossen. Mehreren 
hunderttausend Müttern und Kindern erging es so wie den hier Abgebildeten: 
Völlig erschöpft durch Durst, Hunger und die Gewalt ihrer Peiniger, wurden sie 
in der sengenden Hitze der Syrischen Wüste zum Sterben liegengelassen.

Völkermord an den Armeniern und Ende des
Osmanischen Reiches

Der Aufruf zum Dschihad zeigte allerdings außerhalb der Reichs-
grenzen nur geringe Wirkung47 und auch sonst stellte sich die Bi-
lanz der osmanischen Armee als wenig ruhmreich heraus: Ein bri-
tisches Expeditionskorps drang erfolgreich nach Mesopotoamien 
vor und eine Invasion der Halbinsel Gallipoli in unmittelbarer 
Nähe der Hauptstadt konnte nur mit Mühe und unter großen 
Verlusten zurückgeschlagen werden. Der geplante Vorstoß gegen 
die Russen im Kaukasus endete gar in einer Katastrophe: Bis zu 
75.000 osmanische Soldaten fanden bis zum Januar 1915 den 
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Tod durch Kälte, Erschöpfung und russische Granaten.48 Daher 
suchte die osmanische Führung nach einem Sündenbock und 
fand ihn in ihren christlichen Untertanen: Zunächst wurde die 
armenische Gemeinde Istanbuls in Konzentrationslager gesperrt. 
Ab Mai 1915 wurden hunderttausende christliche Armenier, 
Griechen und Syrer aus ihren Heimatorten vertrieben, enteignet 
und – zu Fuß oder in Viehwagen gepfercht – auf Todesmärsche 
in lebensfeindliche Wüsten gezwungen. Männer im wehrfähigen 
Alter wurden oft gleich an Ort und Stelle massakriert.49 Bis zu 
1,5 Millionen Armenier sowie mehrere hunderttausend Griechen 
und Syrer – Männer, Frauen und Kinder – fielen den von der os-
manischen Führung angeordneten Maßnahmen zum Opfer.

Ein Großteil der armenischen Bevölkerung in Anatolien, dem 
asiatischen Teil der heutigen Türkei, wurde in wenigen Jahren 
ausgelöscht.50 Doch erst viele Jahrzehnte später wurden diese 
Massaker offiziell als Völkermord anerkannt, so beispielweise 
vom EU-Parlament,51 der UN-Menschenrechtskommission52 
und der internationalen Vereinigung der Völkermordforscher.53 
Die Türkei hingegen bestreitet auch heute noch diese Tatsache. 
Bis vor kurzem beschränkte sich die Staatsführung noch darauf, 
die türkischen Gräueltaten zu verharmlosen und zu leugnen54 – 
so wurde z. B. ein Denkmal, das an das Schicksal der Armenier 
erinnerte, im Jahr 2011 auf Befehl von oben niedergerissen.55 
Zuletzt ging Erdoğan sogar noch weiter: Nachdem er 2020 zu-
sammen mit dem benachbarten Aserbaidschan einen Krieg gegen 
Armenien vom Zaun gebrochen hatte, rühmte er Enver Pascha, 
den Hauptverantwortlichen für den Völkermord.56

Nach der Niederlage im Jahr 1918 stürzte das Osmanische Reich 
ins Chaos: Weite Teile des Staatsgebietes wurden von alliierten 
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Truppen besetzt. Die jungtürkische Führung floh und entzog 
sich so einem Kriegsverbrechertribunal. Viele erlagen jedoch 
bald der Rache armenischer Geheimkommandos. Der schwache 
Sultan Mehmed VI. konnte den verbliebenen Rumpfstaat kaum 
noch zusammenhalten. Mit dem Vertrag von Sèvres (1920) ver-
lor er die arabischen Regionen in Syrien und Mesopotamien, und 
musste weitere Gebiete im Westen an Griechenland und im Os-
ten an den neugeschaffenen armenischen Staat abtreten.57 Doch 
nachdem die Delegation des Sultans den Vertrag unterzeichnet 
hatte, verweigerte das Parlament, das wegen der Besetzung der 
Hauptstadt ins anatolische Ankara umgezogen war, seine Rati-
fizierung. Unter der Führung des Kriegshelden Mustafa Kemal 
und dessen nationalistischer Bewegung stellten die Parlamenta-
rier die angeschlagene Autorität des Sultans nun immer offener 
in Frage. Kemal stieg dabei zum Oberbefehlshaber und zur Sym-
bolfigur des Widerstands gegen den demütigenden Friedensver-
trag auf.

Seiner türkischen „Befreiungsarmee“ gelang es, sowohl den Ar-
meniern als auch den Griechen empfindliche Niederlagen bei-
zubringen. Die Eroberung der griechischen Metropole Smyrna 
– heute das türkische Izmir – im Jahr 1922 markierte dabei einen 
Höhepunkt dieses sogenannten Türkischen Befreiungskrieges. 
Die Schattenseiten dieser Kriegszüge sollen hier jedoch nicht un-
erwähnt bleiben: Für die unterworfenen Bevölkerungen bedeu-
tete der türkische Triumph, dass sie aus ihrer angestammten Hei-
mat gewaltsam vertrieben wurden. Die durch den Völkermord 
bereits stark dezimierten Armenier mussten hinnehmen, dass ihr 
Siedlungsgebiet noch weiter schrumpfte. Damit war die Existenz 
ihrer Nation durch die türkische Übermacht erneut bedroht. 
Und die kleinasiatische Küste um Smyrna, seit der Antike unun-
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terbrochen eines der Kerngebiete der griechischen Sprache und 
Kultur, war nun das erste Mal in der Geschichte „griechenfrei“. 
Den Platz der ursprünglichen Einwohner nahmen nun türkische 
Siedler ein, die ihrerseits zuvor auf griechischem Staatsgebiet ge-
lebt hatten. Innerhalb kürzester Zeit änderten sich Charakter 
und Identität jener Landschaft komplett. Dieser sogenannte Be-
völkerungsaustausch, der zwischen der Türkei und Griechenland 
förmlich besiegelt wurde, ist eine der Hauptursachen für die heu-
te noch enorme Homogenität der türkischen Bevölkerung in die-
ser Region. Der Preis dafür: 1,2 Millionen christliche Griechen 
verloren ihre angestammte Heimat.58

Der Jahrestag der Eroberung Smyrnas wird durch die Türken 
noch heute als „Siegestag“ gefeiert.59 Mustafa Kemal nutzte das 
gewonnene Ansehen, um seinen innenpolitischen Vorstellungen 
zum Durchbruch zu verhelfen, die in starkem Widerspruch zur 
osmanischen Tradition standen: Eine von ihm eingesetzte Na-
tionalversammlung schwor er auf das Ziel der Volkssouveräni-
tät ein; der Sultan wurde im Jahr 1922 offiziell abgesetzt. Der 
Vertrag von Lausanne (1923) ersetzte schließlich den niemals 
in Kraft getretenen Vertrag von Sèvres und schuf für die Tür-
kei wesentlich günstigere Friedensbedingungen. Durch die neu 
gewonnenen griechischen und armenischen Gebiete wuchs das 
Staatsgebiet auf etwa die heutige Größe heran. Anatolien, Ost-
thrakien und Istanbul waren komplett in türkischer Hand und 
die alliierten Besatzungstruppen mussten das Land verlassen. Mit 
diesem Erfolg im Rücken wurde Mustafa Kemal schließlich zum 
Präsidenten der am 23.10.1923 ausgerufenen Türkischen Re-
publik ernannt.60 Die 600-jährige Geschichte des Osmanischen 
Reiches war damit endgültig vorbei.
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Atatürks Weg zu einem modernen Staat

Die inneren Verhältnisse dieser jungen Republik, die nun ihre 
Hauptstadt im anatolischen Ankara hatte, unterzog der neue 
Staatschef mithilfe der ihm treu ergebenen „Kemalisten“ einer ra-
dikalen Erneuerungskur. Geprägt durch westlich-aufklärerisches 
Denken, sah Kemal besonders im bestimmenden Einfluss des Is-
lam auf das öffentliche Leben den größten Hemmschuh auf dem 
Weg hin zu einem modernen Staat. Viele seiner Maßnahmen 
zielten deswegen darauf ab, diese von ihm so empfundene Rück-
ständigkeit zu überwinden und den Islam zurückzudrängen: Zu-
nächst wurden die Ministerien für geistliche Angelegenheiten 
abgeschafft, dann der Schulunterricht den Imamen entzogen 
und eine unentgeltliche allgemeine Schulpflicht unter staatlicher 
Kontrolle eingeführt. Frauen erhielten weitgehend gleiche Rech-
te: Sie durften nun ihren Beruf frei wählen sowie höhere Schulen 
und Universitäten besuchen. Ein modernes Rechtssystem nach 
italienischem und Schweizer Vorbild verbot zudem die Vielehe. 
Diese revolutionären neuen Verhältnisse und die Hinwendung 
zum Westen waren besonders im Straßenbild deutlich erkennbar: 
Der Fes, die traditionelle Kopfbedeckung für Männer, wurde ab-
geschafft und europäische Kleidung vorgeschrieben. Anstelle der 
bisherigen islamischen Zeitrechnung galt nun der Gregorianische 
Kalender wie in Europa.61 Schließlich wurde auch das arabische 
Alphabet durch lateinische Buchstaben, mit einigen zusätzlichen 
Sonderzeichen für die türkische Sprache, ersetzt.62 Die Hagia So-
phia, das einstige Juwel byzantinischer Baukunst und unter den 
Osmanen zur Moschee umgewandelt, ließ der Staatspräsident 
demonstrativ in ein Museum umwandeln.63 Der Bruch mit der 
osmanischen Tradition hätte nicht größer sein können. Bei sei-
nen Anhängern traf diese Reformpolitik auf solche Begeisterung, 
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Mustafa Kemal Pascha, genannt Atatürk, war 1923-38 Präsident der neu ge-
gründeten türkischen Republik. Sein Kurs der Modernisierung und Europäisie-
rung zeigt sich auch an seiner eigenen Kleidung, hier mit Frack und Zylinder.
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dass sie Mustafa Kemal den Ehrentitel Atatürk – „Vater der Tür-
ken“ – verliehen. Republikanisch und modern gesinnte Türken 
verehren ihn oft bis heute in einem regelrechten Personenkult. 
In den nur 15 Jahren seiner Präsidentschaft, von 1923 bis 1938, 
hatte Atatürk das Leben seiner Bürger komplett umgekrempelt, 
die streng-islamischen Werte des osmanischen Reiches gehörten 
der Vergangenheit an. Außenpolitisch strebte Atatürk nach ei-
nem Ausgleich mit den einstigen Siegerstaaten sowie den führen-
den Mächten der Region: Abkommen und Freundschaftsverträge 
mit Frankreich, Persien (dem heutigen Iran), der Sowjetunion 
und sogar mit dem einst verhassten Griechenland wurden ge-
schlossen.64 Doch seine Politik war auch umstritten: Die Stützen 
des neuen Systems waren v. a. Offiziere, Intellektuelle und An-
gehörige der freien Berufe – eine Elite, die wie der Staatsgründer 
Atatürk selbst in den Genuss moderner westlicher Bildung ge-
kommen war. Für weite Teile der ländlichen Bevölkerung Ana-
toliens und der übriggebliebenen osmanischen Führungsschicht 
waren weiterhin die Religion und traditionelle islamische Werte 
prägend.65 Atatürk musste deswegen seine laizistischen Refor-
men, die Staat und Religion trennten, mit autoritären Maßnah-
men gegen große Widerstände durchsetzen. Seine Anhänger und 
Verbündeten sammelte er in der Republikanischen Volkspartei 
(CHP),66 die noch heute existiert und der wichtigste Gegenspie-
ler Erdoğans ist.

Nach Atatürks Tod wurde sein Weggefährte İsmet İnönü der 
Nachfolger im Präsidentenamt. Ihm gelang es, sich aus dem 
Zweiten Weltkrieg weitestgehend herauszuhalten – hier hatte 
man die Lektion aus den Fehlern der osmanischen Vergangenheit 
offenbar gelernt. Nach Kriegsende lehnte sich die Türkei eng an 
die Westmächte an und trat 1952 der NATO bei. Freie Wahlen 
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wurden zugelassen und die Wirtschaft liberalisiert, eine allmäh-
lich beginnende Industrialisierung und der Bildungsaufstieg grö-
ßerer Teile der Bevölkerung waren Kennzeichen dieser Periode.67

Islamische Kräfte erobern die Republik zurück

Seit den 60er Jahren jedoch nutzten extremistische Bewegungen 
die demokratische Öffnung des Landes immer erfolgreicher aus: 
Mit dem Aufstieg ultranationalistischer und radikal-islamischer 
Bewegungen68 zeigte sich, dass erhebliche Teile der türkischen 
Bevölkerung von den modernen Reformen Atatürks und seiner 
Nachfolger nichts hielten, sondern sich nach einem streng-isla-
mischen System und der glanzvollen osmanischen Vergangenheit 
zurücksehnten. Das Militär, eine der Stützen der Republik, griff 
nun vermehrt in die Politik ein, um das Erbe des Staatsgründers 
Atatürk zu retten. Die immer schwächeren Präsidenten machten 
den radikalen Kräften Zugeständnisse, so etwa mit der Invasion 
Zyperns im Jahr 1974. Seitdem ist die nördliche Hälfte der Insel 
von türkischen Truppen besetzt, was bis heute die Beziehun-
gen zur EU belastet. Doch die Radikalen fühlten sich durch die 
Nachgiebigkeit ihrer Gegner umso mehr ermuntert: Instabili-
tät, häufige Regierungswechsel, Terroranschläge extremistischer 
Gruppen sowie wirtschaftliche Probleme prägten die folgenden 
Jahre. 1980 kam es zu einem Militärputsch und blutigen politi-
schen Säuberungen unter General Kenan Evren.69

Seit den 1980er Jahren erschütterte außerdem der Konflikt mit 
den Kurden den türkischen Staat immer heftiger. Unter ihrem 
Anführer Abdullah Öcalan kämpfte die kurdische Arbeiterpartei 
PKK für einen unabhängigen Staat auf dem Gebiet der östlichen 
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Türkei. Das Militär reagierte auf die kurdischen Terrorakte mit 
äußerster Brutalität. 40.000 Tote und 3.000 zerstörte Dörfer sind 
das Ergebnis der jahrzehntelangen Anschläge und Massaker.70 Bis 
in unsere Zeit fordern die Konflikte zwischen dem türkischen 
Staat und der kurdischen Minderheit im Osten des Landes wei-
tere Tote.

Nachdem das Militär Teile der politischen Macht wieder abge-
geben hatte, waren die 90er Jahre durch den weiteren Aufstieg 
radikal-islamischer Kräfte geprägt. Unter dem Präsidenten Nec-
mettin Erbakan kam es ab 1996 zum Versuch, das Bildungswe-
sen zu islamisieren, indem die streng-religiösen Imam-Hatip-
Schulen dem staatlichen Bildungswesen gleichgestellt wurden. 
Seine Macht war zwar nicht von Dauer, doch aus demselben fun-
damentalistischen Milieu ging schließlich die heute regierende 
AKP des Präsidenten Erdoğan hervor.71 Seit dem Erdrutschsieg 
der Partei im Jahr 2002 bestimmen damit seit fast zwei Jahrzehn-
ten wieder streng-islamische Kräfte die Geschicke des Landes. 
Erdoğan, zunächst Ministerpräsident, heute Staatspräsident der 
Türkei, räumt seitdem das Erbe Atatürks beiseite. Sein Vorbild ist 
nicht die moderne, westlich orientierte Republik mit ihrer Tren-
nung von Staat und Religion, sondern das vor einem Jahrhundert 
untergegangene Osmanische Reich.
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2.

Erdoğans Machtpolitik im Zeichen 
 des Fundamentalismus

Mit Ehrgeiz zum politischen Aufstieg

Recep Tayyip Erdoğan, geboren 1954, stammt – wie er selbst 
sagt – aus einfachen Verhältnissen. Seine Eltern waren aus dem 
rückständigen Osten der Türkei nach Istanbul zugewandert und 
schickten ihn auf eine İmam-Hatip-Schule. Diese Art von Ober-
schulen oder Gymnasien dienten ursprünglich der Ausbildung 
von Imamen und legen auch heute ihren Schwerpunkt auf re-
ligiöse Fächer. In der damals noch sehr weltlich geprägten Tür-
kei fristeten solche Schulen eher ein Randdasein, doch der junge 
Recep fand dort ein streng-religiöses Milieu vor, in dem er sich 
offenbar zu Hause fühlte. So machte er sich bald einen Namen 
als strenggläubiger Muslim und bekam aufgrund seiner ausgiebi-
gen Lektüre der heiligen Schrift den Spitznamen „Koran-Nachti-
gall“. Er schloss mit einem Fachabitur ab, das normalerweise die 
Laufbahn für Imame begründet.1 Allerdings soll er sich letztlich 
für ein Studium der Wirtschafts- und Verwaltungswissenschaf-
ten entschieden haben, so beschreibt er es selbst. In den letzten 
Jahren mehrten sich allerdings Zweifel an seinem akademischen 
Abschluss, u. a. weil das entsprechende Institut erst 1982 gegrün-
det wurde, also ein Jahr nach Erdoğans vermeintlichem Diplom.2
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In den 70er bis 90er Jahren war er Mitglied mehrerer fundamen-
talistischer Parteien, u. a. der von Necmettin Erbakan gegründe-
ten Nationalen Heilspartei (MSP) und später der sogenannten 
Wohlfahrtspartei. Das Milieu der streng-islamischen Binnenmig-
ranten war es denn auch, das ihm 1994 den Überraschungserfolg 
bei der Wahl zum Oberbürgermeister Istanbuls, der größten tür-
kischen Stadt, verschaffte: Die zuvor recht westlich ausgerichtete 
Metropole mit fast europäischem Flair nahm durch die vielen 
traditionell eingestellten Einwanderer aus dem Osten der Türkei 
eine zunehmend andere Gestalt an. Und Erdoğan gab dieser Ver-
änderung nicht nur ein Gesicht, sondern beschleunigte sie noch: 
Der bekennende Scharia-Anhänger verbot den Alkoholausschank 
in städtischen Cafés, richtete gesonderte Schwimmzonen für 
Frauen und getrennte Schulbusse für Jungen und Mädchen ein. 
Doch man darf seinen Erfolg und seine Beliebtheit nicht allein 
auf solche Maßnahmen zurückführen. Erdoğan erwies sich auch 
als tüchtiger Verwalter und verbesserte die öffentlichen Dienste 
der schwer zu zähmenden Millionenstadt.3

Erdoğan und seine Unterstützer hatten einen rein funktionalen 
Begriff von Demokratie: Erdoğan selbst sprach in jenen Jahren 
mehrmals ganz offen darüber, dass für ihn die Demokratie nur 
Mittel zum Zweck sei. Besonders martialisch drückte er die Ziele 
seiner Bewegung 1997 aus:

„Die Moscheen sind unsere Kasernen,
die Minarette unsere Bajonette,
die Kuppeln unsere Helme
und die Gläubigen unsere Soldaten.“ 4
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Erdoğan zitierte mit diesen Worten aus einem Gedicht des gleich-
gesinnten Schriftstellers Ziya Gökalp und fügte in aller Deutlich-
keit hinzu: „Die Demokratie ist nur der Zug, auf den wir auf-
springen, bis wir am Ziel sind.“5 Das ging der immer noch säkular 
eingestellten Elite des Landes dann doch zu weit. 1998 wurde die 
Wohlfahrtspartei wegen dschihadistischer Tendenzen verboten. 
Erdoğan sowie sein Mentor Erbakan erhielten politische Betä-
tigungsverbote, Erdoğan selbst musste sogar eine Haftstrafe an-
treten.6 Noch einmal hatten die säkularen, kemalistischen Kräfte 
sich gegen den Einfluss des Islamismus gestemmt und einen Er-
folg gegen die immer stärkeren, immer dreister auftretenden Fun-
damentalisten errungen. Doch es sollte kein Sieg von Dauer sein.

Nach seiner Haftentlassung und einer gescheiterten Parteigrün-
dung gelang es dem ambitionierten Strategen schließlich doch, 
eine dauerhafte politische Plattform zu schaffen: In der Partei für 
Gerechtigkeit und Aufschwung (AKP) sammelte er ab 2001 alles 
ein, was in der islamistischen Szene Rang und Namen hatte: Ne-
ben der alten Garde der aufgelösten Tugendpartei, darunter dem 
späteren Staatspräsidenten Abdullah Gül, gehörten dazu auch 
Anhänger des fundamentalistischen Predigers und Medienmo-
guls Fetullah Gülen, der ein Netzwerk tausender Privatschulen, 
Universitäten und Kindergärten im ganzen Land errichtet hatte. 
Dazu kamen noch einige wirtschaftsliberale und nationalistische 
Politiker, die eine breite Verankerung der AKP in der türkischen 
Mittelschicht garantieren sollten. Mit dieser Formation errang 
Erdoğan nur ein Jahr nach Gründung einen fulminanten Wahl-
sieg bei der türkischen Parlamentswahl. Erst nach einer Verfas-
sungsänderung im Jahr 2003 konnte er selbst das Amt des Minis-
terpräsidenten übernehmen, da für ihn weiterhin ein politisches 
Betätigungsverbot bestand.7
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Schritt für Schritt drückte die AKP gegen den erbitterten Wider-
stand des Militärs und der kemalistischen Opposition dem Land 
ihren Stempel auf. Besonders das Bildungssystem mussten die 
Islamisten unter ihre Kontrolle bekommen, um die nachfolgen-
den Generationen für ihre Ziele zu gewinnen. Unermüdlich stritt 
man für die Abschaffung des Kopftuchverbots an Universitäten,8 
führte Arabisch, Koran und das Leben des Propheten Moham-
med als neue Schulfächer ein und ermöglichte die Unterweisung 
im Koran sogar schon für Kleinkinder ab drei Jahren. Die Rolle 
der streng-religiösen İmam-Hatip-Schulen wurde erheblich aus-
gebaut und ihre Abschlüsse denjenigen der regulären Gymnasien 
gleichgesetzt.9 Mehrere Reformen im Justizsystem stärkten die 
Rolle der Regierung, u. a. wurden Zensurbefugnisse für den Mi-
nisterpräsidenten geschaffen und ein Antiterrorgesetz verabschie-
det, das seit 2013 die Verfolgung von Politikern und kritischen 
Journalisten erlaubt. Auch das immer noch säkular eingestellte 
Militär wurde in seinem Einfluss beschnitten, u. a. wurden ihm 
Sitze im Nationalen Sicherheitsrat entzogen.

Westliche Politiker und Journalisten sahen in dieser Entwicklung 
jedoch lange Zeit kein Problem. Im Gegenteil: Das Zurückdrän-
gen des säkularen Militärs aus wichtigen staatlichen Positionen 
wurde sogar positiv gesehen.10 Als vielleicht eindrücklichstes Bei-
spiel für die Begeisterung, die Erdoğans Politik damals in der EU 
und Deutschland entfachte, erhielt er im Jahr 2004 aus den Hän-
den des deutschen Bundeskanzlers Gerhard Schröder in Berlin 
den Preis als „Europäer des Jahres“. Schröder lobte den türki-
schen Islamisten als „großen Reformpolitiker“ und stellte ihm 
den EU-Beitritt in Aussicht.11 Daher konnte die AKP den Aus-
bau ihrer Macht auch mit der Annäherung an die EU rechtferti-
gen. Die zeitweilige Abschaffung der Todesstrafe und die Grün-
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dung eines Senders in kurdischer Sprache wurden ebenfalls als 
Entgegenkommen Erdoğans interpretiert. Dazu trugen auch eine 
zunächst auf Ausgleich bedachte Außenpolitik sowie wirtschafts-
liberale Reformmaßnahmen bei. Als Belohnung wurden ab 2005 
die EU-Beitrittsverhandlungen aufgenommen. Auf warnende 
Stimmen hörte man nicht, so dass die AKP-Regierung nun in 
den Genuss mehrerer Milliarden Euro an „Heranführungshilfen“ 
aus den Händen der europäischen Steuerzahler kam, während sie 
Schritt für Schritt die Türkei weiter islamisierte.

Bis Ende der 2000er Jahre war es Erdoğan gelungen, mit der 
AKP eine funktionierende Machtmaschinerie zu errichten und in 

Recep Tayyip Erdoğan wird im Jahr 2004 vom damaligen Bundeskanzler 
 Gerhard Schröder mit einer goldenen Quadriga geehrt. Viele europäische 
Politiker hofierten den Islamisten und priesen ihn als visionären Reformer.
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mehreren Wahlsiegen auf allen Ebenen den Einfluss seiner isla-
mistischen Bewegung auszubauen. Die säkularen Kräfte drängte 
er aus dem Bildungssystem heraus und machte dem weiterhin 
argwöhnischen Militär seine dominierende Stellung im Staat 
streitig. Die Beitrittsverhandlungen mit der EU führten zu ei-
nem erheblichen Gewinn an internationalem Ansehen und füll-
ten nicht zuletzt die Kassen des neuen Regimes mit europäischen 
Geldern. Ein Wirtschaftsaufschwung ließ auch die anfängliche 
Skepsis der türkischen Mittelschicht schwinden, so dass Erdoğan 
im In- und Ausland als Hoffnungsträger einer neuen Zeit galt. 
Dies hat nicht zuletzt auch mit außenpolitischen Ambitionen zu 
tun.

Die Türkei als Großmacht des 21. Jahrhunderts?

Schon seit den 1950er Jahren gilt die Türkei als wichtiger Au-
ßenposten der NATO, damals natürlich auch bedingt durch die 
geographische Nähe zur Sowjetunion. Und auch aktuell stellt 
die Türkei mit fast 600.000 aktiven Soldaten12 das zweitstärkste 
Kontingent im westlichen Verteidigungsbündnis, nach den USA, 
aber deutlich vor Frankreich, Deutschland und dem Vereinig-
ten Königreich.13 Mit dieser militärischen Stärke und dem zu-
nehmenden Wirtschaftsaufschwung im Rücken konnte Erdoğan 
hochfliegende Pläne für eine Vormachtstellung der Türkei im 
Nahen Osten entwickeln. Sie ruhen auf zwei Pfeilern:

Der erste ist das Streben nach einer Einheit aller Turkvölker, das 
man auch als Panturkismus bezeichnet. Dieses pantürkische Kon-
zept hat den Vorteil, dass es auch säkularen Kräften vermittel-
bar ist, da seine Gemeinsamkeit nicht auf Religion, sondern auf 
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der ähnlichen Sprache, Kultur und Ethnie beruht. Neben den 
Türken würde das zunächst die eng verwandten Aserbaidschaner 
mit einschließen, dazu die zentralasiatischen Nationen der Kasa-
chen, Usbeken, Turkmenen, Kirgisen und Uiguren. Wir erinnern 
uns: Die Türken stammten ursprünglich aus Zentralasien, bevor 
sie ihren Eroberungszug nach Westen antraten und ihr heutiges 
Siedlungsgebiet einnahmen. Außer im Falle der Aserbaidschaner 
krankt das Konzept allerdings daran, dass alle anderen Turkvöl-
ker verhältnismäßig weit entfernt leben und der mächtige Iran 
wie ein Riegel zwischen ihnen und der Türkei liegt. Die islami-
schen Uiguren leben sogar in China und sind damit unerreichbar 
für Erdoğans Ambitionen, obwohl er sich regelmäßig als deren 
Schutzherr präsentiert.14 Daher kam es nur im Falle des kleinen 
Aserbaidschan zu einer wirklich tiefgreifenden Annäherung.15 
Die zentralasiatischen ehemaligen Sowjetrepubliken haben hin-
gegen in Russland ihren traditionellen Partner.16

Wichtiger für die türkischen Pläne – und auch eher eine Herzens-
angelegenheit Erdoğans – ist der zweite Pfeiler, der sogenannte 
Neo-Osmanismus. Wie der Name vermuten lässt, beruht er auf ei-
ner Anknüpfung an die Größe des Osmanischen Weltreiches, das 
sich über drei Kontinente erstreckte, und auf der Erinnerung an 
den Glanz der Sultane als Oberhäupter der Muslime. Auch wenn 
Erdoğan mit Sätzen wie „Wir werden nicht Gefangene auf 780.000 
Quadratkilometern sein“, eine etwas martialische Sprache anklin-
gen lässt,17 so ist er doch Realist genug, um nicht den Fehler zu be-
gehen, einen großangelegten Rückeroberungskrieg vom Zaun zu 
brechen. Vielmehr versucht er ein Geflecht aus wirtschaftlichen, 
diplomatischen, kulturellen und militärischen Abhängigkeiten 
zu errichten, das den Einfluss der Türkei auf ihre Nachbarn und 
einstigen Untertanen schrittweise erhöht. Allmählich soll die Tür-
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kei so als Vormacht im Nahen Osten und auf dem Balkan etab-
liert werden18 – und wer weiß, ob sich in diesem Zuge nicht doch 
auch günstige Gelegenheiten für Gebietsgewinne ergeben? Um 
die Sympathien islamistisch gesinnter Araber zu gewinnen, setzt 
Erdoğan verstärkt auf die ihm ideologisch nahestehende Muslim-
bruderschaft. Deren Ursprünge liegen im Ägypten der 1920er 
Jahre, wo sie auch heute noch besonders stark ist. Mittlerweile ist 
die islamistische Bewegung aber auf der ganzen Welt als Betreiber 
von Moscheen, Schulen, Krankenhäusern und Kindergärten tätig 
und auch in Deutschland aktiv.19 Ihr Ziel ist die Errichtung einer 
islamischen Ordnung auf Grundlage der Scharia. Sie bevorzugt 
eine langsame Unterwanderung der Gesellschaft, aber bestimmte 
Zweige sind durchaus auch zu gewalttätigen und terroristischen 
Handlungen bereit: So gab es mehrere Attentate auf ägyptische 
Staatsführer, weshalb die Bruderschaft jahrzehntelang verboten 
war und nur im Untergrund wirken konnte.20 Auch die palästi-
nensische Terrororganisation Hamas gilt als Ableger der Muslim-
brüder und Erdoğan verheimlicht seine Sympathie ihr gegenüber 
kaum.21 Es gibt sogar Berichte über eine verdeckte Finanzierung 
der Hamas aus türkischen Quellen.22

Die eigentliche Stunde der Muslimbruderschaft schlug jedoch 
mit dem sogenannten Arabischen Frühling: Von westlichen 
Medien und Organisationen als angebliche Demokratiebewe-
gung gepriesen,23 zeigte sich bald schon das wahre Gesicht der 
Aufstände, die ab 2010 die arabische Welt erschütterten. Die 
jahrzehntelange Aufbauarbeit der Muslimbrüder trug nun ihre 
Früchte: In Ägypten triumphierten sie mit ihrem Kandidaten 
Mohammed Mursi in den ersten freien Wahlen der Geschichte,24 
in Tunesien setzte sich der örtliche Ableger der Muslimbrüder, 
die sogenannte Ennahda-Partei durch.25 In Libyen26 und auch in 
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Jordanien27 wurde die Aufstandsbewegung von der Muslimbru-
derschaft angeführt. Insbesondere in Ägypten und Libyen konn-
te bzw. kann sich die Bewegung auf Erdoğans Rückendeckung 
verlassen: Die Türkei zählte zu den Hauptunterstützern der is-
lamistischen Regierung Libyens unter Fajis al-Sarradsch,28 auch 
pflegte Erdoğan zu Mohammed Mursis Ägypten ausgezeich-
nete Beziehungen, ja sogar im weit entfernten Marokko sehen 
die dortigen Muslimbrüder die türkische AKP als Vorbild an.29  

Der Arabische Frühling war für Erdoğans neo-osmanisches Pro-
jekt also eine gewaltige Chance – und er ließ sie sich nicht ent-
gehen, wie seine zunehmend aggressive Einflussnahme im öst-
lichen Mittelmeerraum zeigt. Neben der ideologischen Nähe 
zu den Muslimbrüdern sind es allerdings auch ganz handfeste 

Erdoğan zeigt den sogenannten Rabia-Gruß, ein Erkennungszeichen der 
Muslim bruderschaft, um seine Solidarität mit der radikal-islamischen  Bewegung 
 auszudrücken. 
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wirtschaftliche Interessen, die das Engagement der Türkei dort 
begründen. Die reichen Gas- und Ölvorkommen des Landes lo-
cken Ankara mindestens ebenso sehr wie die Aussicht auf einen 
islamistischen Außenposten. Die Türken geraten dabei regelmä-
ßig mit saudischen, israelischen und griechischen Interessen an-
einander.30

Großmachtstreben an der Schwelle zum Krieg

Der Höhepunkt in Ankaras Interventionspolitik zeigte sich aller-
dings erst in Syrien. Anders als in Ägypten, Libyen und Tunesien 
gelang es der sunnitisch-islamistischen Widerstandsbewegung 
dort nicht, den Machthaber Assad zu stürzen und die Scharia 
an die Stelle seiner säkularen Diktatur zu setzen. Stattdessen ver-
sank das Land in einem jahrelangen blutigen Bürgerkrieg, der 
sich zugleich zu einem regionalen Stellvertreterkrieg zwischen 
Saudi-Arabien (aufseiten der Aufständischen) und dem Iran (auf-
seiten Assads) auswuchs. Schließlich wurde durch amerikanische 
und russische Interventionen aus dem Bürgerkrieg ein globaler 
Konflikt. Der ständige Zustrom an ausländischen Kämpfern und 
Kapital lässt diesen Konflikt bis heute nicht zur Ruhe kommen. 
Beide Seiten nutzen sich seitdem in einem zähen Erschöpfungs-
krieg ab. Die Türkei konnte den dramatischen Entwicklungen in 
ihrem südlichen Nachbarland dabei nicht tatenlos zusehen. Ob-
wohl Erdoğan zuvor recht gute Beziehungen zum Assad-Regime 
gepflegt hatte, schlug er sich ab 2012 voll und ganz auf die Seite 
der sunnitisch-islamistischen Aufständischen: Nicht nur wurden 
Kämpfer der sogenannten Freien Syrischen Armee ganz offiziell 
von der Türkei ausgebildet,31 sogar islamistische Terroristen wie 
der Islamische Staat (IS), die Al-Nusra-Front (die syrische Version 
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des internationalen Terrornetzwerks Al-Kaida) und Dschaisch-al-
Fatah konnten offenbar jahrelang ungehindert über die türkische 
Grenze nach Syrien einsickern, erhielten türkische Waffen über 
inoffizielle Kanäle32 und nutzten die Türkei als Rückzugsgebiet 
für ihren Kampf gegen Assad.33

Erdoğan verfolgte dabei zwei Interessen: Einerseits ging es um den 
Ausbau der türkischen Machtposition in der Levante, d. h. den 
Küstengebieten am östlichen Mittelmeer – und eine ideologisch 
verwandte, sunnitisch-islamistische Regierung in Damaskus wür-
de dem sehr entgegenkommen. Andererseits sollte die kurdische 
Minderheit, die auf beiden Seiten der türkisch-syrischen Grenze 
lebt, niedergehalten werden. Die Kurden im Norden Syriens, mit 
besten Beziehungen zur Terrororganisation PKK in der Türkei, 
nutzten nämlich das Chaos des Bürgerkriegs aus, um sich selbst 
zu bewaffnen, und schienen lange als lachende Dritte aus dem 
Konflikt hervorzugehen. Erdoğan musste also befürchten, dass 
die kurdische Rebellion auf sein eigenes Land übergriff, in dem 
der Großteil der Kurden lebt. Ab 2015 verschlechterte sich die 
Situation aus türkischer Sicht, weil die Russen verstärkt auf As-
sads Seite eingriffen, die Islamisten zurückdrängten und sich die 
kurdischen PKK-nahen Kräfte in ihrem Windschatten immer 
mehr ausbreiteten. Um ein Haar wäre es sogar zu einem türkisch-
russischen Krieg gekommen, nachdem die Türken einen russi-
schen Kampfjet im syrischen Grenzgebiet abgeschossen hatten.34 
Doch es folgte nur eine diplomatische Eiszeit zwischen beiden 
Ländern. Allmählich musste der türkische Staatsführer einsehen, 
dass an den erstarkenden Russen kein Weg vorbeiführte und er 
bewegte sich notgedrungen auf seinen einstigen Gegner zu. Mit 
russischer Duldung ließ Erdoğan in bisher drei Offensiven tür-
kische Bodentruppen nach Nordsyrien einmarschieren, um das 
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kurdische Staatsbildungsprojekt im Keim zu ersticken. Viele Be-
obachter bewerten diese Besetzung syrischen Staatsgebiets als 
völkerrechtswidrig,35 doch noch Anfang 2023 standen die tür-
kischen Truppen dort. Seit dem Ukrainekrieg sinkt die Präsenz 
russischer Truppen in Syrien, die nun weiter nördlich dringender 
gebraucht werden – damit steigt das Risiko einer erneuten türki-
schen Bodenoffensive mit unabsehbaren Folgen für die Region.36 

Seine Ziele in Syrien konnte der türkische Präsident nur zum 
Teil erreichen. Das Assad-Regime ist dank russischer und irani-
scher Unterstützung – und zum Ärger der türkischen Regierung 
– wieder weitestgehend stabilisiert, die islamistischen Rebellen 
halten nur noch einen schmalen Grenzstreifen um die Stadt Id-
lib. Dennoch gelang es Erdoğan immerhin, die Kurden im Nor-
den Syriens daran zu hindern, einen eigenen Staat zu gründen, 
den die Türkei sonst als ernsthafte Bedrohung ihrer territorialen 
Integrität ansehen würde. Doch durch ihre Eingriffe zugunsten 
der syrischen Islamisten hat die Türkei erheblich an internatio-
nalem Ansehen eingebüßt. Die wankelmütige Politik gegenüber 
den Russen und Iranern, die bald als Gegner, bald als halbe Ver-
bündete betrachtet wurden, nährt Zweifel an der Zuverlässigkeit 
Erdoğans.

Nicht zuletzt ist der Preis des Bürgerkriegs, der eben auch durch 
türkische Interventionen und Waffenlieferungen befeuert wurde, 
für die türkische Gesellschaft hoch: Zahllose syrische Flüchtlin-
ge strömten seit 2012 in die Türkei, Ende 2021 waren es rund 
3,6 Millionen.37 Auch die hohe Geburtenrate trägt zum Anstieg 
der syrischen Minderheit bei. So sollen seit 2015 über 450.000 
syrische Kinder in der Türkei geboren worden sein. Nur ein Teil 
lebt in den von den UN betriebenen Lagern. Der Rest verteilt 
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sich v. a. in der südöstlichen Türkei: So hat die Provinz Kilis in 
der Nähe zur Grenze bereits einen Flüchtlingsanteil von 75 Pro-
zent.38 Diese Syrer sorgen in der Regel für sich selbst und haben 
sich auf dem Arbeitsmarkt weitgehend integriert. Ihre Rückkehr-
bereitschaft sinkt allerdings stark mit zunehmender Aufenthalts-
dauer.39

Lagerübergreifend zeigt sich eine stark steigende Unzufriedenheit 
mit den syrischen Gästen, v. a. in ökonomischer Hinsicht. Die 
kulturelle Nähe und der mehrheitlich islamische Glaube sorgen 
zwar dafür, dass sich Syrer in der Türkei weitaus leichter integ-
rieren als beispielsweise in Europa, aber steigende Lebensmittel-
preise, Schwarzarbeit und – damit verbunden – fallende Löhne 
gefährden zunehmend die wirtschaftliche Situation der Einhei-
mischen.40

Obwohl Erdoğan als Schutzherr der syrischen Flüchtlinge gilt, 
gerät er deshalb durch die türkische Opposition zunehmend 
unter Druck.41 Ein besonders bequemes Ventil bot sich in den 
Jahren 2015 und 2016, als immer mehr Flüchtlinge in Richtung 
Europa – vornehmlich nach Deutschland, Schweden und Öster-
reich – weiterzogen, weil ihnen der Lebensstandard in der Türkei 
nicht ausreichte. Wohlgemerkt waren das nicht nur Syrer, son-
dern auch viele Afghanen, Iraner und Nordafrikaner, von denen 
sich viele als Syrer ausgaben, um ihre Asylchancen zu erhöhen. 
Die deutsche Bundesregierung unter Angela Merkel tat Erdoğan 
mit ihrer Aufnahmebereitschaft daher einen großen Gefallen. 
Die millionenfache Einreise nach Europa rettete zwar keinem 
einzigen Syrer das Leben – in der Türkei herrscht bekanntlich 
kein Krieg –, aber sie erleichterte den türkischen Präsidenten um 
eine unangenehme Last.
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Und Merkel gab ihm eine mächtige Waffe in die Hand: Das Aus-
maß an Planlosigkeit und Ignoranz, das sich hinter dem „Wir 
schaffen das“ und „Jetzt sind sie halt da“ der Bundeskanzlerin ver-
birgt, offenbarte ihre Schwäche gegenüber Erpressungsversuchen 
aus Ankara. Angesichts der Hunderttausenden, die ab Herbst 
2015 Monat für Monat über die Grenze strömten, bröckelte der 
Rückhalt Merkels in der deutschen Bevölkerung und auch in der 
eigenen Partei. Der extreme Handlungsdruck führte dazu, dass 
die Bundeskanzlerin mit dem türkischen Präsidenten das soge-
nannte Türkei-Abkommen schloss. Da das politische Europa es 
versäumt hatte, für den Schutz der eigenen Außengrenzen aufzu-
kommen, musste nun Erdoğan als Türwächter die Massen vom 
Grenzübertritt abhalten, was er sich gebührend bezahlen ließ: 
U. a. wurden ihm die Visafreiheit für türkische Staatsbürger und 
die Beschleunigung der EU-Beitrittsverhandlungen versprochen. 
Zudem wurden bis 2020 sechs Milliarden Euro Hilfsgelder an 
die Türkei für die sich dort aufhaltenden Flüchtlingen gezahlt.42

Dabei ist der Grundgedanke des Abkommens nicht falsch: Dass il-
legale Migranten aus Griechenland in die Türkei zurückbefördert 
werden, ist zunächst sinnvoll und bedarf natürlich türkischer Zu-
stimmung, die etwas kosten wird. Das Problem ist jedoch, dass es – 
erst zwei Jahrzehnte nach der Öffnung der europäischen Binnen-
grenzen mit dem Schengener Abkommen – in aller Eile zustande 
kam und im Detail entsprechend schlecht durchdacht war. So 
muss für jeden zurückbeförderten Migranten ein anderer Mig-
rant aufgenommen werden, was natürlich das Ziel eines Grenz-
schutzes unterläuft. Zudem gibt es keinen völkerrechtlich bin-
denden, langfristig ausgelegten Vertrag mit klaren Regelungen. 
Damit sitzt Erdoğan praktisch am längeren Hebel, weil er den 
Preis beständig hochtreiben kann. Dementsprechend drohte er 
nach Abschluss des informellen Abkommens regelmäßig mit 
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dem Bruch, um sich jeweils neue Zugeständnisse zu erpressen.43 
Auf dieser wackeligen Basis kann der Schutz Europas vor einer 
neuen Einwanderungswelle nicht stehen. Denn unter den gegen-
wärtigen Umständen kann eine Laune des türkischen Staatspräsi-
denten eine neue Völkerwanderung nach Europa lostreten.

Wie weit Erdoğan bereit ist zu gehen, zeigte sich im Februar und 
März 2020. Nachdem seine neuerlichen Forderungen an die EU 
unerhört blieben, öffnete er die Grenze zu Griechenland und 
schickte Migranten in Bussen an die Grenzübergänge. So bau-
te er maximalen Druck auf. Bis zu 80.000 Migranten drängten 
innerhalb eines einzigen Wochenendes an die türkisch-griechi-
sche Landgrenze.44 Die Bundesregierung unter Angela Merkel 
reagierte genauso, wie man es erwarten konnte: mit beschwichti-
genden Worten und tatenlos.45 Während sich spontane Zeltlager 
an der Grenze bildeten, Polizisten angegriffen und Grenzzäune 
demoliert wurden, war es in erster Linie dem hartnäckigen Ein-
satz der griechischen Sicherheitskräfte zu verdanken, dass ein 
neues „2015“ noch einmal abgewendet werden konnte.46 Doch 
es bleibt dabei: Die Situation an der Grenze zur Türkei ist auch 
heute noch unvorhersehbar, der Schutz der Außengrenzen nicht 
gewährleistet. Erdoğan kann einen neuen Migrationsstrom wie 
eine Waffe gegen Europa einsetzen – und er wird es wieder tun, 
sobald es ihm günstig und nützlich erscheint. Das Reservoir an 
Migranten ist in der Türkei praktisch unerschöpflich und damit 
auch das Erpressungspotenzial.
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Säbelrasseln als Symptom der Krise?

Doch woran liegt es, dass Erdoğan die Beziehungen zu seinen 
europäischen Nachbarn mit derart feindseligen Handlungen aufs 
Spiel setzt? Zwar fallen die Reaktionen der Europäer regelmäßig 
hilflos und schwach aus, doch dies allein wäre nicht Grund ge-
nug. Vielmehr hat die Türkei nun schon seit Jahren mit gravieren-
den inneren und äußeren Problemen zu kämpfen. Auf den ersten 
Blick florierte das Land die letzten Jahre: Die Türkei wurde für 
Touristen immer beliebter,47 das Pro-Kopf-Einkommen wuchs 
kontinuierlich,48 die Armee gehört zu den stärksten der NATO 
und Erdoğans gigantischer neuer Präsidentenpalast49 scheint aus-
drücken zu wollen, dass der starke Mann am Bosporus fester im 
Sattel sitzt denn je. Die inneren Konflikte sind aber nach wie vor 
immens: Ein Putschversuch des Militärs konnte 2016 zurückge-
schlagen werden. Doch seitdem füllten sich die Gefängnisse mit 
tatsächlichen oder vermeintlichen Verschwörern.50 Der einfluss-
reiche fundamentalistische Prediger Gülen, einst Verbündeter 
der ersten Stunde, ist bei Erdoğan in Ungnade gefallen und muss 
im Exil in den USA leben, während seine Anhänger ebenfalls für 
den Putsch und allerlei Verschwörungen verantwortlich gemacht 
werden.51 Korruptionsskandale um Erdoğans engste Vertraute 
schüren den Argwohn derer, die mit dem streng-islamischen Em-
porkömmling und seinen provinziellen Wurzeln ohnehin nie viel 
anfangen konnten.52 Und auch der Kurdenkonflikt im Südosten 
der Türkei, der nicht nur das Land zu zerreißen droht, sondern 
auch viele Menschenleben kostet, flammt in regelmäßigen Ab-
ständen wieder auf.53 Auf wirtschaftlicher Seite kommt die hohe 
Inflation hinzu, die das Vermögen der gerade erst angewachsenen 
Mittelschicht Jahr um Jahr entwertet.54
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Auch außenpolitisch sind die hochfliegenden Pläne des türki-
schen Präsidenten zum größten Teil gescheitert: Im syrischen 
Debakel verprellte Erdoğan seine Verbündeten und konnte nur 
mit Mühe und russischer Unterstützung eine halbwegs gesichts-
wahrende Lösung finden – gewonnen hat er letztendlich kaum 
etwas und das Verhältnis zu Putin ist außerordentlich wechsel-
haft. Ägyptens Präsident Mursi, strenggläubiger Muslimbruder 
und einer der wichtigsten Pfeiler in Erdoğans neo-osmanischer 
Strategie, wurde schon 2013 wieder vom Militär abgesetzt.55 Die 
ebenfalls den Muslimbrüdern nahestehende, von der Türkei ge-
deckte libysche Regierung muss sich jahrelang mit einer militä-
risch gestützten Gegenregierung herumschlagen – wobei keine 
Seite stark genug war, das Patt zu beenden. Anfang 2021 wurde 
zwar eine Übergangsregierung gebildet, doch ihre Legitimation 
ist unklar und ihr Schicksal steht in Frage.56 Die Ernennung einer 
Parallelregierung ein Jahr später im März 2022 verdeutlicht die 
instabile politische Lage.57 Auch zu Israel und zum mächtigen 
Saudi-Arabien herrscht ein eher kühles Verhältnis.58 Kurzum: 
Erdoğan hat außenpolitisch zu hoch gepokert, sein unberechen-
barer Kurs seit dem „Arabischen Frühling“ hat jede Menge Por-
zellan zerschlagen. Von der einst angestrebten Vormachtstellung 
im östlichen Mittelmeerraum ist nur der kühne Traum geblieben.

Der Präsident reagiert auf die schwelende Krise mit zwei Rezep-
ten. Zum einen, indem er seine persönliche Macht gezielt aus-
baut, um es der Opposition so schwer wie möglich zu machen, 
ihn zu verdrängen: Das Verfassungsreferendum im Jahr 2017, das 
viele Kompetenzen in den Händen des Präsidenten bündelt, mo-
bilisierte seine Anhänger im In- und Ausland.59 Doch der knappe 
Ausgang60 und die Verluste bei der Parlamentswahl 201861 zei-
gen, dass Erdoğan nicht mehr unumstritten ist. Politische Säu-
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berungen unzuverlässiger Beamter62 sollen Abhilfe schaffen. Aber 
auch der Justiz kann sich Erdogan offenbar ungeniert bedienen. 
Im Dezember 2022 wurde gegen den amtierenden Bürgermeis-
ter von Instanbul ein Politikverbot verhängt. Imamoglu galt spä-
testens seit 2019 als aussichtsreicher Herausforderer Erdogans. 
Damals gewann der zur Mitte-Links-Partei CHP gehörende und 
noch relativ unbekannte Politiker in Instanbul die Wahl gegen 
Erdogans AKP und galt seitdem als möglicher Präsidentschafts-
kandidat für die Wahl in 2023. Die Begründung für das Verbot 
samt einer drohenden Haftstrafe – Beamtenbeleidigung – mutet 
unverhältnismäßig an. Kritiker sehen darin ein „politisch moti-
viertes Verfahren“ und einen „Rückschlag für die Demokratie.“63

Als zweites Mittel, um neue Popularität zu gewinnen, verstärkt 
der immer noch mächtige, wenn nun auch angeschlagene Mann 
am Bosporus seine Aktivitäten an anderen Fronten, nachdem die 
Expansionspläne im Südosten gescheitert sind. Wenn das syri-
sche Abenteuer und die Einmischung in Ägyptens und Libyens 
innere Angelegenheiten nicht das gewünschte Ergebnis liefern, 
dann wird vielleicht ein Konflikt mit Griechenland den lang er-
sehnten außenpolitischen Erfolg bringen.

Zwar ist man mit dem kleinen westlichen Nachbarn gemeinsam in 
der NATO organisiert, doch die Erinnerung an Jahrhunderte der 
Feindschaft und gegenseitigen Demütigungen haben ihre Spuren 
hinterlassen. Das Verhältnis war jedenfalls nie besonders herzlich 
und in der Erpressungsaktion aus dem Türkei-Abkommen im 
Jahr 2020 lag natürlich auch eine starke anti-griechische Kompo-
nente. Doch der Konflikt reicht, wie gesagt, tiefer und auch hier 
überlagern sich ideologische und wirtschaftliche Interessen. Ent-
scheidend für die insbesondere seit 2018 zunehmende diploma-
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tische Eiszeit zwischen Griechenland und der Türkei ist der Streit 
um einige ägäische Inseln, die von beiden Ländern beansprucht 
werden. Die Türkei fährt dabei eine Strategie der regelmäßigen 
Grenzverletzungen, um Griechenland zum Einlenken zu bewe-
gen – und Erdoğan hat die ständigen Nadelstiche weiter verstärkt. 
Die Inseln sind auch deshalb wichtig, weil von ihnen die wirt-
schaftlichen Einflussgebiete im Mittelmeer abhängen. Die 
weltweit wachsende Nachfrage nach Erdgas macht es beson-
ders lukrativ, den Konflikt um diese Inseln zu suchen, denn die 
Gasvorkommen, die in den letzten zehn Jahren im östlichen 
Mittelmeer entdeckt wurden, haben ein Volumen von meh-
reren Billionen Kubikmetern.64 2019 gründeten die Anrainer-
staaten Griechenland, Zypern, Ägypten, Italien, Jordanien und 
Israel ein Forum zur Erkundung und Ausbeutung der Gasre-
serven. Die Türkei war aufgrund ihres spannungsgeladenen 
Verhältnisses zu einigen der Mitglieder nicht beteiligt.65 Statt-
dessen versucht Erdoğan nun auf eigene Faust und mit brachi-
alen Mitteln, an den Schatz im Meeresgrund heranzukommen. 
Während die Türken also griechische Patrouillenboote ram-
men, Grenzsoldaten festnehmen und Erkundungsschiffe blo-
ckieren,66 reagiert das griechische Parlament mit einer einseiti-
gen Ausweitung der eigenen Hoheitsgebiete.67 Seit 2018 ist aus 
dem schwelenden ein offener Konflikt geworden, Kriegsdro-
hungen von türkischer Seite inklusive.68 Die haben sich Ende 
2022 konkretisiert, als Erdogan sich immer radikaler äußerte 
und in Richtung Athen indirekt mit dem Einsatz der Rakete 
„Tayfun“ drohte, sollte Griechenland „keine Ruhe geben“ und 
weiter versuchen, der Türkei „etwas wegzunehmen.“69

Da die Türkei an Bevölkerungszahl und militärischer Stärke 
überlegen ist und Erdoğan zudem immer die Migration als 



59

Waffe gegen den westlichen Nachbarn einsetzen kann, ist Grie-
chenland durch die türkischen Erpressungsversuche akut gefähr-
det. Der Mann am Bosporus sitzt am längeren Hebel und wird 
diesen auch einsetzen, wenn er sich einen Erfolg davon verspricht. 
Der nächste Konflikt, der Erdoğan zumindest einen innenpoli-
tischen Prestigegewinn verschaffen konnte, spielte sich zwischen 
den beiden östlichen Nachbarn Armenien und Aserbaidschan ab. 
Während das Verhältnis der Türken zu ihrem kleinen aserbaidscha-
nischen Brudervolk sehr eng ist, sind die Armenier nach wie vor in 

Die türkischen Ansprüche im östlichen Mittelmeer überschneiden sich mit den 
„Ausschließlichen Wirtschaftszonen“ (AWZ) Griechenlands und Zyperns – ein 
Grund für die regelmäßigen türkischen Grenzverletzungen gegenüber dem 
westlichen Nachbarn.
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der Türkei nicht wohlgelitten: Der Völkermord an der christlichen 
Bevölkerung wird in der Türkei bis heute und bis in die höchsten 
Kreise offiziell geleugnet;70 die verbliebene, mittlerweile winzige 
armenische Minderheit ist zahlreichen Schikanen ausgesetzt.71 Als 
im Juli 2020 der lange eingefrorene Krieg zwischen Armenien und 
Aserbaidschan um das Bergkarabach-Gebiet wieder aufflammte, 
war aus Sicht des türkischen Präsidenten klar, auf welcher Seite 
er sich positionieren würde: Nicht nur jubelte Erdoğan der aser-
baidschanischen Aggression dankbar zu, er entsandte ab Novem-
ber auch türkische Truppen zur Überwachung des anschließenden 
Waffenstillstands, der sehr zugunsten der Aserbaidschaner ausfiel: 
Die armenischen Stellungen in Bergkarabach waren regelrecht 
überrannt worden, der größte Teil der traditionell christlichen Re-
gion musste an die Angreifer übergeben werden. Die gemeinsame 
Siegesparade in Baku feierte Erdoğan denn auch Seite an Seite mit 
seinem aserbaidschanischen Amtskollegen Alijew, wobei er sich 
zu einem besonders gehässigen Satz hinreißen ließ: Dies sei der 
Tag, an dem Enver Paschas Seele Frieden gefunden habe.72 Wir 
erinnern uns: Enver Pascha war der Hauptverantwortliche für den 
Völkermord an den Armeniern im Osmanischen Reich.

Was bleibt nun von Erdoğans neo-osmanischen Plänen? Die Bi-
lanz ist bisher ziemlich durchwachsen. In der arabischen Welt wa-
ren seine Versuche eine türkische Vormachtstellung aufzubauen, 
nicht erfolgreich: In Ägypten konnten sich die von ihm protegier-
ten Muslimbrüder nur wenige Jahre halten, in Libyen bestehen 
nach wie vor unklare Verhältnisse und in Syrien herrscht weiterhin 
der vom Iran und Russland unterstützte Assad. Durch den Krieg 
zwischen der Ukraine und Russland hat Erdoğan Ende 2022 aller-
dings die Chance ergriffen, als Vermittler aufzutreten und so die 
Rolle der Türkei zu stärken. Er und Putin verkündeten, die Türkei 
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zum Drehkreuz für russische Öl- und Gaslieferungen zu machen, 
was wichtige Handelswege in den Nahen und Mittleren Osten so-
wie nach Afrika öffnet. Erdoğan kann sich so als wichtiger dip-
lomatischer Akteur auf der weltpolitischen Bühne positionieren, 
der die Kriegsparteien zur Verhandlung bringen und die Region 
stabilisieren könnte.73

Der Vorstoß des aserbaidschanischen Verbündeten gegen Arme-
nien war aus türkischer Sicht zwar erfolgreich, aber eher von sym-
bolischem Wert. Nachdem der Großteil der christlichen Armenier 
bereits im letzten Jahrhundert von Türken ausgerottet oder vertrie-
ben wurde, gibt es in dem schmalen Bergland, ohne Zugang zum 
Meer oder mächtige Verbündete, heute nicht mehr viel zu holen. 
Da die türkische Expansion nach Osten also an ihre Grenzen stößt, 
ist zu vermuten, dass sich Erdoğan wieder verstärkt dem Westen 
zuwenden wird.

Eine symbolträchtige Handlung des türkischen Präsidenten weist 
sehr wahrscheinlich in diese Richtung: Die Hagia Sophia, Meister-
werk der byzantinischen Baukunst und Perle des alten Konstan-
tinopel, wurde am 24. Juli 2020 in einem bombastischen Staats-
akt wieder in eine Moschee umgewandelt. Atatürk hatte in dem 
mächtigen Bauwerk mit wechselvoller Vergangenheit – als Kirche 
erbaut, dann von den Osmanen zur Reichsmoschee umgewandelt 
– einst ein Museum eröffnet. So wurde auch seine jahrtausendealte 
christliche Geschichte wieder sichtbar. Nun drehte Erdoğan das 
Ganze wieder um: Weltberühmte Mosaike, die Jesus und Maria 
darstellen, wurden abgedeckt, blaue Gebetsteppiche auf dem ge-
schichtsträchtigen Boden ausgelegt und weiß gekleidete Imame 
rezitierten die Verse des Koran.74 Dieser Akt war nicht nur eine 
Provokation gegenüber dem christlich geprägten Europa im All-
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gemeinen, sondern wandte sich ganz speziell an den westlichen 
Nachbarn Griechenland. Denn für die Griechisch-Orthodoxe Kir-
che ist die Hagia Sophia so etwas wie der Petersdom für die Ka-
tholiken. Man muss davon ausgehen, dass der türkische Präsident 
dies bewusst als Teil einer Kampagne zur Einschüchterung Grie-
chenlands angesetzt hat. Denn die Hagia Sophia ist kein Einzelfall: 
Nur wenige Wochen später folgte die Islamisierung der Istanbuler 
Chora-Kirche, ebenfalls ein berühmtes byzantinisches Bauwerk.75 
Man kann Erdoğan nicht vorwerfen, dass er mit seinen Absichten 
hinter dem Berg hält. Man muss aber der EU-Führung vorwerfen, 
dass sie sich nach wie vor weigert, diesen Wink mit dem Zaunpfahl 
auch nur zu registrieren!

Die steigenden Gaspreise werden den ohnehin bestehenden Streit 
der Türkei mit Griechenland umso mehr anheizen und haben sogar 
das Potenzial, die NATO zu zerreißen. Ob es zu einem Bedeutungs-
verlust oder mittelfristig zum Austritt eines der beiden Mitglieder 
kommen wird, lässt sich heute noch nicht sagen. In jedem Fall 
wird das Militärbündnis auch in Zukunft durch den türkisch-grie-
chischen Konflikt auf die Probe gestellt. Die wirtschaftliche Lage 
der Türkei ist zudem durch den Corona-Ausbruch nicht besser ge-
worden. Einen außenpolitischen Konflikt mit hohem Symbolwert 
vom Zaun zu brechen, um einen innenpolitischen Erfolg zu errin-
gen – der türkische Präsident wäre nicht der erste, der dies auf ei-
nem solchen Weg verfolgen würde und es wäre auch nicht das erste 
Mal, dass Erdoğan einen solchen Weg wählt. Eine Region dürfte 
dabei ins Zentrum seiner Aufmerksamkeit geraten: Der Balkan – 
jahrhundertelang osmanisch beherrscht, heute politisch gespalten 
und das Einfallstor nach Europa. Wir werden uns im folgenden 
Kapitel genauer mit den Balkanländern auseinandersetzen und uns 
ansehen, welche Folgen eine türkische Einflussnahme dort hätte. 
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3.

Der Balkan: Schlachtfeld der Zukunft?

Migration als Waffe

Erdoğan träumt also nicht nur von einer neo-osmanischen Vor-
machtstellung,1 er beginnt seine Expansionspläne nun auch 
schrittweise zu realisieren. An der Südgrenze besetzte er syrisches 
Staatsgebiet. Mit seiner militärischen Operation „Frühlings-
schild“ will er die türkischen Grenzen nach Süden ausweiten. 
Der angestrebte Sicherheitsstreifen mit einer Breite von 50 km 
und einer Länge von 300 km würde die Türkei praktisch um 
1.500 Quadratkilometer erweitern. „Wir haben unsere Grenzen 
nicht freiwillig akzeptiert. Wir müssen wieder überall sein, wo 
unsere Ahnen waren“, erklärt Erdoğan schon seit Jahren ganz un-
verhohlen.3

Im Westen bereitet er den Vorstoß ins Herz Europas vor. In diese 
Richtung geht er nicht militärisch vor, sondern nutzt die Mig-
ration, um seine Ziele zu erreichen. Innerhalb weniger Tage hat 
er im März 2020 den Druck mithilfe von sogenannten Flücht-
lingen an der griechischen Grenze massiv verstärkt, begleitet von 
kämpferischen Parolen Richtung Westen: „Es werden noch mehr 
werden! Bald wird man von Millionen sprechen!“,4 so Erdoğan. 
Die Reaktion Europas: Wortreich, aber ratlos.
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Für Bundeskanzlerin Merkel eine „inakzeptable Machtdemons-
tration“ auf dem Rücken von Flüchtlingen,5 der österreichische 
Bundeskanzler Sebastian Kurz warnt vor einer Wiederholung der 
Situation von 20156 und der niederländische Premier Rutte woll-
te nicht „mit dem Messer an der Kehle“ verhandeln.7 Doch es 
folgten keinerlei Taten, niemand wies Erdoğan in seine Schran-
ken. Auch die EU-Kommission schwieg. Erdoğan kennt die 
Schwächen der EU sehr genau. Er weiß auch, dass es Profiteure 
der illegalen Migration gibt,8 die auf Nachschub angewiesen sind 
zum Erhalt ihrer Pfründe. Ob sie es wollen oder nicht – mit ih-
rem Einsatz für offene Grenzen und immer noch mehr Einwan-
derung spielen die abertausenden Aktivisten, „Flüchtlingshelfer“ 
und Stiftungsfunktionäre das Spiel des türkischen Präsidenten. 

Illegale Einwanderer erstürmen einen provisorischen Grenzzaun an der 
 griechisch-türkischen Grenze. Photo aus dem März 2020. Erdoğan setzt die 
Migration bewusst als Waffe gegen Europa ein, um Zugeständnisse von der 
EU-Politik zu erpressen.
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Denn Erdoğan selbst kann mit dieser Erpressung gleich drei Flie-
gen mit einer Klappe schlagen: Er entlastet die Türkei, die durch 
fast vier Millionen syrische Flüchtlinge in den letzten Jahren 
wirtschaftlich unter Druck gekommen ist.9 Wenn die eine oder 
andere Million davon weiter nach Europa zieht, würde es dieses 
Problem abmildern. Zweitens weiß die türkische Staatsführung, 
dass die EU selbst nicht in der Lage und vor allem nicht willens 
ist, sich die unerwünschten Einwanderer vom Leib zu halten.

Drittens hat er den Balkan, einst Teil des Osmanischen Reichs, 
fest im Blick. Erdoğans Vorlieben, die Bezüge in seinen Reden, 
seine ständige Erinnerung an die vergangene Größe, an die os-
manischen und türkischen Siege, sind hinlänglich bekannt.10 
Da muss ihm die einstige Niederlage vor Wien heute noch als 
Schmach vorkommen, die unbedingt, wenn auch sehr verspätet, 
gerächt werden muss. Er weiß, dass das militärisch nicht möglich 
ist. Sein Ziel ist es, Stützpunkte zu schaffen, um seinen Traum 
vom neo-osmanisches Reich zu verwirklichen. Ein Blick auf die 
Landkarte lässt erkennen, dass er im wesentlichen drei Hand-
lungsoptionen hat:

1. die Aufwiegelung türkischstämmiger Bevölkerungsteile
2. religiöse Indoktrination und Vereinnahmung
3. wirtschaftliche und kulturelle Einflussnahme

Eine große türkische Minderheit oder generell ein erheblicher 
muslimischer Bevölkerungsanteil können – mit den richtigen 
Methoden bespielt – auf diese Art als Brückenkopf für die tür-
kische Außenpolitik genutzt werden, so die Strategie in Ankara.
Nicht umsonst drohte Erdoğan mit einer neuen Masseneinwan-
derung islamischer Migranten nach Europa.11 Diese Flüchtlinge 
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und die Landsleute in der Diaspora könnten über den verbinden-
den Glauben von Ankara aus indoktriniert und gesteuert werden. 
Dazu hat die Türkei über ihre Religionsbehörde, über die wir 
noch näher sprechen werden, Europa und insbesondere Deutsch-
land mit einem Netz an Moscheen überzogen. Den Diasporatür-
ken und den geflüchteten Gläubigen will der türkische Präsident 
damit in der Fremde „eine Heimat schenken“. Auf dem Balkan 
will er „die Tore bis Wien öffnen für unsere Leute.“12 In mus-
limisch dominierten Balkanstaaten wie Albanien, Bosnien und 
dem Kosovo betreibt Erdoğan eine strategisch angelegte, neo-os-
manische Imperialpolitik: Ankara lässt in der gesamten Region 
gezielt Denkmäler und Moscheen restaurieren und neu erbauen, 
dazu muslimische Schulen, Universitäten und Studentenheime.13

Nicht zufällig erinnert diese Situation an den früheren Konflikt 
zwischen dem Osmanischen Reich und seinen europäischen 
Gegnern. „Erdoğan betreibt eine brutale Machtpolitik mit der 
Migrationswaffe. Und wir in Brüssel haben dem wenig zu ent-
gegnen außer deutschem Geld“, räumt ein hochrangiger EU-Di-
plomat ein.14 Geld, mit dem der forsch auftretende Sultan vom 
Bosporus wieder eine Weile besänftigt wird. Die EU leidet an 
Ideenlosigkeit, ist sich ihrer eigenen außenpolitischen Ohnmacht 
voll bewusst und verdrängt deshalb die offensichtlichen Erkennt-
nisse. Man will die mittel- und langfristigen Ziele der Türkei 
nicht sehen, klammert sich stattdessen an Floskeln. Die rat- und 
hilflose EU lässt sich immer neue Milliarden abpressen und hofft 
auf deren politisches Wohlverhalten.Werfen wir einen Blick auf 
die Balkanregion und schauen, wie weit Erdoğan seinen Weg 
nach Mitteleuropa bereits vorbereitet und welche Handlungsop-
tionen er dabei hat. Arbeiten wir uns von Süden nach Norden an 
die Pforten Wiens heran:
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Albanien

Im Land der Skipetaren, wie sie sich selbst nennen, leben rund 
3,1 Mio. Menschen von denen nur eine sehr kleine Minderheit 
türkischsprachig ist. Dennoch gehören fast 60 Prozent dem isla-
mischen und nur 10 Prozent dem katholischen bzw. 7 Prozent 
dem orthodoxen Glauben an.15

Das Verhältnis zwischen beiden Ländern gilt als freundschaftlich. 
Seit dem Jahr 2000 unterhalten sie gute wirtschaftliche und mi-
litärische Beziehungen. Einig sind sie sich auch über die Rolle 
des Kosovo und unterstützten gemeinsam die Kosovo-Albaner 
bei ihrem Streben nach einem unabhängigen Staat. Seit den 90er 
Jahren wollen beide Länder der EU beitreten, daher überrascht es 

Gebiete mit muslimischer Mehrheitsbevölkerung auf dem Balkan. Es wird er-
sichtlich, wo ein besonders großes Potenzial für eine türkische Beeinflussung 
der örtlichen Bewohner besteht. In Bulgarien sind zudem die meisten Musli-
me ethnische Türken.
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nicht, dass die Türkei auch Albaniens Beitrittsgesuch zur NATO 
befürwortete. Nach Aufnahme Albaniens verbesserte sich ihr mi-
litärisches Verhältnis noch weiter.

Die Islamisierung Albaniens ist ein wichtiger Pfeiler für die tür-
kische Außenpolitik. Es werden gezielt islamische Institutionen 
gesponsert, Moscheen gebaut, u. a. 2018 die „Erdoğan-Moschee“ 
für 3.000 Gläubige in der Hauptstadt Tirana.16 Das riesenhafte 
Bauwerk wurde über die türkische Religionsbehörde Diyanet fi-
nanziert.17

Da niemand diese religiösen Einrichtungen kontrolliert, kön-
nen sich auch radikale Formen des Islam etablieren. Dazu der 
albanische Politikwissenschaftler Enri Hide: „Wir haben einige 
Moscheen, etwa in manchen Außenbezirken von Tirana, die 
klar unter dem Einfluss von radikalen Leuten stehen. Als einer 
der größten Brennpunkte gilt der Ort Cërrik, mit einer der 
am schnellsten wachsenden radikalen Entwicklung in Albani-
en. Oder das Dorf Rëmenj zum Beispiel, aus dem gleich neun 
Kämpfer zum IS gegangen sind. Die jungen Leute wurden aber 
nicht nur in Moscheen radikalisiert, sondern auch in anderen 
Einrichtungen, die nicht für religiöse Zwecke genutzt werden.“18

Geld fließt über die „Türkische Agentur für Zusammenarbeit 
und Koordinierung“ (TIKA) nach Albanien, um dort ganz un-
terschiedliche Projekte zu finanzieren: an herausgehobener Stelle 
die Wiederherstellung osmanischer Moscheen, aber auch Infra-
strukturprojekte.19

Trotz all dieser Wohltaten sehen viele Albaner Erdoğans Aktivitä-
ten mit gemischten Gefühlen: Nur etwa 40 Prozent betrachten 
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die Türkei als freundlich gesinnten Staat.20 Selbst manche gläu-
bigen Muslime kommen sich oft als Bauern auf dem türkischen 
Schachbrett vor. Seit Einführung der Visumfreiheit zwischen bei-
den Ländern21 können ab Februar 2010 die Bürger beider Staaten 
das andere Land bis zu 90 Tage frei besuchen. Aus meiner Sicht 
eine gefährliche Situation für die EU. Sobald Albanien EU-Mit-
glied ist, wird sich dies als Einfallstor für die illegale Migration 
nach Europa erweisen.

Albanien ist seit 2014 Beitrittskandidat der EU. Trotz allgemein 
bekannter Probleme mit Korruption und organisierter Krimina-
lität forciert die EU-Kommission seine Aufnahme.

Am 12. Februar 2020 rückten Albanien und die Türkei noch 
einmal zusammen und unterzeichneten drei Abkommen über 
die gegenseitige Anerkennung von Führerscheinen, einen Stu-
dentenaustausch und die engere Zusammenarbeit bei der Be-
kämpfung von Kriminalität und Terrorismus.22 Konflikte in den 
Beziehungen beider Länder gibt es nur wenige. So hat die Türkei 
darauf gedrängt, dass Tirana der Anerkennung Palästinas bei der 
UN-Versammlung zustimmt. Wichtiger für Erdoğans Regierung 
war es aber, den Einfluss der türkischen Gülen-Bewegung, die sie 
als terroristische Organisation einstuft, in Albanien zu beenden 
und z. B. von Gülen betriebene Schulen zu schließen. Wobei die 
Albaner wenig tun, um dieser Bitte nachzukommen.23

Innerhalb der albanischen Gesellschaft gab es auch eine Debatte 
über Schulbücher: Einige pro-türkische Historiker forderten mit 
Nachdruck, Geschichtsbücher umzuschreiben, um ein besseres 
Bild von der osmanischen Vergangenheit entstehen zu lassen. 
Dagegen protestierten v. a. christlich orientierte Historiker und 



70

forderten eine Entschuldigung für die einstige Unterwerfung Al-
baniens unter türkisch-islamische Fremdherrschaft.24 Diese The-
matik ist auch uns durchaus nicht unbekannt: Auch hier werden 
historische Fakten oft so verzerrt, dass die islamische Geschichte
im politisch korrekten Sinne geschönt wird.

Fazit:
Der hohe islamische Bevölkerungsanteil Albaniens kommt den 
türkischen Plänen sehr entgegen, deshalb betreibt Erdogan eine 
besonders aktive Kulturpolitik in dem Land. Ob er damit auch 
die Skeptiker unter den Albanern für sich gewinnen kann, muss 
die Zukunft zeigen. Außenpolitisch lehnt sich das Land bereits 
eng an die Türkei an und es spricht alles dafür, dass die Zusam-
menarbeit noch ausgebaut werden wird.

 Albanien in Kürze
 Einwohner:  ca. 3,1 Millionen
 Muslime:  ca. 60%
 Christen:  ca. 17%
 NATO:  Mitglied seit 2009
 EU:  Beitrittskandidat seit 2014

Nordmazedonien

Bis 2019 hieß das Land nur „Mazedonien“. Von den 2,1 Mio. 
Einwohnern sind nur ca. 80.000 türkischer Abstammung. Al-
lerdings ist der Anteil der Muslime mit etwa 33 Prozent ziem-
lich hoch25 und liegt an vierter Stelle in Europa nach dem Ko-
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Albanien ist mit seiner muslimischen Mehrheit und den traditionell guten 
Beziehungen ein geeigneter Außenposten für die türkische Balkanpolitik. 
Zu sehen ist eine Szene in der Hauptstadt Tirana mit osmanischer Moschee. 
Doch das Verhältnis ist vielschichtig, wie das Reiterstandbild zeigt: Es ehrt den 
Nationalhelden Skanderbeg, der auch gegen die Osmanen kämpfte
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sovo, Albanien und Bosnien-Herzegowina. Erdoğan kann über 
die ethnische Zugehörigkeit also nur wenig erreichen. Deshalb 
versucht er die größte muslimische Gruppe, die zu Dreivierteln 
aus Albanern und etwa 13 Prozent Türken besteht, für sich zu 
gewinnen. Seit mehr als einem Jahrzehnt investiert Erdoğan in 
religiöse26 und wirtschaftliche27 Projekte. Erdoğans langer Arm 
scheint auch bis weit in das politische System hineinzureichen: 
Vorwürfe, türkische Agenten würden albanische Minderheits-
parteien unterwandern, werden wohl nicht ohne Grund regel-
mäßig erhoben.28 Wer es in Mazedonien wagt, den türkischen 
Staatspräsidenten oder seine persönlichen Ambitionen zu kriti-
sieren, wird oft von organisiert wirkenden Meuten im Internet 
als „islamophob“ und „Verräter“ angegriffen. Bisweilen führt 
der türkische Präsident sogar selbst Klagen gegen Kritiker im 
Internet.29

Die Türkei verfolgt eine kohärente Politik, die hauptsächlich 
auf zwei Säulen beruht: den muslimischen Gemeinschaften 
und den wirtschaftlichen Beziehungen. Im Land sind zwei 
Agenturen aktiv: die „Türkische Agentur für Zusammenarbeit 
und Koordinierung“ (TIKA) und das „Yunus Emre-Institut“,30 
das Äquivalent zum deutschen Goethe-Institut. Das „TIKA-In-
stitut“ rühmt sich – neben wirtschaftlichen Investitionen und 
kulturellen Projekten – für seine Krisenhilfe, so etwa bei der 
Corona-Bekämpfung.31 Es unterhält ein Büro in Skopije und 
hat bis Ende 2017 fast 600 Projekte in Mazedonien abgeschlos-
sen.32 Türkische Unternehmer haben landesweit eigene Marken 
und Unternehmen gegründet. Nach Angaben der Weltbank 
beliefen sich die Exporte nach Mazedonien im Jahr 2016 auf 
378 Millionen US-Dollar und die Importe auf 82,6 Millionen  
US-Dollar.33 Bis 2014 hatte Mazedonien 1.952 Kirchen und 
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580 Moscheen.34 Alleine im Zeitraum 2004 bis 2014 wurden 
350 neue Moscheen gebaut.35 Die islamische Gemeinschaft ist 
jedoch überzeugt, dass die Menge noch nicht ausreicht. Koran-
schulen sind in allen Regionen sehr aktiv. Auch wahhabistische 
Radikale verstärken ihren Einfluss. Kontinuierliche Wechsel bei 
den Imamen ermöglichen es radikalen Nachfolgern, die Macht 
zu übernehmen. Dass der Islamismus in Nordmazedonien of-
fenbar auf dem Vormarsch ist, zeigte sich nicht zuletzt bei dem 
Terroranschlag in Wien am 2. November 2020, der von einem 
Angehörigen der albanischen Minderheit Nordmazedoniens aus-
geübt wurde.36

Erdoğan geht aber noch weiter, um die islamischen Gebiete Ma-
zedoniens für seine Sache zu gewinnen. Seine AKP unterstützt 
massiv die „BESA-Bewegung“,37 eine politische Partei, die sich 
den Interessen der muslimischen Albaner verschrieben hat.

Fazit:
In Nordmazedonien baut Erdoğan auf bestehende Strukturen 
auf und startet eigene neue Initiativen, um v. a. über die islami-
schen Minderheiten den Staat zu infiltrieren. Die zunehmende 
wirtschaftliche Verflechtung mit der Türkei könnte das kleine, 
innerlich zerrissene Land in starke Abhängigkeit bringen.

 Nordmazedonien in Kürze
 Einwohner:  ca. 2,1 Millionen
 Muslime:  ca. 33%
 Christen:  ca. 60%
 NATO:  Mitglied seit 2020
 EU:  Beitrittskandidat seit 2005
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Bulgarien

In Bulgarien leben nach der kontinuierlichen Auswanderung 
der letzten Jahre noch knapp 6,8 Millionen Einwohner – Stand 
2021.38

Mit knapp über 11 Prozent weist das Land einen im europäischen 
Vergleich eher hohen islamischen Bevölkerungsanteil auf.39 Die 
muslimische Gemeinschaft besteht aus Türken, muslimischen 
Roma und bulgarischen Muslimen, den sogenannten Pomaken. 
Aktuelle Daten zur Zahl türkischer Einwohner legen einen be-
achtlichen Anteil von 8 Prozent nahe.40 

Bulgarien verfügt mit insgesamt 1.200 auch über die höchste 
Zahl an Moscheen in Europa und  liegt damit dicht an den ara-
bischen Ländern.41 Und die Türkei unterstützte das lange Zeit 
aktiv: Beide Länder unterzeichneten 1998 ein Protokoll, nach-
dem die Türkei für die Löhne von Imamen und teilweise auch für 
die Unterhaltung von Moscheen und anderen religiösen Institu-
tionen aufkommt.42 2012 hatte die Türkei alleine 12 Millionen 
US-Dollar für den Bau einer Moschee in der südbulgarischen 
Provinz Kardschali bereitgestellt, das teuerste regionale Baupro-
jekt.43 Zunächst waren Pläne zur Finanzierung religiöser Institu-
te und Restaurierung historischer Gebäude höchst willkommen, 
dann gab es aber Bedenken wegen des Einflusses auf soziale und 
politische Angelegenheiten Bulgariens, den die Türkei durchaus 
beansprucht.

Bei ihrem Versuch der stärkeren Einflussnahme stößt die Türkei 
also durchaus auch an ihre Grenzen, trotz der an sich förderli-
chen Rahmenbedingungen. Die Beziehungen zwischen der bul-
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garischen Mehrheit und der türkischen Minderheit sind in der 
postkommunistischen Ära trotz erheblichen Konfliktpotenzials 
friedlich geblieben. 

Dies war allerdings nicht immer der Fall: In den 80er Jahren ver-
suchte die bulgarische kommunistische Führung, die Türken im 
Land zunächst gewaltsam zu assimilieren, dann zu vertreiben, 
was durch eine türkische Grenzschließung weitestgehend verhin-
dert wurde. Erst seit den 90er Jahren sucht die bulgarische Füh-
rung demonstrativ die Nähe zur türkischen Minderheit, die nun 
aktiv in die Politik eingebunden wird.44

Ein wesentlicher Bestandteil dieses „bulgarisch-ethnischen Mo-
dells“ ist die friedliche politische Integration der türkischen Min-
derheit Bulgariens. Die gemäßigte Partei „Bewegung für Rechte 
und Freiheiten“ (im Bulgarischen DPS, im Englischen MRF ab-
gekürzt) fungiert de facto als alleinige politische Interessenvertre-
tung der türkischen Minderheit. Sie wird bei parlamentarischen 
Koalitionen regelmäßig einbezogen. Allerdings hat sich die DPS 
mit der Zeit verändert und wurde von Manipulations- und Kor-
ruptionsfällen erschüttert. So versuchte die Türkei, ethnisch-re-
ligiöse Konflikte zu schüren und dafür den Parteivorsitzenden 
Lyutvi Mestan unter ihre Kontrolle zu bekommen. Das Ergebnis 
war katastrophal: Schon nach kurzer Amtszeit wurde er aus der 
Partei ausgeschlossen, weil er offen seine Unterstützung für die 
Türkei erklärt hatte.45

Mestan gründete eine neue pro-türkischen Partei DOST, die nun 
ganz offen von Ankara unterstützt wurde und über die sich die 
Türkei mit Wahlpropaganda auch in den bulgarischen Wahl-
kampf einmischte.46 Die Parteinahme führte zu massiver Kritik 
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unter bulgarischen Politikern. Die DOST-Partei erreichte bei der 
Wahl 2017 etwa drei Prozent und konnte nicht ins Parlament 
einziehen.47

Fazit:
Bulgarien scheint mit seiner relativ großen türkischstämmigen 
Minderheit eines der Hauptaktionsfelder Ankaras zu sein. Al-
lerdings ist es den militanten islamistischen Bewegungen bisher 
nicht gelungen, das Land ernsthaft zu destabilisieren. Die He-
gemonie der türkischen DPS-Partei ist dafür zu groß und die 
bulgarische Regierung wehrte sich bisher vehement gegen die 
versuchte Einflussnahme der Türkei. Doch wenn sich die poli-
tische Großwetterlage ändert, kann niemand dafür garantieren, 
dass dies auch so bleibt.

 Bulgarien in Kürze
 Einwohner:  ca. 6,8 Millionen
 Muslime:  ca. 11%
 Christen:  ca. 60%
 NATO:  Mitglied seit 2004
 EU:  Beitrittskandidat seit 2004

Rumänien

Mit seinen ca. 18,5 Millionen Einwohnern48 ist Rumänien das 
bevölkerungsreichste Land in Südosteuropa. Die Republik Ru-
mänien ist mehrheitlich christlich-orthodox geprägt. Mit knapp 
einem Prozent ist die Zahl der Muslime überschaubar.49 Die 
meisten von ihnen sind etwa 28.000 ethnischen Türken – was 
nur 0,15 Prozent der Gesamtbevölkerung entspricht50 – sowie 
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die sprachlich verwandten Tataren. Beide Gemeinden konzent-
rieren sich hauptsächlich auf die Region Nord-Dobrudscha im 
Südosten, nahe dem Schwarzen Meer. Etwa 10.000 bis 20.000 
von ihnen sind späte Einwanderer. In der Hauptstadt Bukarest 
leben ungefähr 10.000 Muslime.

Dennoch gibt es eine politische Partei, die die Minderheit der ru-
mänischen Türken parlamentarisch vertritt. Mit nur einem Sitz 
ist sie aber als politisches Einflussinstrument für Erdoğan nicht 
nutzbar. Die Partei wurde 1990 als Teil der türkisch-muslimisch-
demokratischen Union Rumäniens (später ausschließlich für ru-
mänische Tataren) gegründet und ursprünglich als ethnisch-tür-
kische Minderheitenunion Rumäniens (UMETR) bezeichnet.

Bei den allgemeinen Wahlen 1992 erhielt die Partei mit 2.572 
Stimmen nur 0,02 % Prozent. Weil das Wahlgesetz es ermög-
licht, dass Parteien, die ethnische Minderheiten vertreten, von 
der Wahlhürde ausgenommen werden, bekamen sie dennoch 
einen Sitz in der Abgeordnetenkammer. Seit Dezember 1993 hat 
die Partei bei jeder Wahl einen Sitz gewonnen.

Im Juni 2015 unterzeichneten die Rumänen unter der Führung 
des damaligen Premierministers Victor Ponta mit der türkischen 
Regierung ein Abkommen über den Bau der größten Moschee 
Südosteuropas. Die Ausmaße von 13.000 Quadratmeter in ei-
nem der zentralen Bezirke Bukarests waren enorm. Ähnlich wie 
in anderen Ländern wollte Erdoğan mit dem Bau der Prunkmo-
schee seinen Machtanspruch demonstrieren, die muslimischen 
Minderheiten beeindrucken und sie für seine Pläne einnehmen. 
In der Stadt gab es zu der Zeit zehn muslimische Kultstätten, alle 
in gewöhnlichen Gebäuden. Während die rumänische Regierung 
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nie eine Moschee gebaut hat, verwalten mehrere Nichtregie-
rungsorganisationen (NGOs) islamische Kulturzentren, die auch 
von verschiedenen muslimischen Gemeinschaften als Moscheen 
genutzt werden.

Es war geplant, in der neuen Großmoschee auch eine Bibliothek, 
eine Koranschule und Freizeiteinrichtungen unterzubringen, fi-
nanziert vom türkischen Diyanet. Doch das ehrgeizige Projekt 
scheiterte: Die Kosten fielen deutlich höher aus als vorgesehen 
und die Planungen wurden im Jahr 2018 offiziell eingestellt.52

Ausschlaggebend für die Zustimmung der Rumänen zu dem Bau 
dürften die hervorragenden rumänisch-türkischen Handelsbezie-
hungen gewesen sein. Daher ist sie als politisches Zugeständnis 
zu interpretieren.

2011 wurde eine Erklärung zur strategischen Partnerschaft un-
terzeichnet.53 Die Türkei gehört zu den größten Investoren in 
Rumänien. Derzeit sind rund 7.000 türkische Unternehmen in 
verschiedenen Bereichen, wie Banken, Maschinenbau, Touris-
mus, Gesundheit und Baugewerbe aktiv.54 Der Gesamtwert der 
direkten und indirekten Investitionen türkischer Unternehmen 
hat sieben Milliarden US-Dollar überschritten. Türkische Unter-
nehmer interessieren sich zunehmend für Ausschreibungen der 
rumänischen Regierung und Behörden. Die Türkei ist größter 
Handelspartner Rumäniens außerhalb der Europäischen Union 
und sie sind es untereinander auf dem Balkan. Das Handelsvo-
lumen verdreifachte sich seit den frühen 2000er Jahren und stieg 
bis 2017 auf über sechs Milliarden US-Dollar.55 Daher standen 
die Beziehungen der Türkei zur EU auch weit oben auf der Ta-
gesordnung der rumänischen EU-Ratspräsidentschaft, und Ru-
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mänien unternahm dort alle Anstrengungen, die Beziehungen 
zwischen Ankara und dem 28-Länder-Block zu stärken.

Fazit:
Wegen des unbedeutenden türkischen und muslimischen Bevöl-
kerungsanteils setzt Erdoğan in Rumänien v. a. auf wirtschaft-
liche Beziehungen und Investitionen. Die türkische Einflussnah-
me zeigt erste Erfolge, kommt aber eher langsam voran.

 Rumänien in Kürze
 Einwohner:  ca. 218,5 Millionen
 Muslime:  ca. 0,15%
 Christen:  ca. 93%
 NATO:  Mitglied seit 2004
 EU:  Beitrittskandidat seit 2007

Serbien

Etwa 6,7 Millionen Menschen leben in Serbien – die Bewohner 
des Kosovo, dessen Status bis heute umstritten ist, nicht mitge-
zählt. Rund drei Prozent sind Muslime, darunter hauptsächlich 
Albaner. Die Zahl der Türken ist vernachlässigbar.56

Historisch gesehen steht das serbische Volk seit jeher in einem 
Konflikt mit den Türken. Während der langen Besetzung durch 
das osmanische Reich konnten sich die Serben mit diesem Re-
gime nie anfreunden. Die Unterdrückung wirkt bis heute im 
serbischen Bewusstsein nach. Hinzu kommt, dass die Türkei 
das Kosovo als unabhängigen Staat anerkannt hat, was bei vie-
len Serben nicht gut ankommt. Die historische Kluft zwischen 
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Serbisch-Orthodoxen und Muslimen hat sich dadurch noch ver-
größert.

Dennoch lässt sich eine gewisse Annäherung zwischen der Tür-
kei und Serbien beobachten: 2019 kündigten sie engere militäri-
sche Beziehungen an und unterzeichneten Abkommen über die 
Zusammenarbeit bei Verteidigung, sozialer Sicherheit, Industrie 
und Technologie. Dabei sollte Serbien auch Waffen von der Tür-
kei beziehen, was sowohl eine stärkere Anbindung bedeutet als 
auch vor dem Hintergrund der laufenden EU-Beitrittsgespräche 
pikant erscheint.57

Das christlich-orthodoxe Serbien steht den türkischen Ambitionen reserviert 
gegenüber, da es lange unter osmanischer Fremdherrschaft litt. Im Bild zu 
sehen ist der Dom des heiligen Sava in Belgrad, fertiggestellt erst im Jahr 2018
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Fazit:
Trotz des historisch gewachsenen Misstrauens der orthodoxen 
Bevölkerung baut die Türkei ihren Einfluss in Serbien vorsich-
tig aus. Erdogan dürfte hier jedoch an enge Grenzen stoßen. Als 
Hauptstützpunkt der türkischen Balkanpolitik eignet sich das 
Land deshalb kaum.

 Serbien in Kürze
 Einwohner:  ca. 6,7 Millionen
 Muslime:  ca. 3 %
 Christen:  ca. 90 %
 NATO:  Mitglied seit 2012
 EU:  Beitrittskandidat seit 2014

Kosovo

Von den insgesamt ca. 1,9 Millionen Kosovaren stellt die tür-
kischstämmige Bevölkerung mit etwa 19.000 Menschen nur eine 
verschwindende Minderheit. 93 Prozent sind Kosovo-Albaner, 
die wie die Türken Muslime sind.58 Die ersten wirklichen Be-
ziehungen zwischen Albanern und Türken begannen mit der An-
kunft der Osmanen in der Region im 15. Jahrhundert. Albanern 
wurden einige Anreize geboten, sich zum Islam bekehren zu las-
sen. Unter anderem konnten sie sich frei im Osmanischen Reich 
bewegen und sich dort auch niederlassen. Seit den Balkankriegen 
gab es mehrere teils große Migrationswellen von Albanern in die 
Türkei. Je nach Schätzung leben in der heutigen Türkei 1,3 bis 
sechs Millionen Menschen mit albanischen Wurzeln und starker 
Bindung zu ihrem Herkunftsland.59
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In den letzten Phasen des kosovo-albanischen Aufstands gegen 
die Kosovo-Serben und Belgrad unterstützte die Türkei in den 
neunziger Jahren die kosovo-albanischen Rebellen. Der türkische 
Geheimdienst MIT bildete Mitglieder der Rebellengruppe aus, 
die als „Kosovo Liberation Army“ (KLA) bekannt ist.60 Nachdem 
der Aufstand aufgrund der NATO-Intervention erfolgreich war, 
installierte die NATO zusammen mit der OSZE und den Ver-
einten Nationen einen erheblichen zivilen und militärischen Ap-
parat, um das Gebiet in einer Übergangszeit zu verwalten, bis die 
Kosovo-Albaner in der Lage waren, die Führung zu übernehmen.

Als der Kosovo 2008 seine Unabhängigkeit von Serbien erklärte, 
war die Türkei einer der ersten Staaten, die ihn als unabhängi-
ge Republik anerkannten. In einer Gallup-Umfrage wurde die 
Türkei von 85 Prozent der Kosovaren als das ihnen „am freund-
lichsten gesinnte Land“ angesehen.61 Das lag nicht nur an der 
politischen Unterstützung. Man war auch der Ansicht, dass die 
Kosovo-Albaner als Muslime den Türken näher stünden als ande-
re Völker auf dem westlichen Balkan. Kosovo-Albaner hatten das 
Privileg, ohne Visum in die Türkei reisen zu dürfen.

Natürlich hat die Türkei auch hier den Bau und die Renovierung 
von Moscheen sowie historischen Gebäuden aus osmanischer 
Zeit unterstützt. In der Hauptstadt Pristina wurde 2019 der Bau 
einer Moschee für 5.000 Besucher angekündigt – angesichts der 
geringen Größe des Landes eine beachtliche Dimension.62 Als Er-
dogan den Kosovo anlässlich der Eröffnung des Flughafens von 
Pristina im Jahr 2013 besuchte, bekräftigte er die herausragende 
Rolle, die das Land in der türkischen Balkanpolitik spielen soll, 
mit den folgenden Worten: „Wir alle gehören einer gemeinsamen 
Geschichte, einer gemeinsamen Kultur und einer gemeinsamen 
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Zivilisation an. Wir sind die Menschen, die Brüder dieser Struk-
tur. Vergessen Sie nicht, die Türkei ist das Kosovo, das Kosovo ist 
die Türkei!“63

Trotz der offensichtlich engen Beziehung entstehen gelegentlich 
aber auch politische Dissonanzen. Türkische Versuche, das koso-
voalbanische Regime davon zu überzeugen, bestimmte Inhalte 
in Bezug auf die osmanische Zeit aus den Schulbüchern zu strei-
chen, waren nur teilweise erfolgreich.64 Über das im Kosovo sehr 
beliebte türkische Fernsehprogramm werden Seifenopern, Fa-
miliendramen oder Filme über den Glanz der osmanischen Zeit 
ausgestrahlt. Diese Sendungen tragen zweifelsfrei dazu bei, ein 
positives Image der Türkei zu erzeugen.  Die albanische Führung 
kam der Türkei entgegen, indem sie die Aktivitäten kurdischer 
Separatisten im Land verbot.65

Seit der Übernahme des Landes durch die Kosovo-Albaner im 
Jahr 1999 wurde die Türkei zu einem wichtigen Handelspart-
ner, was sich in massivem Warenimport, darunter Bekleidung, 
Elektrowerkzeuge und auch allerlei gefälschten Waren, wider-
spiegelt. Die Türken investierten auch in die Infrastruktur des 
Landes. Schätzungen zufolge wurden 2010 türkische Bauaufträ-
ge im Gesamtwert von fünf Milliarden US-Dollar vergeben. Der 
Fokus lag auf dem Bau von Hauptstraßen, zwei- bis dreispuri-
gen Autobahnen sowie der Übernahme des einzigen funktionie-
renden Flughafens bei Pristina:66 Die Autobahn zwischen dem 
Kosovo und Albanien zum Preis von 700 Millionen Euro über-
nahm ein türkisch-amerikanisches Konsortium (Bechtel-Enka).67 
den Flughafen erwarb ein türkisch-französisches Unternehmen,68 
und das Kosovarische Elektrizitätswerk (KEK) wurde von einer 
türkischen Firma gekauft,69 die interessanterweise von Erdoğans 
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Schwiegersohn  betrieben wird.70 Die Türkei hatte den Kosovo 
– wieder über die türkische „Agentur für Zusammenarbeit und 
Koordinierung“ (TIKA) – auch mit Projekten in den Bereichen 
Medizin, Schulbildung und Landwirtschaft unterstützt.71

Wie groß der türkische Einfluss ist, wurde 2018 besonders deut-
lich, als der damalige Präsident Hashim Thaci die Auslieferung 
von sechs türkischen Bürgern in die Türkei erlaubte. Erdoğan 
beschuldigte einen Arzt und fünf Lehrer, mit seinem Intimfeind 
Fetullah Gülen zusammengearbeitet zu haben oder mit ihm in 
Verbindung zu stehen.72 Ankara betrachtet dessen Bewegung als 
eine terroristische Organisation und macht sie für den geschei-
terten Staatsstreich im Jahr 2016 verantwortlich. Gülen hat dies 
jedoch immer bestritten und lebt derzeit in den USA im Exil.

Fazit:
Albaner und Türken haben seit jeher eine enge Beziehung und 
sind sich freundschaftlich verbunden. Die Türkei gehörte zu den 
wichtigsten Unterstützern der kosovarischen Unabhängigkeit und 
übt einen großen Einfluss auf die dortige Politik aus, gerade auch 
in wirtschaftlicher Hinsicht. Der Kosovo könnte sich daher als 
Zentrum der türkischen Aktivitäten auf dem Balkan etablieren. 

 Kosovo in Kürze
 Einwohner:  ca. 1,9 Millionen
 Muslime:  ca. 96 %
 Christen:  ca. 4 %
 NATO:  Nicht-Mitglied
 EU:  Beitrittsantrag gestellt 2022



85

Montenegro

In dem kleinen Land an der Adria, das nur etwa 13.000 Quadrat-
kilometer umfasst, leben gerade einmal 605.000 Einwohner. Mit 
rund 8.400 liegt der türkische Bevölkerungsanteil bei etwas über 
einem Prozent und ist als marginal zu bezeichnen.73 Seit der Unab-
hängigkeitserklärung im Jahr 2006 ist die Präsenz türkischer Unter-
nehmen in Montenegro stetig gestiegen. Und die Türkei hat begon-
nen, ihren wirtschaftlichen Einfluss noch zu vergrößern. Auf einer 
Pressekonferenz im Jahr 2020 kündigten beide Länder an, ihr Han-
delsvolumen von damals 140 Millionen US-Dollar in den nächsten 
Jahren verdoppeln zu wollen.74 Für die Jahre 2020 bis 2024 plant 
das türkische Verteidigungsministerium, das montenegrinische Mi-
litär mit finanziellen Hilfen für Ausrüstung und Modernisierung 
im Wert von über 15 Millionen Euro zu unterstützen.75 

Fazit:
Das kleine Land wurde von der Türkei im Jahr 2006 als unabhängig 
anerkannt. Ihre wirtschaftlichen Beziehungen werden stetig ausge-
baut. Die Haltung der serbisch-orthodoxen Mehrheit in Montene-
gro gegenüber der Türkei ähnelt derjenigen in Serbien, die Politik 
scheint hier aber offener gegenüber türkischen Einflussversuchen 
zu sein. 

 Montenegro in Kürze
 Einwohner:  ca. 605.000
 Muslime:  ca. 19 %
 Christen:  ca. 75 %
 NATO:  Mitglied seit 2017
 EU:  Beitrittskandidat seit 2010
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Bosnien-Herzegowina

In dem Land leben, nach dem Zensus von 2013, etwa 3,8 Mil-
lionen Menschen.76 Nur etwa 1.100 von ihnen sind ethnische 
Türken – ein Überbleibsel der einstigen osmanischen Herrschaft. 
Die meisten Türken verließen Bosnien und Herzegowina erst, 
nachdem Österreich-Ungarn 1878 die Region besetzt hatte. Ob-
wohl unter dem kommunistischen Regime im damaligen Jugo-
slawien viele Menschen religiöse Bräuche und Sitten ablehnten, 
überdauerten sie doch diese Zeit. Mit dem Fall Jugoslawiens 
spielte dieser Umstand skrupellosen Politikern in die Hände, die 
ethnisch-religiöse Konflikte zu eigenen Zwecken ausnutzten.

Heute besteht Bosnien-Herzegowina faktisch aus zwei Teilstaa-
ten: Die Republika Srpska und die Föderation Bosnien und 
Herzegowina.  In Bosnien-Herzegowina leben etwa zur Hälfte 
bosnische Muslime, 30 Prozent mehrheitlich christliche Serben 
und eine kroatische, meist katholische Minderheit von etwa 15 
Prozent.77 Die Türkei war sehr schnell, Bosnien und Herzegowi-
na am 6. Februar 1992 als unabhängigen Staat anzuerkennen,78 
und das noch vor der offiziellen Verkündung im März 1993. 

Es heißt, in den letzten Jahren nehme der türkische Einfluss un-
ter den bosniakischen Politikern zu: So ist Erdoğan bekannt für 
seine Bemühungen, zwei große politische Parteien, die „Partei 
der demokratischen Aktion“ (SDA) und die sozialdemokrati-
sche Partei von Bosnien und Herzegowina (SDP), zu versöhnen. 
2016 kündigte die türkische Regierung an, ab 2018 Bosnisch zu-
sammen mit Albanisch als Wahlfach an Schulen aufzunehmen.79 
Und im Jahr 2018 wurde eine neue pro-türkische Lobbygruppe, 
die „UEBD“, gegründet. Sie zeigte in ihrem Eröffnungsvideo et-



87

liche Bosnier, die ganz offen ihre Unterstützung für die türkische 
Militäroperation in Syrien zeigten, was zu Spekulationen über 
die Funktion der Gruppe in und außerhalb Bosniens führte.80

Fazit:
Das innerlich gespaltene, von zahlreichen ethnischen und religiö-
sen Konflikten geprägte Land bietet günstige Voraussetzungen 
für eine türkische Einflussnahme. Erdoğan baut seine Position 
unter der muslimischen Bevölkerungsmehrheit hier schrittweise 
aus, ist aber noch nicht so weit vorangekommen wie etwa im 
Kosovo.

 Bosnien-Herzegowina in Kürze
 Einwohner:  ca. 3,8 Millionen
 Muslime:  ca. 50 %
 Christen:  ca. 46 %
 NATO:  kein Mitglied
 EU:  Beitrittsantrag gestellt 2016

Kroatien

In Kroatien leben rund 4,2 Millionen Menschen,81 davon nur 
wenige hundert Türken.82 Die Republik hat damit den niedrigs-
ten türkischen Bevölkerungsanteil unter allen Balkanländern. 
Insgesamt ist auch der Anteil der muslimischen Gemeinschaft,  
v. a. Sunniten, mit ca. 1,5 Prozent gering.83 Der Einfluss der Tür-
kei ist dementsprechend niedrig und konzentriert sich hauptsäch-
lich auf Handelsbeziehungen. Das Handelsvolumen zwischen 
der Türkei und Kroatien hat sich jedoch kontinuierlich von rund 
387 Millionen US-Dollar im Jahr 2015 auf 664 Millionen im 
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Jahr 2019 gesteigert.84 Eine Moschee mit besonders moderner 
Architektur wurde 2013 in der kroatischen Stadt Rijeka eröffnet 
– von Katar mit 10 Millionen Euro finanziert. Übrigens erst die 
vierte Moschee, die seit dem Ende des Osmanischen Reiches in 
Kroatien erbaut wurde.85 Zum Vergleich: In Deutschland wur-
den in den letzten Jahren mehr als 2.000 Moscheen eröffnet.86 

Religiöse Konflikte sind aufgrund der geringen Zahl an Musli-
men eher unwahrscheinlich. Kroatien wird deshalb oft als Bei-
spiel für Toleranz zwischen den Religionsgemeinschaften ange-
führt. Im Februar 2020 zeigte sich Muhammad bin Abdul Karim 
Issa – Generalsekretär der muslimischen Weltliga – erfreut über 
die guten Beziehungen zwischen den Religionen und betonte, 
dies könne als Vorbild für andere europäische Länder dienen.87

Fazit:
Kroatien mit seiner fast ausschließlich christlichen Bevölkerung 
bietet kaum Voraussetzungen für eine türkische Einflussnahme, 
daher beschränken sich die Beziehungen bisher weitestgehend 
auf wirtschaftliche Felder.

 Kroatien in Kürze
 Einwohner:  ca. 4,2 Millionen
 Muslime:  ca. 1,5 %
 Christen:  ca. 91 %
 NATO:  Mitglied seit 2009
 EU:  Mitglied seit 2013
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Slowenien

In der Republik Slowenien leben etwa 2,1 Millionen Menschen, 
davon nur wenige hundert Türken. Insgesamt ist auch der An-
teil  islamgläubiger Menschen, hauptsächlich bosnische Musli-
me, mit 2,4 Prozent sehr klein.88 Auch dies hat wieder histori-
sche Gründe: Das Osmanische Reich hat es nie geschafft, das 
heutige Slowenien den Habsburgern zu entreißen. Häufige und 
längere Grenzüberfälle in die slowenischen Heimatländer gab es 
jedoch ab dem späten 15. Jahrhundert. Die osmanischen Streit-
kräfte plünderten die Gebiete und verschleppten die Bewohner 
als Sklaven in ihr Reich.

Nach ihrer Unabhängigkeitserklärung 1991 erkannte die Türkei 
die Republik Slowenien am 6. Februar 1992 an. Die beiden Na-
tionen unterzeichneten im März 2011 ein Dokument der strate-
gischen Partnerschaft. 2015 betrug das gesamte Handelsvolumen 
zwischen der Türkei und Slowenien 1,15 Milliarden US-Dollar. 
In Slowenien besitzen türkische Staatsbürger hauptsächlich klei-
ne bis mittlere Unternehmen, die in den Sparten Lebensmittel, 
Textilien, Schmuck und Tourismus tätig sind. 

Eine Ausnahme bildet das Unternehmen „Odelo“, das 2011 von 
der in Istanbul ansässigen Bayraktarlar Holding übernommen 
wurde und Signallampen und LED-Leuchten für Audi, BMW 
und Mercedes produziert.89

Fazit:
Slowenien bildet gewissermaßen einen Sonderfall unter den Bal-
kanländern. Der türkische Einfluss ist gering und Versuche, das 
Land mit pro-türkischen Kräften zu infiltrieren, sind nicht be-
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kannt. Womöglich sieht Erdoğan aufgrund der kleinen islami-
schen Bevölkerungszahl wenig Angriffspunkte.

 Slowenien in Kürze
 Einwohner:  ca. 2,1 Millionen
 Muslime:  ca. 2,4 %
 Christen:  ca. 60 %
 NATO:  Mitglied seit 2004
 EU:  Mitglied seit 2004

Ausblick:

Die neo-osmanische Ambitionen der Türkei zeigen sich in zu-
nehmender Einflussnahme auf die Staaten Südosteuropas, die 
einst unter osmanischer Kontrolle standen. Überall dort, wo es 
einen nennenswerten türkischen Bevölkerungsanteil gibt – wie 
etwa in Bulgarien – versucht Ankara, ethnische Konflikte aus-
zunutzen, um die entsprechenden Staaten zu infiltrieren und in 
seinem Sinne zu lenken. Auch bei der islamischen Bevölkerung 
Albaniens, des Kosovo und Nordmazedoniens versucht Erdoğan, 
seinen Einfluss geltend zu machen: durch Wirtschafts- und Kul-
turprojekte, durch Einmischung in das Bildungssystem souve-
räner Staaten und nicht zuletzt durch den Bau repräsentativer 
Großmoscheen. Sie sind wohl das offensichtlichste Symbol für 
die Ansprüche, Teile Europas zur türkischen Einflusszone zu ma-
chen. Nicht überall sind diese Bemühungen von Erfolg gekrönt: 
Die Serben stehen der Türkei traditionell eher reserviert gegen-
über und auch in Kroatien und Slowenien fehlen die Grundlagen 
für eine weitreichende türkische Einmischung.
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Insgesamt ist der Balkan ein Gebiet Europas, das für die türki-
sche Großmachtpolitik am stärksten gefährdet ist. Besonders 
die Nachfolgestaaten Jugoslawiens sind nach wie vor durch eine 
hohe innere Instabilität gekennzeichnet, an der auch die Aussicht 
auf einen EU-Beitritt wenig ändern wird. Hinzu kommt die zu-
nehmende wirtschaftliche Verflechtung vieler Länder mit ihrem 
ungleich größeren Nachbarn: Hat doch die Türkei alleine fast 
doppelt so viele Einwohner wie die hier betrachteten Staaten zu-
sammen. Die geographische Nähe ist ein weiterer Faktor, aber 
keine notwendige Bedingung: Wir werden im Folgenden sehen, 
wie der türkische Einfluss sich auch im bevölkerungsreichsten 
Land der EU etabliert. Denn nicht nur auf dem Balkan gibt es 
eine erhebliche türkische bzw. muslimische Minderheit, die für 
Erdoğans Pläne instrumentalisiert werden kann.
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4.

Vom Gast zum Siedler –  
türkische Einwanderung nach Deutschland

Zunächst eine europäische Angelegenheit

Bald nach dem 2. Weltkrieg wurde mit dem Wiederaufbau 
Deutschlands begonnen. In relativ kurzer Zeit begann sich das 
Land wirtschaftlich zu erholen. Und das trotz der massiven Zer-
störung, der durch die Siegermächte abtransportierten und nun 
fehlenden Produktionsanlagen und dem Mangel an Arbeitskräf-
ten, da viele Männer aus dem verheerenden Krieg nicht zurück-
gekehrt waren.

1950 hatte Gesamtdeutschland eine Bevölkerung von rund 69,5 
Millionen, davon 37,4 Millionen Frauen und 31,9 Millionen 
Männer. Und noch 1960 war ein Frauenüberschuss zu beobach-
ten von 37,1 Millionen gegenüber 34,1 Millionen Männern.1
In Teilen der Wirtschaft herrschte also großer Arbeitskräfte-
mangel, vor allem in der Landwirtschaft, im Bergbau und der 
Schwerindustrie. Die damalige Bundesregierung wollte dies 
durch Anwerbung ausländischer Arbeitskräfte lösen und schloss 
Anwerbeabkommen mit Italien (1955), Spanien und Griechen-
land (1960). Der damalige Arbeitsminister Theodor Blank sah 
trotz der zunehmenden Rationalisierung und Mechanisierung 
keine andere vertretbare Lösung. Zudem wollte man dadurch 
die Reallohnsteigerung bremsen, die zwischen 1950 und 1960 
durchschnittlich bei 67 Prozent lag. 1960 kamen auf jeden Ar-
beitssuchenden drei offene Stellen. 
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Deutsche Unternehmen standen unter einem erheblichen Druck 
und untereinander in Konkurrenz bei der Gewinnung neuer Ar-
beitskräfte. Für die Wirtschaft hieß es: keine Arbeitskräfte, kein 
Wachstum. Eine günstige Zeit für die Gewerkschaften, Verbes-
serungen der Arbeitsbedingungen durchzusetzen: So wurde die 
durchschnittliche Wochenarbeitszeit um einen Tag von 48 auf 40 
Stunden gesenkt, außerdem ein niedrigeres Renteneintrittsalter 
eingeführt.2

Der wirtschaftliche Aufschwung vollzog sich nicht in allen Län-
dern Europas gleichermaßen: Südeuropa konnte sein Wachs-
tum zwar auch steigern, jedoch von niedrigerem Niveau aus. 
Es entstand ein sogenannter Pull-Faktor, der Arbeitskräfte nach 
Deutschland zog. So schloss die Bundesregierung ab 1955 mehre-
re Gastarbeiterabkommen mit Ländern Süd- und Südosteuropas 
ab. Während dies den Arbeitsmarkt der Herkunftsländer entlas-
tete, fanden die in der Regel weniger gut ausgebildeten Ausländer 
einen Arbeitsplatz, der in ihrer Heimat nicht angeboten wurde. 
Und viele Deutsche konnten durch die sie ersetzenden Gastar-
beiter in das Angestelltenverhältnis aufsteigen.3 Ein Beispiel für 
diese frühen Gastarbeiter waren die Süditaliener, die aus einer 
besonders strukturschwachen Region mit wenigen und schlecht 
bezahlten Arbeitsplätzen kamen. In der Bundesrepublik gelang 
es ihnen nun oft, einen gewissen Wohlstand aufzubauen. Gleich-
zeitig kam es nur zu geringen Konflikten mit der Gesellschaft 
des Aufnahmelandes, denn es handelte sich eben überwiegend 
um „kulturnahe Fremde“, d. h. die kulturellen Unterschiede zwi-
schen Süd- und Mitteleuropäern waren leichter zu überwinden 
als bei späteren Einwanderungswellen. Die vorerst nur für vor-
übergehende Zeit geplante Aufnahme ging deshalb fließend in 
eine Integration in die deutsche Gastgesellschaft über.
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Während viele Historiker die oben genannten Vorteile des An-
werbeabkommens und seine Bedeutung für den deutschen Wirt-
schaftsaufschwung betonen, gibt es auch kritische Stimmen. Sie 
sehen eine ökonomische Fehlentwicklung, die durch die Zuwan-
derung von billigen Arbeitskräften veraltete Strukturen, wie den 
Bergbau, künstlich am Leben gehalten und wirtschaftliche An-
passungen verschleppt haben.4

Die Türkei drängt auf ein Anwerbeabkommen

Zeitgleich mit der Anwerbung griechischer Arbeitnehmer mel-
dete auch die Türkei Interesse an einem Gastarbeiterabkommen 
mit der Bundesrepublik an. Dies geschah mit ungewöhnlichem 
Nachdruck: Wenn die westdeutsche Regierung zwar den Südeu-
ropäern, nicht jedoch den Türken die Einwanderung ermögliche, 
werde man dies als „Diskriminierung“ auffassen.5 

Grund für das starke Interesse war ein enormer Arbeitskräfte-
überschuss bzw. eine starke Unterbeschäftigung in der Türkei. 
Die zunehmende Mechanisierung in der Landwirtschaft setzte 
viele Arbeitskräfte frei. Vor allem in den ländlichen Regionen 
Anatoliens wurden die bewirtschaftbaren Flächen immer kleiner, 
ein Auskommen war oft nicht mehr möglich. Die Kaufkraft die-
ser Bevölkerungsschicht war gering. Zu diesem Zeitpunkt ver-
teilten sich in der Türkei etwa 77 Prozent der Erwerbstätigen auf 
die Landwirtschaft und nur rund 10 Prozent auf die Industrie.

Die wachsende Industrialisierung zielte aber primär auf das 
Konsumverhalten einer kaufkräftigen gehobenen Stadtbevölke-
rung ab, zuungunsten der breiten Landbevölkerung, der Bauern, 
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Handwerker und Arbeiter. Die entstehende Nachfrageverzerrung 
verhinderte den Aufbau einer Industrie und die Türkei war zu-
nehmend auf den Import von Investitionsgütern angewiesen. 
Mit dem Anstieg der Verschuldung engte sich der ökonomische 
Handlungsspielraum zunehmend ein. Der starke Bevölkerungs-
anstieg kam erschwerend hinzu.6 

Die Türkei versprach sich neben der Entlastung des eigenen Ar-
beitsmarkts zugleich Deviseneinnahmen der später zurückkeh-
rende Gastarbeiter und hoffte, das Außenhandelsdefizit damit 
zu reduzieren. Als Nebeneffekt sollte ein Modernisierungsschub 
durch die berufliche Qualifizierung der entsandten Staatsbürger 
die eigene Wirtschaft ankurbeln.7 

Die Regierung der Bundesrepublik war von dem türkische An-
sinnen zunächst nicht begeistert: Allzu groß schienen die kultu-
rellen Unterschiede und darin liegende soziale Probleme für die 
deutsche Gesellschaft – gerade auch im Vergleich zu den euro-
päischen Anwerbestaaten. So sah der spätere Kanzler Helmut 
Schmidt das Abkommen mit der Türkei bereits 1961 kritisch8 

und bekräftigte 2004 seine Position: „Es war ein Fehler, dass wir 
zu Beginn der sechziger Jahre Gastarbeiter aus fremden Kultu-
ren ins Land holten.“9 Trotz der damals schon aufkommenden 
Sorgen vor kulturellen und sozialen Verwerfungen ließ das Drän-
gen jedoch nicht nach und das hatte wohl nicht nur mit ökono-
mischen Interessen zu tun: Die Türkei sicherte die Südostflanke 
der NATO und verwehrte der UdSSR den Zugang zum Mittel-
meer. Auch war sie Frontstaat und Puffer zur arabischen Welt. 
Es erscheint daher plausibel, dass auch die USA diplomatischen 
Druck auf die Bundesregierung ausübten, um der verbündeten 
Türkei einen Gefallen zu tun – insgesamt dürfte es also eine Mi-
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schung aus wirtschaftlichen und außenpolitischen Motiven ge-
wesen sein, die die Bundesregierung schließlich zum Einlenken 
bewegt haben.

Im Juli 1961 wurde in Istanbul, noch vor der Unterzeichnung 
des Abkommens, ein Anwerbebüro eröffnet. Der Ansturm war 
enorm. Im Zeitraum 1961 bis 1973 ließen sich viermal so viele 
Ausreisewillige registrieren, wie dann schlussendlich aufgenom-
men wurden. Man musste ein Alterslimit setzen – Fachkräfte 
unter 45 Jahre, Hilfsarbeiter unter 35 – sonst wären womöglich 
drei Millionen Türken aufgebrochen. 

Türkische Gastarbeiter bei der Ankunft am Münchner Hauptbahnhof 1964. 
Ursprünglich war geplant, dass die ausländischen Arbeitskräfte ihr Gast-
land nach wenigen Jahren wieder verlassen sollten, doch dieses sogenannte 
„Rotations prinzip“ scheiterte am mangelnden politischen Willen.
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Deutschland war für sie wie ein Magnet. So lebten 1977 von den 
rund 710.000 außerhalb der Türkei Beschäftigten allein 515.000 
in der Bundesrepublik.

Dass die deutsche Regierung sehr zurückhaltend war, zeigt sich 
auch in manchen Klauseln des Abkommens. So sollte die Aufent-
haltsgenehmigung auf maximal zwei Jahre beschränkt werden, 
Verweise auf einen Familiennachzug wurden gestrichen. Vorge-
sehen war ein sogenanntes „Rotationsprinzip“, das die zurück-
ehrenden „Gäste“ durch Neuankömmlinge ersetzt. In der Praxis 
erwies sich die Idee jedoch als schwer realisierbar. 

Das Rotationsprinzip scheitert

Hatte die deutsche Politik ursprünglich gehofft, Arbeitskräfte aus 
den industrialisierten Gebieten anzuwerben, so wurde sie schnell 
eines Besseren belehrt. Es kamen überdurchschnittlich viele Be-
wohner der rückständigen Regionen Anatoliens, meist mit gerin-
gem Bildungsstand, archaisch und tiefreligiös geprägt. Es stellt 
sich die Frage, warum bei der Anwerbung nicht wenigstens auf 
solche Punkte geachtet wurde: War es politischer Druck oder Be-
quemlichkeit der Behörden?

Als ich mit einem sehr guten türkischen Freund in den 1990er 
Jahren darüber diskutierte, äußerte er sich ganz unverblümt: „Ihr 
habt uns ungebildete Leute abgenommen, die wir nicht gebrau-
chen konnten. Sie werden sich bei euch nicht integrieren, eure 
Werte ablehnen und eine abgekapselte Gemeinschaft bilden. Und 
das wird nicht auf die erste und zweite Generation beschränkt 
bleiben. Ihr werdet noch viele Probleme bekommen.“ Er mag es 
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überspitzt ausgedrückt haben, doch wie wir im Zusammenhang 
mit dem Wahlverhalten der Türken in Deutschland noch sehen 
werden, hatte mein Freund ein gutes Gespür für die kommenden 
gesellschaftlichen Konflikte.

Die türkischen Gastarbeiter übernahmen meist gering quali-
fizierte  Tätigkeiten. Geld verdienen und in die Heimat über-
weisen – das stand für sie im Mittelpunkt. Ausdrücklich lobte 
das Auswärtige Amt 1964 die türkische Arbeitsmoral: „Deutsche 
Betriebe weisen auf die ausgezeichnete Disziplin und Einord-
nungsfähigkeit der türkischen Arbeiter, ihre physische Leistungs-
fähigkeit bei großer Anspruchslosigkeit hin.“10 Der gesellschaftli-
chen Integration und dem Spracherwerb waren allerdings wegen 
der enormen kulturellen Unterschiede Grenzen gesetzt. In den 
1960er und 1970er Jahren war dies zudem gar nicht erwünscht, 
denn beide Seite rechneten ja fest mit einer baldigen Rückkehr 
der Gastarbeiter. Doch schon nach kurzer Zeit sollte sich zeigen, 
dass dieses angestrebte Rotationsprinzip mit den realen Bedin-
gungen vor Ort nur schlecht vereinbar war. Ein hoher deutscher 
Wirtschaftsvertreter drückte es mir gegenüber später einmal so 
aus: „Die Türken waren viel schlechter ausgebildet, als wir uns 
das in der Firma vorgestellt haben. Sie waren fleißig, aber es hat 
im Vergleich zu den deutschen Kollegen sehr lange gedauert, bis 
sie die einfachsten Arbeitsprozesse zufriedenstellend ausführen 
konnten. Wir hatten in der Firma deshalb kein Interesse, die 
Leute nach einer relativ langen Anlernphase erneut durch Un-
gelernte zu ersetzen.“

Aus Kreisen der deutschen Wirtschaft gab es daher also den 
Wunsch, diese Arbeitskräfte länger als zwei Jahre zu behalten, 
nicht zuletzt wegen der langen und kostenintensiven Eingewöh-
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nungszeit. Deshalb kam es schließlich zu einer Neufassung des 
Abkommens und das Rotationsprinzip wurde im Mai 1964 außer 
Kraft gesetzt. Auch wurde damit der Familiennachzug ermöglicht. 

Erst als in Folge der Ölkrise 1973 die Arbeitslosenzahlen in der 
Bundesrepublik dramatisch anstiegen, wurde ein genereller An-
werbestopp beschlossen. Zu diesem Zeitpunkt waren bereits über 
600.000 Türken im Land.11 Sie hatten die Wahl, zurückzukeh-
ren oder zu bleiben. Die allermeisten entschieden sich zu bleiben 
und ihre Familien nachzuholen. Das war der Beginn der nach-
haltigen Einwanderung in die Bundesrepublik.12 Dennoch gab 
es auch eine erhebliche Zahl an freiwilligen Rückkehrern. Einige 
von ihnen haben meine Frau und ich auf unseren Reisen durch 
die Türkei in Anatolien und in der Osttürkei in den 1970er Jah-
ren kennengelernt. Sie waren sehr gastfreundlich und hatten eine 
wohlwollende Erinnerung an ihre Zeit in Deutschland. In der 
Regel waren sie nach einigen Jahren in ihre anatolischen Dör-
fer zurückgekehrt und haben es dort zu einem vergleichsweise 
großen Wohlstand gebracht. Allerdings konnte keiner von ih-
nen mehr als rudimentär Deutsch, so dass eine Verständigung 
schwerfiel.

Die türkische Familie in der Fremde

Doch anders als bei anderen Nationalitäten war im Falle der tür-
kischen Gastarbeiter eine Rückkehr die Ausnahme: Von 1973 bis 
1980 brachen nur etwa 25.000 wieder in die alte Heimat auf. 
Die Zahl der Türken insgesamt schnellte sogar erst in dieser Zeit 
richtig nach oben: Vor allem Frauen und Kinder wurden nach 
dem Anwerbestopp nachgeholt, so dass 1980 etwa 1,4 Millionen 
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türkische Staatsangehörige in der Bundesrepublik lebten.13 Es be-
steht schon lange der Eindruck, dass auch heute noch die Türken 
im Vergleich zu Italienern oder Griechen weniger gut integriert 
sind. Woher kommt dieses Empfinden? Täuschen uns Vorurteile 
oder entspricht es der Realität?

Bei dieser Betrachtung ist der kulturelle und religiöse Hinter-
grund wichtig: Natürlich war es für die ersten türkischen Gast-
arbeiter sehr schwer; sie stießen hier auf eine fremde Welt mit 
völlig anderen Wertvorstellungen. Hinzu kam das für sie enorme 
gesellschaftliche wie auch technische Entwicklungsgefälle, dem 
sie plötzlich gegenüberstanden. Auch die Fokussierung auf Ar-
beiten und Geldverdienen sowie die Aussicht auf eine absehbare 
Rückkehr haben das Interesse an der Kultur des Aufnahmelandes 
nicht eben gefördert. Gerade die mangelhaften Sprachkenntnisse 
haben die Abkapselung gegenüber dem Gastland noch verstärkt. 
Europäerinnen waren zudem aufgrund ihres zu „freizügigen“ Le-
benswandels in den Augen der Türken keine ehrbaren Frauen. 
Also hat man sich seine Bräute aus der vertrauten Heimat geholt 
und es war leicht, sie mit ihrem tradierten Gesellschaftsbild von 
der vermeintlich verdorbenen fremden Gesellschaft fernzuhalten. 
Man blieb weitgehend unter sich.

Mit der Zeit hatte sich aber auch das Bild von der Heimat durch 
diese Abkapselung verändert. Die Türkei wurde emotional über-
höht, in der Vorstellung wurde sie schöner und besser als die 
Wahlheimat. Traditionen und Gebräuche waren wichtig, um die-
ses idealisierte Bild aufrechtzuerhalten. Diese Erfahrung musste 
auch ich selbst machen, als ich mit meiner Familie für viele Jahre 
im Ausland gelebt habe. Zwar bin ich kein religiöser Mensch, 
doch empfand auch ich es als angenehm, bestimmte heimische 
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Traditionen wie Weihnachten im Ausland besonders zu pflegen. 
Insofern kann ich es sehr gut verstehen, wenn man in der frem-
den Umgebung Halt in vertrauten Sitten und Gebräuchen sucht. 
Es liegt in der menschlichen Natur.

Besonders schwierig gestaltet sich der Wechsel in eine moderne 
westliche Gesellschaft, wenn man aus einer stark islamisch ge-
prägten Kultur kommt: Dann prallen Welten aufeinander. Das 
Miteinander von Mann und Frau, die Art sich zu kleiden, der 
gesellschaftliche Umgang, die Moralvorstellungen – all das er-
fordert eine grundlegende Anpassungsbereitschaft, wenn man im 
Aufnahmeland nicht ewig ein Fremder bleiben möchte. Men-
schen aus einer streng islamischen Kultur stehen letztlich vor der 
schwierigen Wahl, entweder in einer Art Parallelgesellschaft mit 
wenigen Berührungspunkten zu den Einheimischen zu leben – 
oder aber ihre bisherigen Wertevorstellungen über Bord zu wer-
fen. Dazu sind die wenigsten bereit. Und wenn doch, so ist es 
eine Aufgabe vieler Generationen.

Die Kinder aus diesen Familien haben zwar meist mehr Kontakt 
zur neuen Welt. Oft werden sie aber durch das recht abgeschot-
tete familiäre Umfeld daran gehindert, die Wertvorstellungen des 
Gastlandes zu übernehmen. Kein ehrbares türkisches Mädchen, 
so die verbreitete Ansicht, darf sich mit einem Deutschen ein-
lassen. Ein türkischer Junge dagegen schon: Er darf Erfahrun-
gen sammeln, geheiratet wird aber schließlich ein Mädchen aus 
der eigenen Gemeinschaft oder dem Heimatland. In Deutsch-
land lebende türkische Eltern neigen dazu, hier „in der Fremde“ 
einen stärker behütenden und kontrollierenden Erziehungsstil zu 
pflegen als Familien in der Türkei selbst. Andernfalls sehen sie 
ihr Lebensumfeld gestört. Dr. Haci Halil Uslucan, Professor für 
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Moderne Türkeistudien und Integrationsforschung, erklärt es so:
„Eine starke Familienorientierung in der Erziehung kompensiert 
dabei die vielfach erfahrene soziale Isolation im Alltag. Insofern 
stellt der Familialismus türkischer und islamischer Familien, bei 
denen Werte wie bedingungslose Loyalität, Solidarität und Rezi-
prozität der Familienmitglieder untereinander zentral ist (sic), im 
Gegensatz zur stärker individualistischen deutschen Gesellschaft, 
nicht nur ein Integrationshemmnis dar, sondern erweist sich zu-
gleich auch als eine Ressource, z. B. Hilfe bei Schulaufgaben, 
angstloser Kontakt und Einführung in deutsche Umfelder und 
als Protektivfaktor gegenüber Stresssituationen.“14

Diese gesellschaftliche Abschottung wird durch die Religion mit 
ihren archaischen Vorstellungen deutlich verstärkt. Der Koran 
beschreibt detailliert in den verschiedenen Suren die Rolle von 
Eltern und Kindern. Für einen gläubigen Moslem sind diese 
Suren bindend: So sind die Eltern verpflichtet, ihre Kinder isla-
misch zu erziehen, zu fördern und anzuleiten. Auf der anderen 
Seite muss das Kind seinen Eltern gehorchen und sie achten. Die 
Ehrfurcht vor den Eltern und die Dankbarkeit ihnen gegenüber 
wird im Koran als eine besondere Pflicht mehrfach betont.15

Noch einmal Professor Uslucan: „Dabei besteht sowohl zwi-
schen Eltern und Kindern als auch zwischen älteren und jünge-
ren Geschwistern während der gesamtem Zeit des Aufwachsens 
eine asymmetrische Beziehung, die sich zum Teil, was etwa den 
Respekt betrifft, über die gesamte Lebensspanne hinweg zieht. 
Während die Pflicht des Kindes gegenüber den Eltern bzw. des 
jüngeren Kindes gegenüber den älteren Geschwistern darin be-
steht, sie zu achten und ihnen zu gehorchen, stellt die Liebe und 
Sorge dem Kind gegenüber die elterliche Pflicht bzw. die Pflicht 
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der älteren Geschwister dar. Den Eltern zu widersprechen gilt in 
traditionell-islamischen Familien als ein höchst aufsässiges Ver-
halten und wird keineswegs mit Autonomiebestrebungen des 
Kindes verbunden.“16

In der islamischen Erziehung gibt es verschiedene Phasen. Da 
ich lange in islamischen Ländern mit Kind gelebt habe, wurde 
ich damit konfrontiert. In den ersten Lebensjahren ist allein die 
Mutter für die Erziehung zuständig. Es ist verpönt, diese Aufgabe 
anderen, z. B. einem Kindergarten, wie es bei uns üblich ist, zu 
überlassen. Die Kinder haben in dieser Zeit einen recht großen 
Freiraum zum Spielen, und man ist äußerst nachsichtig mit ih-
nen. In arabischen Ländern habe ich erlebt, dass Kinder, z. B. 
bei Kindergeburtstagen, buchstäblich über die gedeckten Tische 
gelaufen sind, auch in großen Hotels – dabei haben die Eltern 
ihre Sprösslinge gewähren lassen und nicht eingegriffen! Erst ab 
etwa dem siebenten Lebensjahr werden die erzieherischen Zügel 
angezogen.

In der Regel übernimmt die Erziehung des Sohnes dann der Va-
ter, beim Mädchen die Mutter. Wobei man mit den Jungs eher 
nachsichtig ist. Sie werden oft regelrecht verhätschelt, während 
bei den Töchtern ein deutlich strafferes Regiment geführt wird. 
Die ungleiche Behandlung bleibt nicht ohne Einfluss auf die 
schulischen Leistungen. Auch in Deutschland hat sich gezeigt, 
dass männliche Muslime im Durchschnitt weitaus schlechter ab-
schneiden.17

In dieser Zeit werden die Kinder auch an die Religion herange-
führt. Mit etwa 14 Jahren wird von den Eltern erwartet, dass ihre 
Kinder die Fastenregeln des Ramadan bewusst praktizieren. Mit 



104

Beginn der Pubertät werden dann vor allem die Mädchen einer 
noch stärkeren Kontrolle unterzogen. Es wird genau geschaut, 
mit wem sie sich treffen und wo sie sich aufhalten. Damit koppelt 
sich gewissermaßen die Entwicklung der türkischen Migranten-
kinder von der Gastgesellschaft ab. Je traditioneller die Familie, 
desto stärker werden die Töchter kontrolliert, um ihre Heirats-
chancen nicht zu gefährden. Hier fällt dem Sohn bzw. Bruder 
eine Beschützerrolle in Vertretung des Familienoberhauptes zu.
Als männliche Familienmitglieder sind auch die Söhne für die 
Bewahrung der Ehre zuständig, d. h. sie sehen es als ihre Auf-
gabe, ihre Schwestern vor „Schande“ zu bewahren. Sonst wäre 
der Ruf der Familie ruiniert – eine erhebliche Belastung für diese 
Mädchen. Im Gegensatz dazu hat der Junge nicht nur die freie 
Entscheidung über die Gestaltung seiner Freizeit. Es wird sogar 
regelrecht erwartet, dass er sexuelle Erfahrungen vor der Ehe 
sammelt.18 Wobei als Partnerinnen nicht „ehrenhafte“ Muslimin-
nen, sondern bevorzugt westlichen Frauen dienen. Diese Bezie-
hungen können aus islamischer Sicht jedoch nur als kurzfristige 
Abenteuer durchgehen. Geheiratet wird selbstverständlich eine 
Muslimin.19

Hinzu kommt, dass viele Familien aus Angst vor einer völligen 
kulturellen und religiösen Entfremdung verhindern möchten, 
dass sich ihre Kinder an die deutschen Lebensverhältnisse gewöh-
nen und sich daran anpassen. Sobald dieser Eindruck entsteht, 
wird versucht, dem mit einer rigideren religiösen Werteerziehung 
beizukommen. Gibt es viele Kinder innerhalb von Familie und 
Verwandtschaft, mindert dies ebenfalls die Integrationschancen, 
denn deutsche Spielkameraden sind dann umso weniger nötig. 
Während der Schulzeit haben türkische Kinder ihren engsten 
Freundeskreis meist in der eigenen ethnischen Gruppe. So gehö-
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ren 68,8 Prozent derselben ethnischen Gruppe an wie der beste 
Freund und 65,2 Prozent wie der zweitbeste Freund. Deutsche 
zählen nur zu 30,2 Prozent zu den besten Freunden.20
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5.

Integration – Anspruch und Wirklichkeit

Wie misst man Integration?

Die erste Generation der türkischen Gastarbeiter, die oft aus 
rückständigen Regionen Anatoliens kamen, musste sich bei uns 
mit einer völlig fremden Kultur auseinandersetzen. Mangelnde 
Sprachkenntnis und zuweilen auch ein fehlender Integrations-
wille führten schnell zu gesellschaftlicher Isolation, Abschottung 
und geringem Kontakt zur deutschen Bevölkerung. Doch welche 
Folgen hat die mangelnde Einbindung der türkischen Migranten 
in unsere Gesellschaft?

Um das zu verstehen, ist es hilfreich sich zunächst mit dem Be-
griff „Integration“ näher auseinanderzusetzen. Weit  verbreitet 
und anerkannt ist das Modell des Soziologen Hartmut Esser. 
Demnach findet Integration auf vier Ebenen statt:

1. Kulturation: Sie bezeichnet die Übernahme kultureller  
 Aspekte wie Wissen, Lebensstil und vorherrschende gesell- 
 schaftliche Werte aus der Gastgesellschaft.

2. Platzierung: Diese Ebene meint die Einordnung in die  
 vorhandene sozio-ökonomische Struktur mit Bildungsab- 
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 schlüssen, Einkommen und gesetzlichen Rechten, z. B. auf  
 dem Arbeits- oder Wohnungsmarkt.

3. Interaktion: Hiermit wird der soziale Austausch mit den 
 Einheimischen beschrieben, also alle zwischenmenschlichen 
 Beziehungen, Freundschaften, Paarbeziehungen oder 
 Eheschließungen.

4. Identifikation: Auf dieser Ebene entsteht schließlich die  
 emotionale Bindung mit dem Aufnahmeland, in dem  
 Gefühle der Verbundenheit und Zugehörigkeit entwickelt 
 werden.1

Diese vier Ebenen oder Dimensionen bedingen sich nach Esser 
gegenseitig und bestimmen den Grad der gesellschaftlichen In-
tegration eines Menschen.2 Auch wenn Anekdoten und einzelne 
Fallbeispiele beim Verständnis helfen können, so vermitteln sie 
doch kein objektives Gesamtbild der Integration von Migranten. 
Daher stützen wir uns bei der weiteren Betrachtung vor allem auf 
Studien, wobei wir uns dabei am soziologischen Modell Essers 
orientieren wollen.

Auffallend ist, dass viele Untersuchungen vor allem die vier-
te Dimension der Identifikation betonen. So stellt eine Studie 
von Emnid gleich zu Anfang fest, dass sich Türkischstämmige in 
Deutschland zu 90 Prozent „wohlfühlen“, 87 Prozent eine „Ver-
bundenheit“ mit Deutschland empfinden und 49 Prozent mei-
nen, dass sie einen „gerechten Anteil“ im Vergleich zu anderen 
erhalten.3 Doch wie hoch ist der Wert solcher Aussagen wirklich? 
Ist denn ein Einwanderer, der sich in Deutschland „wohl“ und 
„gerecht behandelt“ fühlt, automatisch auch integriert? Provoka-
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tiv gefragt: Kann sich nicht auch der bärtige Salafist mit 10-köp-
figer Kinderschar und komplett verhüllter Ehefrau hier „wohl“ 
und „gerecht behandelt“ fühlen? Vielleicht kann er es, gerade 
weil die deutschen Steuerzahler ihm einen solchen Lebensstil 
ermöglichen. Derartige Fragestellungen können also in die Irre 
führen, und daraus abgeleitete mehrdeutigen Aussagen werden 
leider zu oft mit echter Integration verwechselt.

Sprache und Wohnsituation

Befragungen von in Deutschland lebenden Türken zeigen, dass 
sie die  Freizeit hauptsächlich mit ihren Landsleuten verbringen 
und wenig Deutsch sprechen. Dies muss nicht zwangsläufig be-
wusst geschehen. Es kann auch durch die Wohn- und Lebens-
situation bedingt sein. In manchen Städten sind  türkischstäm-
mige Bürger stark auf bestimmte Stadtteile konzentriert, so dass 
ein Großteil der Freizeit zwangsläufig in türkischem Umfeld 
verbracht wird. Die meisten Türken leben überwiegend in aus-
ländischer Nachbarschaft, wo Kontakte mit Deutschen ohnehin 
selten sind. Diese Segregation ist also ein starkes Integrationshin-
dernis, denn es sind gerade solche nachbarschaftlichen Kontakte, 
die neben Schule und Arbeitsumfeld den ersten Schritt in die 
Integration darstellen können.4 

Obwohl viele Türken der zweiten Generation ihre deutschen 
Sprachkenntnisse selbst als recht hoch einschätzen,5 ist bei sol-
chen Selbstauskünften stets Vorsicht geboten. Offizielle Daten 
deuten darauf hin, dass es mit der sprachlichen Anpassung nicht 
weit her ist: Gerade einmal 34 Prozent sprechen überwiegend 
Deutsch im Haushalt – weit weniger als bei anderen Migranten-
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gruppen.6 Besonders in den großen Städten haben sich überpro-
portional viele Türken angesiedelt. Schon in den 80er Jahren war 
dieses Problem allgemein bekannt. Gerade in Berlin gab es auch 
damals schon Schulen mit mehrheitlich türkischen Kindern.7 
Doch den deutschen Politikern schien dieses Eisen offenbar zu 
heiß. Jedenfalls nehmen sie die Situation seit Jahrzehnten weit-
gehend tatenlos hin, so dass Berlin mit etwa 180.000 Türkisch-
stämmigen8 heute als eine der größten türkischen Gemeinden 
außerhalb der Türkei gelten kann.

Überwiegend gesprochene Sprache in
Haushalten von Migranten

Kasachen Russen Türken Syrer

Überwiegend Deutsch

62% 50% 34% 4%

Gerade einmal ein Drittel der türkischstämmigen Haushalte verwenden Deutsch 
als hauptsächliche Sprache, obwohl viele Türken bereits seit Jahrzehnten hier le-
ben und eingebürgert sind. Nur die Syrer haben mit gerade einmal 4 % noch 
schlechtere Werte. Besser sehen die Zahlen bei kasachischen und russischen Ein-
wanderern aus, sie verwenden häufiger die deutsche Sprache zu Hause.
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Erwerbsbeteiligung und Bildungsstand

Für nicht wenige Soziologen ist der Zugang zum Arbeitsmarkt 
ein entscheidender Motor für die Integration. Eine Studie des 
Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge (BAMF) verglich 
türkische  Einwanderer mit anderen Gruppen, wie Italienern, Po-
len und Griechen. Dabei zeigte sich, dass türkische Männer mit 
17 Prozent weit häufiger arbeitslos sind als Männer anderer Na-
tionalitäten. Außerdem arbeiten sie besonders selten in Vollzeit.
Laut Statistischem Bundesamt sind in Deutschland 48 Prozent 
der Türken im erwerbsfähigen Alter in Deutschland wirtschaft-
lich inaktiv. Sie gehen also weder einem Beruf nach, noch sind sie 
arbeitslos gemeldet.9

Auffallend niedrig sind auch die Zahlen für türkische Frauen: 
Lediglich ein Drittel arbeitet. Frauen mit nicht-türkischem (64,0 

Bildungsabschlüsse:
Türkische Migranten und Deutsche im Vergleich

Frauen Männer

Türkisch

Deutsch

22,5 24,3 45,4 7,8

33,4

100% 80% 60% 40% 20% 0% 100%80%60%40%20%0%

24,9 37,9 3,9

7,1 49,9 23,1 19,9

6,7 41,1 28,4 23,8

Höherer Bildungsabschluss Mittlerer Bildungsabschluss Niedriger Bildungsabschluss Kein Bildungsabschluss

Türkische Migranten haben im Vergleich zu einheimischen Deutschen im 
Durchschnitt deutlich geringere Bildungsabschlüsse. Mehr als die Hälfte hat 
keinen oder nur einen niedrigen Abschluss, wobei die Frauen noch einmal 
schlechter abschneiden.
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Prozent) bzw. ohne Migrationshintergrund (77,1 Prozent) waren 
dagegen deutlich häufiger erwerbstätig.10 Das Statistische Lan-
desamt NRW berichtet dazu etwas andere Zahlen: Demzufolge 
ist die Erwerbstätigenquote von türkischen Frauen von 34,4 Pro-
zent im Jahr 2007 auf 45,1 Prozent in 2017 gestiegen.11 Ob dies 
regionale Gründe hat oder an einer anderen Erhebungsmetho-
de liegt, kann hier nicht geklärt werden. Dafür weisen türkische 
Frauen eine deutlich höhere Geburtenrate auf. 

In einer Studie der Konrad-Adenauer-Stiftung äußert sich die 
türkische Community ziemlich zufrieden über ihr Leben in 
Deutschland, beklagt sich aber, dass gegen „Rechtsextremismus“ 
und für die „Gleichstellung“ von Ausländern zu wenig getan 
würde. Die Lösung beider Probleme halten 82 bzw. 75 Prozent 
für sehr wichtig. Auch die Sicherung von Arbeitsplätzen spielt für 
71 Prozent eine große Rolle.12 Leider geht die Studie nicht der 
Frage nach, ob die  empfundene Benachteiligung auch eine reale 
Basis hat. Mag sein, dass man sich von türkischer Seite beruflich 
diskriminiert fühlt – doch könnte das nicht auch daran liegen, 
dass das Bildungsniveau geringer und die Schulabbrecherquote 
höher ausfällt?13 Denn auch in Sachen Bildung erzielen die Tür-
ken sowohl im Vergleich zu anderen Migranten als auch zu Deut-
schen weit unterdurchschnittliche Ergebnisse. Dasselbe Muster 
zeigt sich noch einmal bei den Deutschkenntnissen, wo Türken 
im Vergleich zu anderen Migranten ebenfalls eher schlecht da-
stehen.14

Aber auch ein Schulabschluss und die Teilhabe am Arbeitsmarkt 
bedeuten noch nicht echte Integration. Kehren wir noch einmal 
zu unserem fiktiven Beispiel des strenggläubigen Salafisten zu-
rück: Wenn dieser einen Laden eröffnet oder eine Arbeitsstelle 
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annimmt, so belastet er zwar nicht mehr den deutschen Staats-
haushalt. Dennoch wird das an seinen fanatischen Wertevorstel-
lungen, seiner fundamentalistischen Lebensweise und seinem 
feindseligen Verhältnis zur deutschen und europäischen Kultur 
nicht zwingend etwas ändern. Es besteht zwar die Chance, dass er 
so mit deutschen Kollegen und ihrer Kultur in Kontakt kommt 
und sich seine Haltung dadurch allmählich wandelt, aber eine 
Garantie dafür ist der Arbeitsplatz allein noch lange nicht.

Wachsende Distanz zur deutschen Kultur

Wenden wir uns damit dem vielleicht wichtigsten, aber viel zu oft 
vernachlässigten Punkt zu: Der Kultur, den Einstellungen   und 
Werten der türkischen Einwanderer. Vor allem hier entscheidet 
sich, ob jemand wirklich in seinem Aufnahmeland „ankommt“ 
oder ob er den Weg in eine Parallelgesellschaft wählt. Die er-
wähnte Umfrage von Emnid liefert hierzu Daten, die bei genau-
erer Betrachtung leider ein alles andere als rosiges Bild zeichnen: 
So geben nur  39 Prozent der befragten Türken an, zur Integra-
tion gehöre es,  mehr von der deutschen Kultur zu übernehmen. 
Und schlimmer: Die Anpassungsbereitschaft sinkt bei der nach-
folgenden zweiten und dritten Generation sogar noch um satte 
20 Prozent.15 

Die älteren Türken zeigen also mehr Integrationsbereitschaft als 
ihre Kinder und Enkel, die doch längst in Deutschland  gebo-
ren und aufgewachsen sind – ein fatales Zeichen für zukünftige 
Entwicklungen. Im Umkehrschluss begrüßen es sogar 86 Prozent 
aus der zweiten und dritten Einwanderergeneration, die eigene 
Kultur „selbstbewusst“ gegen die deutsche in den Vordergrund 



113

Die 2. und 3. Generation der türkischen Einwanderer zeigt deutlich weniger 
kulturelle Anpassungsbereitschaft als ihre Eltern oder Großeltern. 

Ansichten zu Integration und Kultur

„Die Muslime in 
Deutschland müssen 
sich an die deutsche 

Kultur anpassen.“

62 72 52

„Türkische Einwan-
derer sollen selbst-

bewusst zur eigenen 
Kultur stehen.“

76 67 86

2./3. Generation

1. Generation

Alle Türkeistämmigen

2./3. Generation

1. Generation

Alle Türkeistämmigen

Angaben in Prozent

zu stellen.16 Auch hier ist also ein Anstieg zu beobachten, der 
sich lange zuvor ankündigte: Eine repräsentative Studie kam be-
reits im Jahr 2009 zu dem Schluss, dass die Werte der jungen 
Deutschen und Türken in Deutschland „auseinanderdriften“.  

Ein Drittel der türkischen Einwanderer wäre beispielsweise bereit,  
die „Ehre der Familie“ mit Gewalt zu verteidigen und etwa ein 
Drittel der Frauen trägt das Haar immer noch mit einem Kopf-
tuch streng verhüllt17 – eines der sichtbarsten und auffälligsten 
Zeichen der Distanzierung von unserer Gesellschaft. Deutsche 
Politiker hätten also schon seit Jahren gewarnt sein können. Nicht 
zuletzt waren es die Mahnungen Thilo Sarrazins, der etwa zur 
selben Zeit das Scheitern der deutschen Integrationsbemühun-
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gen anprangerte, was eine Einsicht bei den Entscheidungsträgern 
unseres  Landes hätten erzeugen müssen. Doch weit gefehlt: Statt 
die Migrations- und Integrationspolitik vom Kopf auf die Füße zu 
stellen, schlug man lieber auf den Überbringer der schlechten Bot-
schaft  ein und machte ihn für das eigene Versagen verantwortlich. 

Zunehmender Fundamentalismus

So blieb die Politik weiter inaktiv und die fundamental-islami-
schen Einstellungen konnten sich bei den jungen Türken weiter 
verfestigen, wie die Emnid-Studie bezeugt: 72 Prozent der Kin-
der- und Enkelgeneration bezeichnen sich als religiös oder sehr 
religiös im Vergleich zu 62 Prozent in der Elterngeneration. Da-
bei sind die Frauen tendenziell strenggläubiger als die Männer. 
Fundamentalistische Meinungen sind weit verbreitet: 47 Prozent 
geben an, dass religiöse Gebote für sie einen höheren Stellenwert  
als staatliche Gesetze haben,32 Prozent wollen eine Gesellschaft 
wie zu Zeiten Mohammeds etablieren und 36 Prozent bekennen, 
dass „nur der Islam“ die Probleme der heutigen Zeit lösen könne. 
Etwa ein Fünftel der Türken ist besonders radikal eingestellt, so 
stimmen 23 Prozent zu, dass Muslime dem anderen Geschlecht 
nicht die Hand geben sollten. Und das Bedrohlichste: Sogar 20 
Prozent befürworten  Gewalt zur „Verteidigung“ des Islam gegen 
den Westen. Dabei wissen wir natürlich, dass „Verteidigung“ 
sehr weit ausgelegt werden kann, sehen sich doch viele Muslime 
besonders gerne als  Opfer der europäischen Gesellschaft. Eine 
überwältigende Mehrheit von 73 Prozent möchte Bücher und 
Filme, die den Islam vermeintlich beleidigen, verbieten lassen.18

Die Haltung zur deutschen Gesellschaft, zu Frauenrechten und  
religiöser Toleranz ist eine tickende Zeitbombe. Studien fördern 
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diesbezüglich immer wieder Erschreckendes zutage. Nicht nur 
die  islamische Glaubenspraxis der Türken wird immer strenger, 
auch  ihre Tendenz zur Abschottung gegenüber den Deutschen 
verstärkt sich: Auffällig ist, dass 62 Prozent am liebsten  mit ih-
resgleichen zusammen sind. Auch religiöse Ressentiments, ins-
besondere gegenüber Atheisten und Juden, haben zugenommen. 
46 Prozent der Befragten wünschen sich, dass in Deutschland ir-
gendwann mehr Muslime als Christen wohnen sollen. Insgesamt 
hat die Toleranz von Türken in Deutschland im Vergleich zum 
Vorjahr zwar abgenommen,19 aber immerhin sieht es eine Mehr-
heit der Türken mittlerweile kritisch, wenn die Ehefrau zum Ge-
schlechtsverkehr gezwungen wird.20 Angesichts all der anderen 
problematischen Einstellungen ein geringer Trost.

All das liest sich wenig optimistisch. Vielleicht gibt es aber doch 
einen Hoffnungsschimmer? Wie wir gesehen haben, können 
Kontakte zu Deutschen dazu beitragen, dass sich die Einwan-
derer unseren Werten annähern. Wie sieht es also konkret auf 
diesem Gebiet aus? Eine Fallstudie über die Situation in Mün-
chen hat ermittelt, dass Türken, zusammen mit z. B. Irakern und 
Afghanen, zu den am stärksten separierten Gruppen gehören. Sie 
haben besonders selten Kontakt zu Deutschen und auch zu bi-
nationalen Ehen kommt es seltener als in anderen Migranten-
gruppen.21 Auf Bundesebene bestätigen sich diese Daten: Türken 
haben im Vergleich zu anderen Europäern die wenigsten Kontak-
te zu Deutschen am Arbeitsplatz oder im Freundeskreis.22

Wenig Distanz haben demgegenüber z. B. Einwanderer aus Ös-
terreich und Italien.23 Diese Daten bestätigen eine Vermutung, 
die viele Menschen auch im Alltag beobachten können: Integra-
tion funktioniert umso besser, je geringer die kulturelle Distanz 
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zwischen Einwanderern und Einheimischen ist. Europäer, die 
sich in einem anderen europäischen Land niederlassen, haben in 
der Regel nur geringe  Probleme, sich den dortigen Gebräuchen 
anzupassen. Strömen jedoch viele Migranten aus streng-islami-
schen Kulturen in eine moderne westeuropäische Gesellschaft, 
ist die Bildung ethnischer Enklaven so gut wie sicher: Erst sind 
es vereinzelte Häuserblocks, dann ganze Straßenzüge, schließlich 
große Teile eines Stadtviertels, in denen islamische Einwanderer 
oftmals ganz unter sich sind. Streng verhüllte Frauen mit vielen 
Kindern, türkische Friseure, Lebensmittelhändler und Halal-Flei-
schereien prägen das Bild solcher Stadtteile, wo erfolgreiche In-
tegration eine Ausnahme bleiben muss. Denn warum sollte man 
sich der deutschen Kultur anpassen, wenn es doch viel bequemer 
ist, in den längst etablierten türkisch-islamischen Parallelstruktu-
ren zu verbleiben? In Berlin zeigt sich das besonders augenfällig, 
wo allein 200.000 türkische Einwanderer wohnen und damit 6 
Prozent der Stadtbevölkerung ausmachen.24 Das klingt zunächst 
wenig, doch konzentrieren sich diese Migranten in bestimmten 
Stadtteilen wie Neukölln, wo ihr Anteil dann deutlich höher aus-
fällt. Zudem gibt es dort auch noch andere kulturell fremde Ein-
wanderergruppen, was die Problematik nochmals verschärft.

Ist Rückkehr eine Lösung?

Die Abkapselungstendenz der türkischen Einwanderer steigt 
tatsächlich von Jahr zu Jahr: „Die Verbundenheit mit der Tür-
kei nimmt laut einer aktuellen Studie zur Identifikation und 
politischen Partizipation türkischstämmiger Zugewanderter in 
Nordrhein-Westfalen und in Deutschland seit 2011 stetig zu, 
die Verbundenheit nur mit Deutschland hingegen ab. Fühl-
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ten sich 2010 noch 29,5 Prozent der Befragten mit der Türkei 
heimatlich verbunden, lag der Anteil 2017 bei knapp über 50 
Prozent.  Die Heimatverbundenheit nur mit Deutschland sank 
im gleichen Zeitraum von 25,4 auf 17,0 Prozent. Mit beiden 
Ländern gleichermaßen verbunden fühlen sich gut 30 Prozent 
– ein Rückgang von 10 Prozentpunkten seit 2010.“25 Zumin-
dest in der Absicht zur Remigration schlagen sich diese Ein-
stellungen teilweise nieder. So planen 45 Prozent der Türken 
eine Rückkehr in ihr Mutterland, wovon jedoch nur 5 Prozent 
dies innerhalb der nächsten zwei Jahre verwirklichen wollen.  

Fast die Hälfte der türkischen Migranten möchte in die Heimat zurück-
ehren, nur ein kleiner Teil plant dies jedoch konkret für die nächsten Jahre. 
Besonders bei den mittleren Jahrgängen ist die Rückkehrbereitschaft hoch.

„Planen oder beabsichtigen Sie, in die Türkei zurückzukehren?“

TiD 2012

TiD 2009

Frauen

Männer

15 bis 29 Jahre

30 bis 49 Jahre

50 Jahre und älter

Summe
Rückkehr

geplant

0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90% 100%

ja, aber erst späterja, in den nächsten 10 Jahren

nein

ja, in den nächsten 2 Jahren

weiß nicht, keine Angabe

5 12 28 50 5 45

4 9 29 54 4

4 12 28 48 7

5 10 29 53 4

5 8 25 60 3

3 16 36 38 7

8 8 17 62 4

42

46

44

38

55

34
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Die Gründe sind ganz unterschiedlicher Art: 63 Prozent der Be-
fragten wollen zurückkehren, weil sie die Türkei als ihre Heimat 
ansehen, 10 Prozent wollen zurückkehren, weil sie mit Deutsch-
land und den Deutschen nicht zurechtkommen.26

Fazit:
Insgesamt zeigt sich damit ein deutliches Bild: Ob wir die Ar-
beitsbeteiligung, den Bildungsstand, die Wertevorstellungen, die 
Kultur oder die Kontakte zur deutschen Gesellschaft betrach-
ten: Die Integration türkischer Migranten ist in weiten Teilen 
mangelhaft. Sie sind im Durchschnitt schlechter ausgebildet und 
häufiger arbeitslos als andere Einwanderer, ihre Einstellung ist 
oft fundamentalistisch geprägt. Die Jüngeren denken sogar noch 
islamisch-traditioneller als die Älteren und grenzen sich stärker 
von der deutschen Umgebung ab als ihre Eltern und Großeltern. 
Seltener als andere Einwanderergruppen haben die Türken Kon-
takte zu Deutschen, die eine Änderung dieser Einstellung bewir-
ken könnten. Dadurch sprechen sie auch nicht so gut Deutsch 
und leben oft separiert in türkisch geprägten Wohngebieten.
Die Integration der Türken kann damit in weiten Teilen als ge-
scheitert gelten – Ausnahmen bestätigen wie immer die Regel. 
Doch spiegelt sich all dies nicht in einer hohen Rückkehrbereit-
schaft wieder: Mit 77,5 Prozent möchte ein Großteil der Tür-
ken weiterhin in Deutschland bleiben und ist zufrieden mit dem 
Leben in der Parallelgesellschaft – wahrscheinlich spielen dabei 
auch wirtschaftliche Gründe eine große Rolle, doch dazu geben 
die Studien keine genaue Auskunft.

Als sicher kann aber eines gelten: Eine große Gruppe von Ein-
wanderern, die  sich bisher nur oberflächlich integriert hat und in 
weiten Teilen ihre eigenen, fundamentalistischen Einstellungen 
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beibehält, wird sich nicht tiefgreifend an das Gastland anpassen. 
Je mehr sie sich organisiert und am politischen Leben teilnimmt, 
desto stärker wird sie die Aufnahmegesellschaft mit ihren eigenen 
Werten prägen.
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6.

Ankaras langer Arm – 
türkische Organisationen in Deutschland

Wie im vorigen Kapitel dargestellt, sind türkisch-nationalistische 
und radikal-islamische Einstellungen bei den in Deutschland le-
benden Türken weit verbreitet. Eine nachhaltige Anpassung an 
unsere Werte und Kultur ist bisher nur bei einem Teil zu beob-
achten. Es überwiegen Distanz und oft sogar offene Ablehnung 
gegenüber den Deutschen. Insofern gibt es auch bei uns eine 
große türkische Gruppe, die für Einflussversuche Erdoğans emp-
fänglich ist. So wie sich die AKP im Mutterland auf viele ihr treu 
ergebene und ideologisch verwandte Vorfeldorganisationen, wie 
Lobbyverbände und religiöse Interessengruppen, stützen kann, 
so versucht der türkische Präsident über ein Geflecht von Insti-
tutionen, auch die Auslandstürken für sich zu gewinnen. Diese 
können ihm so nicht nur als zusätzliches Wählerreservoir dienen, 
sie sind auch ein Hebel, um die Außenpolitik der betreffenden 
Staaten zugunsten türkischer Interessen zu manipulieren. Im 
Falle der Balkanländer haben wir uns bereits mit solchen Versu-
chen auseinandergesetzt. Die für Deutschland entscheidenden 
Machtinstrumente der AKP werden im Folgenden ausführlich 
beleuchtet.

Diyanet: Behörde für religiöse Angelegenheiten

Bereits das Osmanische Reich kannte das Amt des Scheichül-
Islam als oberstes Religionsamt, das vom Mufti der Hauptstadt 
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Istanbul ausgeübt wurde. Denn für die Sultane war die enge Ver-
bindung von Islam und staatlicher Autorität ein wichtiger Pfeiler 
ihrer Macht. Atatürk schaffte diesen Posten bereits 1924 ab und 
führte stattdessen das Amt für religiöse Angelegenheiten – auf Tür-
kisch Diyanet İşleri Başkanlığı, oder kurz Diyanet – ein. Sein Ziel 
ging aber in die entgegengesetzte Richtung. Ganz gemäß der lai-
zistischen Ausrichtung der neuen Türkei wollte er die immer noch 
sehr einflussreiche Religion unter staatliche Aufsicht stellen: Nicht 
mehr der Islam sollte den Staat kontrollieren, sondern der Staat den 
Islam. Das Diyanet unterstand also direkt dem Staatspräsidenten, 
alle Imame waren damit weisungsgebunden, ebenso die religiösen 
Dienste, das islamische Erziehungswesen, Wallfahrten und die ge-
samte Öffentlichkeitsarbeit unterstanden der politischen Führung 
des Landes.

Entsprechend der generellen Ausrichtung der türkischen Politik 
galt daher das Diyanet lange Zeit als gemäßigt in seiner Koranaus-
legung, einige Frauen bekamen sogar wichtige Posten. Mit der Re-
islamisierung der Türkei durch Erdoğans AKP hat sich das in den 
letzten zwei Jahrzehnten allmählich geändert. Der Weg zurück in 
den Fundamentalismus ist von höchster Stelle vorgegeben. Fatwas, 
also islamische Rechtsgutachten zur Anwendung religiöser Regeln 
im Alltag, sind ein Beispiel für die zunehmende Radikalisierung des 
Diyanet. Zwar haben diese in der Türkei keine Gesetzeskraft, doch 
geben sie Aufschluss über die ideologische Ausrichtung der obers-
ten Religionsbehörde: So wollte das Amt Verlobten das Händchen-
halten und Flirten untersagen, da dies den Regeln des Islam wider-
spreche. Vor einer Heirat mit Aleviten, einer religiösen Minderheit 
in der Türkei, wurde gewarnt und auch das Trinken von Alkohol 
wurde verboten.1 Obwohl sich nicht jeder Türke diesen Regeln 
unterwerfen muss, so sind derartige Fatwas doch als Kennzeichen 
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eines zunehmenden Selbstbewusstseins der Behörde zu sehen: Im-
mer energischer versucht das Diyanet, das Privatleben der Türken 
islamischen Regeln zu unterwerfen – bis in die intimsten Details. 

Die zunehmende Bedeutung der Behörde erklärt sich auch aus ihrer 
immer üppigeren finanziellen Ausstattung: Seit der Übernahme der 
Regierung durch die AKP ist ihr Budget auf das Vierfache gewach-
sen, die Zahl ihrer Mitarbeiter wurde innerhalb von nur 10 Jahren 
von 74.000 im Jahr 2003 auf über 120.000 in 2013 erhöht. Das 
enorme Wachstum der Behörde spricht nicht nur für die steigende 
Bedeutung des Islam in der Türkei insgesamt, sondern ist auch ein 
Indiz dafür, dass der türkische Präsident bewusst seine Gefolgsleute 
im Diyanet installiert, um die einst säkulare Prägung der Behörde 
rückgängig zu machen. Denn nur eine kleine Zahl von Diyanet-
Angestellten ist mit administrativen Aufgaben und mit Logistik 
beschäftigt, den weitaus größten Teil machen verbeamtete Imame 
und Koranlehrer aus. Zur Islamisierung trägt auch der Moschee-
Bauboom unter der AKP-Regierung bei: Im Durchschnitt werden 
pro Jahr ca. 800 muslimische Gotteshäuser in der Türkei eröffnet, 
die Kosten werden allerdings nur zum Teil vom Diyanet getragen.2

Bewertung: 
Das Diyanet hat sich seit der Machtübernahme der AKP zu einer 
der wichtigsten Stützen der türkischen Regierungspolitik entwi-
ckelt. Der kontinuierliche Personalausbau und Erhöhungen des 
Budgets sorgen für eine immer stärkere Durchdringung der türki-
schen Gesellschaft mit Vertrauten und Anhängern Erdoğans. Für 
Deutschland und Europa bedeutend ist jedoch vor allem das Netz-
werk an Auslandsorganisationen, das vom Diyanet – und damit 
vom türkischen Staatspräsidenten – gesteuert wird.
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Ditib – der deutsche Ableger des Diyanet

Die Türkisch-Islamische Union der Anstalt für Religion – auf 
Türkisch Diyanet İşleri Türk İslam Birliği, abgekürzt Ditib – 
wurde 1984 als deutscher Auslandsableger des Diyanet ge-
gründet. Offiziell weisen die Funktionäre den Vorwurf zu-
rück, sie seien der verlängerte Arm Ankaras. Doch das ist 
angesichts der strukturellen Überschneidungen nicht glaub-
würdig. So ist auch der Vorsitzende zugleich immer Botschafts-
rat für religiöse und soziale Angelegenheiten. Die Imame 
werden an türkischen Hochschulen ausgebildet, erhalten ihr 
Gehalt vom türkischen Staat und sind de facto dessen Beamte.  

Erdoğan zusammen mit Imam Ali Erbas, dem Vorsitzenden der Religionsbe-
hörde Diyanet, bei der Eröffnung der Ditib-Zentralmoschee in Köln-Ehren-
feld. Ebenso wie ihre Mutterorganisation wird die deutsche Ditib aus Ankara 
gesteuert und wirbt gezielt für die Politik der türkischen Regierung.
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Üblicherweise werden sie jeweils für einen Zeitraum von vier 
Jahren nach Deutschland geschickt,3 entsprechend gering sind 
meist ihre Sprachkenntnisse.4 Nach anhaltender Kritik wird seit 
2020 erstmals ein Teil der Imame in einem eigens geschaffenen 
Ausbildungszentrum in Dahlem in der Eiffel ausgebildet.5
Die Ditib vertritt ca. 1,6 Millionen Muslime,6 die in beinahe 900 
örtlichen Moscheevereinen in Deutschland organisiert sind.7 
Damit kann sie als der größte islamische Verband in Deutsch-
land gelten, was ihre enge Anbindung an die türkische Politik 
umso bedenklicher macht. Seit Errichtung der Kölner Zentral-
moschee mit angeschlossenem Kulturzentrum hat die Organi-
sation einen repräsentativen Sitz mitten in Deutschland, der die 
Silhouette der viertgrößten deutschen Stadt von weitem prägt. 
Der symbolische Wert eines solchen Bauwerks ist nicht zu unter-
schätzen. Die Einweihung im Jahr 2018 wurde als regelrechter 
Staatsakt zelebriert: Erdoğan selbst hielt die festliche Ansprache, 
in der er zugleich die angebliche Diskriminierung der Türken in 
Deutschland anprangerte.8 Seit 2022 ist Adem Kemaneci neuer 
Imam der Kölner Großmoschee. Zuvor hatte er dieses Amt in 
der sogenannten Volksmoschee in Ankara bereits ausgeübt. Sie 
wurde 2015 auf dem Areal des neuen türkischen Präsidenten-
palastes errichtet und kann als eine Art modernes Nationalhei-
ligtum gelten. Erdoğan und die türkische Staatsführung treten 
dort regelmäßig zu religiösen Festtagen auf, die zu seiner Zeit von 
Kemaneci inszeniert wurden.9

Aus der engen Verflechtung mit Ankara macht die Ditib also 
überhaupt kein Hehl. Tatsächlich wird sie ganz gezielt und offen 
für die türkische Interessenpolitik in Deutschland eingespannt. 
Wie wirkt sich das nun konkret auf die Aktivitäten des Ver-
bandes aus? Der zunehmende Fundamentalismus des Diyanet 
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macht sich immer mehr bei seiner größten Auslandsfiliale Ditib 
in Deutschland bemerkbar. Dies ist nur folgerichtig, kommen 
doch die Predigten vom Diyanet selbst, auch wenn sie mittler-
weile in Deutschland verfasst werden.10 So äußerte etwa Ishak 
Kocaman, damaliger Vorsitzender der Muradiye-Camii-Moschee 
in Hamburg-Wilhelmsburg, dass Demokratie für Muslime nicht 
bindend sei und sprach Kurden und Türken mit nicht-islamischer 
Lebensweise ihren Wert ab.11 Jugendliche Ditib-Mitglieder riefen 
auf Facebook zur „Zerschlagung Deutschlands“ auf.12 Besonders 
martialisch wirkten Predigten von Ditib-Imamen, die das Mär-
tyrertum für den Islam verherrlichten, oder Feldschlachten, die 
durch Kinder nachgespielt wurden:  Die Jungs stellten  „Märty-
rer“ im Namen des Islam dar, die Mädchen priesen mit Kampf-
liedern deren Einsatz.13 Auch für die türkische Expansionspolitik 
ergriffen Ditib-Verbände ganz offen Partei: Hetzaufrufe gegen-
über Armeniern14 und Ehrengräber für die Verantwortlichen des 
Völkermordes in Ditib-Moscheen15 bilden dabei den traurigen 
Höhepunkt der Agitation. Doch das ist nur die Spitze des Eis-
bergs. Grundsätzlich kann man von einem zumindest reservierten 
Verhältnis der Ditib gegenüber der deutschen Gesellschaft ausge-
hen – mit umso mehr Begeisterung stellt sie sich jedoch hinter die 
Aktivitäten der türkischen Staatsführung.

Ihr Einsatz für die Ziele des türkischen Präsidenten beschränkt 
sich allerdings nicht auf Propaganda. Dies wurde insbesondere 
nach dem gescheiterten Putschversuch in der Türkei im Sommer 
2016 deutlich: Damals sollten Imame der Ditib in ihren Ge-
meinden die Anhänger des nach Amerika geflohenen Predigers 
Fetullah Gülen ausspionieren. Gülen war einst ein Mitstreiter 
von Präsident Erdoğan, heute ist er sein Intimfeind. Der General-
bundesanwalt ermittelte in der Folge gegen 19 Imame, auch eine 
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Beobachtung durch den deutschen Inlandsgeheimdienst wurde 
in Erwägung gezogen.16 Die Verdächtigen wurden vom General-
staatsanwalt beschuldigt, „für den Geheimdienst einer fremden 
Macht Informationen gesammelt zu haben“. Der Verband hatte 
zuerst die Vorwürfe der Bespitzelung brüsk zurückgewiesen, sogar 
als „Unterstellung“ bezeichnet, dann aber eingeräumt und sich 
dafür entschuldigt. Einige Imame hätten die Anweisung des Di-
yanet fehlinterpretiert. Eine entlarvende Aussage, die einmal mehr 
unterstreicht, wie selbstverständlich die Ditib-Imame als Befehls-
empfänger Ankaras verstanden werden.17 In etlichen deutschen 
Städten spionierten Imame politische Gegner Erdoğans aus und 
legten Feindeslisten an, auf denen sich u. a. auch deutsche Jour-
nalisten befanden.18

Die dubiosen Aktivitäten der Ditib gerieten zunächst auch ins Vi-
sier des deutschen Verfassungsschutzes, der ihr Wirken als „Gefahr 
für den inneren Frieden in Deutschland“ ansah.19 Doch schluss-
endlich gab der Inlandsgeheimdienst wohl wieder einmal dem 
Druck der Politik nach: Ein Machtwort des damaligen Innen-
ministers Seehofer – „Es gibt dringendere Probleme“20 –scheint 
ausgereicht zu haben, um die politischen Beamten der Behörde 
wieder auf Linie zu bringen. Die entsprechenden Landesämter ha-
ben den Schwenk ebenfalls mitgemacht und lehnten letztlich eine 
Beobachtung ab, da „es sich bei dem Islamverband um türkische 
Nationalisten, nicht aber um religiöse Fanatiker“ handle.21 

Ob für diesen wenig glaubwürdigen Rückzieher außenpolitische 
Gründe ausschlaggebend waren, wird das Geheimnis der soge-
nannten Verfassungsschützer bleiben. Zweifel an der Sorgfalt und 
Unabhängigkeit des deutschen Inlandsgeheimdienstes können 
solche Volten jedenfalls nicht zerstreuen.
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Trotz solcher Aktivitäten wird die Ditib von Behörden und Poli-
tikern in Deutschland regelmäßig hofiert: Beispielsweise ist die 
Religionsbehörde wichtigster Kooperationspartner des Landes 
Nordrhein-Westfalen beim islamischen Religionsunterricht.22 
Hamburg schloss im Jahr 2012 einen Staatsvertrag u. a. mit der 
Ditib, der ihr ebenfalls neue Rechte bei der Gestaltung des Schul-
unterrichts gab.23 Die trügerische Hoffnung, man müsse der Di-
tib nur weit genug entgegenkommen, dann ändere sie sich schon 
von ganz alleine, ist leider typisch für das Wunschdenken vieler 
deutscher Mandatsträger. Denn Forderungen nach einer grund-
legenden Reform, die die Organisation vom türkischen Staat un-
abhängig machen würde, weist die Ditib regelmäßig von sich.24 
Im Gegenteil: Sie bekräftigt ganz offiziell, dass ihr an solchen 
Ideen absolut nichts gelegen ist. So hat Anfang 2019 in der Ditib-
Zentrale in Köln das „II. Treffen Europäischer Muslime“ stattge-
funden. Dabei äußerte sich der Präsident des Diyanet, Ali Erbaş, 
zum Euro-Islam: „Die Einschränkung des Islam, wie deutscher 
oder europäischer Islam, steht im Widerspruch zur Universalität 
des Islam, der alle Orte und Epochen zugleich erleuchtet.“25 Die 
Hoffnungen der deutschen Behörden, der Islam könne sich be-
denkenlos der einheimischen Kultur anpassen, erweist sich ange-
sichts solcher Aussagen immer mehr als Trugschluss.

Die Ditib selbst bemüht sich zwar mittlerweile um ein modera-
teres Image, aber ohne an der eigenen Arbeitsweise und den eige-
nen Zielsetzungen grundlegend etwas zu ändern. Nach der Kritik 
an den türkischen Import-Imamen will man, wie oben schon er-
wähnt, nun selber hier in Deutschland ausbilden. Junge Leute 
mit deutschem Abitur sollen zunächst islamische Theologie in 
der Türkei studieren und dann ein zweijähriges Ausbildungspro-
gramm an der Ditib-Akademie in Dahlem absolvieren.26 Soll das 
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die Alternative zur Entsendung der Imame aus der Türkei sein? 
Ein Unterschied wäre wohl kaum gegeben, solange die Ausbil-
dung nicht in deutscher Hand an deutschen Universitäten statt-
fände. Der Wechsel des Ausbildungsortes allein wird an den ek-
latanten Missständen und dem Fundamentalismus der Behörde 
nichts ändern. Aber deutsche Politiker und Journalisten werden 
trotzdem aufatmen und das vermeintliche Entgegenkommen ho-
norieren.

Bewertung:
Die enge institutionelle Anbindung der Ditib an den türkischen 
Staat ist beinahe schon eine Garantie für ihren politischen Miss-
brauch. Wie das Diyanet in der Türkei, so ist die Ditib eine der 
wichtigen Stützen von Erdoğans Politik in Deutschland. Über 
sie kann er erheblichen Einfluss auf die türkische Diaspora neh-
men: Predigten gegen die Armenier und für den Märtyrertod ha-
ben gezeigt, dass die Institution offen Propaganda für die Politik 
des türkischen Staatspräsidenten und seiner AKP betreibt. Dass 
sie mittlerweile sogar in Spionageaktivitäten verwickelt zu sein 
scheint, ist ein direkter Angriff auf die deutsche Souveränität. 
Dies hält deutsche Politiker jedoch nicht davon ab, die Ditib zu 
einem ihrer wichtigsten Partner zu machen. Währenddessen ver-
schließen deutsche Behörden, allen voran der sogenannte Verfas-
sungsschutz, die Augen vor der radikal-islamischen und türkisch-
nationalistischen Agitation – damit tragen sie nur zur weiteren 
Verschärfung des Problems bei. Werden der Ditib keine Grenzen 
gesetzt, muss sie sich regelrecht ermuntert fühlen, mit ihrem bis-
herigen Verhalten fortzufahren. Der Dienstweg von Ankara zur 
Ditib-Zentrale in Köln ist kurz und die Möglichkeiten zur Auf-
wiegelung vielfältig. 
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UID – harmloser Kulturverein oder 
Agitationsplattform?

Die Union Internationaler Demokraten (abgekürzt UID) setzt 
sich eigenen Angaben zufolge für die Integration der Auslands-
türken in EU-Staaten ein. Ursprünglich wurde sie als Union Eu-
ropäisch-Türkischer Demokraten (UETD) im Jahr 2004 in Köln 
gegründet, erst später erhielt sie ihren heutigen Namen. Heute ist 
die UID in 24 europäischen Ländern vertreten und unterhält 15 
regionale Zweige in Deutschland. Offiziell stellt sie sich als eine 
weltanschaulich neutrale Kulturinstitution dar, ist aber de facto 
eine Vorfeldorganisation der türkischen Regierungspartei AKP.27 

Die UID organisierte bereits Erdoğans berüchtigten Auftritt in 
Köln im Jahr 2008, als er eine Assimilation der Türken an die 
deutsche Kultur als „Verbrechen“ bezeichnete,28 danach blieb 
es jedoch relativ still um die Organisation. Erst ab etwa 2016 
gelangte sie in Deutschland wieder ins Bewusstsein der Öffent-
lichkeit. Damals verabschiedete der Bundestag eine Resolution 
zur Verurteilung des Völkermordes an den Armeniern, begleitet 
von heftigen Protesten türkischer Verbände. Führend dabei: die 
UID.29 Nach dem Putschversuch des türkischen Militärs im Juli 
2016 bedrohten UID-Funktionäre hierzulande Kritiker des tür-
kischen Präsidenten mit dem Tod,30 der österreichische Zweig 
forderte öffentlich dazu auf, Oppositionelle an die türkischen 
Botschaften zu melden.31 Regelmäßig organisiert die UID Wahl-
kampfauftritte von AKP-Politikern in Deutschland, so etwa 
2018 in Schleswig-Holstein.32

Vieles spricht dafür, dass die UID bei solchen Aktionen ihre An-
weisungen direkt aus Ankara erhält. So lud Erdoğan im Okto-
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ber 2021 den Vorsitzenden Köksal Kuş nach Istanbul zu einem 
dreitägigen Workshop ein und schwor ihn und seine Delegation 
auf eine aktivere Rolle in der europäischen Politik ein: Die UID 
sollte „rassistische“ oder „diskriminierende“ Vorfälle an die türki-
schen Botschaften und Konsulate melden, um damit Stimmung 
für die türkische Außenpolitik zu machen. Außerdem wünschte 
er seine Unterstützer in Schlüsselpositionen von Regierung und 
Verwaltung europäischer Länder, um so die Politik der AKP vom 
Ausland aus unterstützen zu können. Derartige Zusammenkünf-
te sind kein Einzelfall: Allein im Jahr 2021 traf sich Erdoğan 
viermal mit Vertretern der UID, davon zweimal in Europa und 
zweimal in der Türkei.33

Bewertung: 
Die Union Internationaler Demokraten spielt europaweit 
eine wichtige Rolle zur Mobilisierung von Auslandstürken für 
Erdoğans Zwecke. Sie können das Zünglein an der Waage bei 
türkischen Wahlen sein und werden von ihrem Präsidenten des-
halb besonders umworben. Die UID agiert dabei sehr direkt und 
lädt AKP-Politiker u. a. nach Deutschland ein, sie ist von den 
hier analysierten Organisationen am ehesten mit einer Partei zu 
vergleichen. Ihre Aktionen bewegen sich normalerweise im lega-
len Rahmen, doch die offenbar direkte Kontrolle durch die tür-
kische Regierung sorgt für eine enge Anbindung an den Kurs An-
karas. Damit unterhöhlt sie zugleich Versuche, türkischstämmige 
Einwanderer in Deutschland zu integrieren bzw. zu assimilieren.
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Osmanen Germania – 
organisierte Kriminalität fürs Grobe

Einen anderen Weg beschritten die sogenannten Osmanen Ger-
mania: Der offiziell als Boxclub geführte Rockerverein wurde 
wahrscheinlich um den Jahreswechsel 2014/2015 gegründet 
und schien zunächst viele Gemeinsamkeiten mit Gruppen wie 
dem Motorradclub Hell’s Angels aufzuweisen.34 Bereits in den 
ersten Monaten wuchs der Verein schneller als seine Konkur-
renten: Im Jahr 2018 soll er über 300 aktive Mitglieder gehabt 
haben.35 Drogenhandel und Straßenkämpfe mit anderen Rocker-
banden machten in den kommenden Jahren regelmäßig Schlag-
zeilen, so nach einer großangelegten Razzia 2016 in Duisburg.36 
Dabei kam es zu schweren Körperverletzungen und versuchten 
Tötungsdelikten.37 Der Verein hatte gegenüber seinen Gegnern 
dabei einen entscheidenden Vorteil: Er bekam verdeckte Unter-
stützung der türkischen Regierung. Ideologisch galten die Osma-
nen als türkisch-nationalistische Gruppe.38

Eine Schlüsselfigur war in diesem Zusammenhang der AKP-Poli-
tiker Metin Külünk, ein langjähriger Freund Erdoğans. Schon 
seit den 1970er Jahren waren beide gemeinsam in unterschied-
lichen islamistischen Formationen aktiv. In neuerer Zeit hat 
sich Külünk immer mehr als Erdoğans Vertrauter für die Aus-
landstürken etabliert und er war das Bindeglied zwischen der 
hohen Politik in Ankara und der Organisierten Kriminalität in 
Deutschland, mit besten Beziehungen zu den Osmanen Germa-
nia.39 Die Absprachen mit Erdoğan scheinen sehr eng gewesen 
zu sein: In einem von der Polizei abgehörten Telefongespräch 
soll der Präsident Külünk aufgefordert haben, im Vorfeld der 
Armenien-Resolution Gegner einzuschüchtern.40 Dabei kam es 
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wohl oft zu einer Art informellen Arbeitsteilung zwischen der 
UID (damals noch unter ursprünglichen Namen UETD) und 
den Osmanen: Während die UETD öffentliche Kampagnen 
und Protestaktionen auf den Weg brachte, kümmerten sich die 
Osmanen Germania um die „schmutzige“ Arbeit auf der Stra-
ße. An den von der UETD organisierten Demonstrationen 
gegen die Armenien-Resolution nahmen auch Mitglieder der 
Osmanen als eine Art Schutztruppe teil.41 Doch die gemein-
same Abstimmung zog sich sogar bis in die höchste Ebene:  

Aus einem von der Polizei abgehörten Telefongespräch im April 
2016 ging hervor, dass der Vorsitzende der UETD Rhein-Neckar, 
Yilmaz Ilkay Arin, den Europa-Chef der Osmanen, Mehmet Bağci, 
beauftragte, eine „Bestrafungsaktion“ gegen den Fernsehmodera-

Die Rockergruppe „Osmanen Germania“ fiel bis zu ihrem Verbot durch zahl-
reiche Gewalttaten auf. Sie erhielt vermutlich Schmiergelder aus Quellen der 
türkischen Regierung, um politische Gegner in Deutschland zu bedrohen.
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tor Jan Böhmermann auszuführen, weil dieser zuvor Erdoğan in 
einem Auftritt beleidigt hatte. Böhmermann musste infolgedes-
sen für einige Zeit untertauchen und von der Polizei geschützt 
werden. Koordinator der kriminellen Aktion war Erdoğans Ver-
trauter Metin Külünk.42 Darüber hinaus soll Külünk den Osma-
nen Germania Bargeld gegeben haben, um Waffen zu kaufen.43 
Wohlgemerkt: Hier geht es nicht um eine Rechtfertigung Böh-
mermanns und seiner niveaulosen Aktivitäten, die nicht selten die 
Grenze zum Rufmord berühren. Doch dafür sind die rechtsstaat-
lichen Organe in Deutschland zuständig, nicht eine vom türki-
schen Präsidenten angeheuerte Schlägertruppe. Offenbar kam es 
auch mehrmals zu persönlichen Treffen zwischen den Anführern 
der Osmanen-Gang und hochrangigen türkischen Politikern, dar-
unter soll auch der Präsidentenberater İlnur Çevik gewesen sein.44

Die Indizienlage scheint also eindeutig in eine Richtung zu wei-
sen: Die türkische Regierung hat gezielt Teile der Organisierten 
Kriminalität in Deutschland gefördert, um mit deren Hilfe aus- 
und inländische Kritiker zum Schweigen zu bringen.45 Anders als 
bei anderen Organisationen schritten die deutschen Behörden 
hier aber schließlich ein: Im Jahr 2018 wurden die Osmanen 
schließlich vom Innenministerium verboten.46 Die kriminellen 
Aktionen gingen offenbar selbst dem damaligen Innenminister 
Horst Seehofer zu weit, der ja sonst gern beide Augen gegenüber 
Einmischungsversuchen der türkischen Politik zugedrückt hatte.

Bewertung: 
Seit ihrem Verbot im Jahr 2018 sind die Osmanen Germania 
nicht mehr tätig. Jedoch zeigt sich an ihrem Fall exemplarisch, wie 
skrupellos die türkische Regierung bereit ist, in Deutschland ein-
zugreifen. Dass ein offizieller Nato-Verbündeter Schlägertrupps in 
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der Bundesrepublik finanziert, ihnen Aufträge zur Einschüchte-
rung und Bedrohung von Gegnern gibt und mit ihrer Hilfe An-
griffe auf den Rechtsstaat und die Pressefreiheit ausübt, ist in die-
ser Form wohl einmalig. Immerhin schritt die deutsche Exekutive, 
wenn auch spät, ein. In Zukunft ist jedoch angesichts der hohen 
Zahl gewaltbereiter türkischer Nationalisten in Deutschland zu 
erwarten, dass sich aus dem Milieu der Osmanen neue Gruppen 
bilden, die eine ähnliche Rolle spielen könnten.

Graue Wölfe – zwischen Terror und
großtürkischer Propaganda

Ihr Name leitet sich aus der alttürkischen Mythologie ab: Eine 
Wölfin soll die Vorfahren der Türken nach einer Niederlage gegen 
das chinesischen Reich einst in eine neue Heimat geführt haben.47 
Die Ideologie der Organisation lässt sich als radikal-nationalistisch 
beschreiben und ihre Symbolik ist an das Osmanische Reich ange-
lehnt. Anhänger der Grauen Wölfe glauben an die Überlegenheit 
der Turkvölker, die sie unter Führung der Türkei zu einem neu-
en Großreich vereinigen wollen. Sie sind also in erster Linie vom 
Panturkismus (siehe Kapitel 2) geprägt, bleiben aber auch offen 
für islamistische Strömungen. Die Ursprünge der Organisation 
liegen in den 1970er Jahren, als die Partei der Nationalistischen 
Bewegung – auf Türkisch Milliyetçi Hareket Partisi (abgekürzt 
MHP) – gewaltbereite Jugendorganisationen in der Türkei grün-
dete, die sich später unter einem gemeinsamen Dach zusammen-
schlossen. In jenen Jahren verübten sie zahlreiche Anschläge auf 
politische Gegner, 1981 sogar auf Papst Johannes Paul II. In ra-
dikaler Feindschaft stehen sie besonders gegen Armenier, Kurden 
und Griechen.48
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In den 1990er Jahren machte der MHP-Vorsitzende Alparslan 
Türkeş das Konzept des „Europäischen Türkentums“ unter sei-
nen im Ausland lebenden Landsleuten populär: Diese sollten 
zwar die Staatsbürgerschaft ihrer neuen Heimatländer anneh-
men, ihre türkische Identität jedoch behalten und schlagkräftige, 
am Faschismus orientierte Bünde bilden, um türkische Interessen 
auch gegen die Einheimischen durchsetzen zu können. Aufgrund 
dieser Ideologie werden die Grauen Wölfe, die sich im Zuge der 
Gastarbeitereinwanderung auch in Deutschland etabliert haben, 
in den Berichten des deutschen Verfassungsschutzes als Rechts-
extremisten geführt. Mit über 18.000 Mitgliedern bilden sie so 
die größte „rechtsextremistische“ Organisation Deutschlands49 
– im Grunde eine irreführende Einstufung, da man bei dem Be-
griff doch eher an einheimische Neonazis denkt als an auslän-
dische Extremisten. Obwohl die Grauen Wölfe also aus einem 
anderen Milieu als Erdoğans AKP stammen und organisatorisch 
mit seinem Koalitionspartner, der MHP, verbunden sind, lässt 
sich in den letzten Jahren dennoch beobachten, dass der türki-
sche Präsident sich ihre Schlagkraft zunehmend selbst zunutze 
machen möchte. Obwohl Erdoğan selbst eher Islamist als Natio-
nalist ist, umwirbt er etwa seit 2014 die Grauen Wölfe gezielt, 
um über ihre Aktionen Gegner zu bedrohen und den ethnischen 
Zusammenhalt der Türken im In- und Ausland zu stärken.50 
Das zeigt sich nicht nur anhand einer zunehmend nationalistischen 
Rhetorik, sondern auch durch symbolische Handlungen auf Ebe-
ne der höchsten Diplomatie: Zu der türkische Delegation beim 
NATO-Gipfel 2018 gehörte auch Cemal Çetin, Vorsitzender des 
Dachverbandes der Grauen Wölfe in Europa.51 Es scheint also, dass 
Erdoğan die radikalen Nationalisten gezielt auf dem internationa-
len Parkett salonfähig machen möchte, um sie nach und nach in 
das Netzwerk der ihm treu ergebenen Institutionen einzubinden. 
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Die Grauen Wölfe gelten als größte „rechtsextreme“ Organisation in Deutsch-
land. Ihre türkisch-nationalistische Ideologie und ihre Gewaltbereitschaft ma-
chen sie zu einer großen Gefahr für die innere Sicherheit. Im Bild zu sehen ist 
ihr Handzeichen, der sogenannte Wolfsgruß. 

In Deutschland agieren die Grauen Wölfe dabei vornehmlich 
auf legalem Wege. Zur Zeit scheint es ihnen vor allem darum 
zu gehen, durch Bildungsarbeit, Kulturveranstaltungen und so-
ziales Engagement vor Ort neue Mitglieder zu gewinnen, die 
dann immer mehr mit türkisch-nationalistischer Propaganda in 
Berührung kommen. Ein Vorteil dabei ist, dass sie sowohl für 
säkulare als auch für streng-islamisch lebende Türken Anknüp-
fungspunkte bieten, ihr Einfluss also über das klassisch Erdoğan-
affine Milieu sogar noch hinausreicht.52 Doch ihre gewalttätigen 
Aktionen in der Vergangenheit lassen aufhorchen – die bisherige 
Zurückhaltung könnte durchaus taktisch motiviert sein. Wäh-



138

rend Frankreich die Tätigkeiten der Grauen Wölfe mittlerweile 
untersagt hat, wurde ein Antrag der AfD zum Verbot der Or-
ganisation in Deutschland von den übrigen Bundestagspartei-
en abgelehnt.53 Hängt dies womöglich damit zusammen, dass 
es den Grauen Wölfen bereits gelungen ist, die entsprechenden 
Parteien zu infiltrieren? Beobachter sprechen jedenfalls davon, 
dass die Unterwanderung von CDU, SPD und FDP durch die 
Grauen Wölfe System habe und sich nicht nur auf einige Ein-
zelfälle beschränke.54 Die CDU Nordrhein-Westfalen, stets um 
die wachsende Schicht türkischer Wähler bemüht, fällt besonders 
häufig durch entsprechende Verstrickungen auf: Zuletzt posier-
te ein Mitglied des Landtags mit türkischen Aktivisten, die das 
Handzeichen der Grauen Wölfe, den Wolfsgruß, in die Kamera 
zeigten. Bereits zuvor kam es regelmäßig zu Besuchen von CDU-
Politikern in den Räumlichkeiten der türkischen Nationalisten.55

Bewertung:
Die Grauen Wölfe werden zwar nicht direkt von Erdoğan gesteu-
ert, unterstehen aber seinem Koalitionspartner, der MHP.  In den 
letzten Jahren haben sie sich immer stärker der türkischen Regie-
rung angenähert, von der sie gezielt umworben werden. Die ra-
dikal-nationalistische Bewegung verfügt über fast 20.000 teils ge-
waltbereite Mitglieder in Deutschland, ist straff und hierarchisch 
organisiert und arbeitet an der Unterwanderung der deutschen 
Parteienlandschaft. Erste Erfolge kann sie bereits verzeichnen. 
Wenn es Erdoğan gelingt, die Grauen Wölfe als Instrument sei-
ner Machtpolitik zu gewinnen, hat er damit eine noch stärkere 
Waffe in der Hand. Denn die Vergangenheit hat gezeigt, dass die 
türkischen Nationalisten nicht nur zu Propaganda, sondern auch 
zu Morden und Gewalttaten fähig sind. Und bei den Osmanen 
Germania hatte der türkische Präsident ebenfalls keine Skrupel. 
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Daher können die Grauen Wölfe derzeit als die gefährlichste türki-
sche Organisation in Deutschland gelten.

Fazit:
Die türkische Politik bedient sich, um ihren Einfluss in Deutsch-
land auszubauen, ähnlicher Mittel wie in der Türkei selbst. Eine ih-
rer wichtigsten Stützen ist die Ditib, die als Ableger des türkischen 
Diyanet direkt von der Regierung in Ankara kontrolliert wird und 
die religiöse Indoktrination der Deutschtürken übernimmt. Da-
bei wird gezielt für die aggressive Expansionspolitik der Türkei ge-
worben und der Märtyrertod sogar Kindern schmackhaft gemacht. 
Neben dem größten deutschen Moscheeverband kann Erdoğan 
auch auf die Strukturen der Union Internationaler Demokraten 
(UID) zurückgreifen, die praktisch wie eine Auslandsorganisation 
der Regierungspartei AKP agiert und regelmäßig türkische Poli-
tiker zum Wahlkampf nach Deutschland einlädt. Die AKP-nahe 
Rockergruppe „Osmanen Germania“ spionierte bereits im Auftrag 
der türkischen Regierung Gegner aus und bedrohte sie. Mit ihrem 
Verbot ist Erdoğan zwar eine straßenkampffähige Gruppe abhan-
den gekommen, doch die Annäherung der Grauen Wölfe an die 
AKP könnte ihm in Zukunft ein noch viel effektiveres Instrument 
liefern: Deren fast 20.000 Mitglieder sind nicht nur bereits tief in 
der deutschen Gesellschaft, sondern insbesondere auch in man-
chen etablierten Parteien verankert. Sie verfolgen ein stringentes 
politisches Ziel, agieren koordiniert und sind radikal und gewalt-
bereit. Mit ihrer Unterstützung könnte der türkische Präsident 
einen großen Teil der Deutschtürken auf seine Seite ziehen und 
auch die einheimische deutsche Gesellschaft erfolgreich erpressen.
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7.

Türken in Deutschland –  
von der Politik umworben

Wie wir in Kapitel fünf dargestellt haben, sind die Türken wei-
terhin eine der am wenigsten angepassten Einwanderergruppen 
in Bezug auf Sprachkenntnisse, den Kontakt zu Deutschen oder 
die Einbindung ins Arbeitsleben. Insbesondere bei der Schulbil-
dung, die daran einiges ändern könnte, schneiden sie immer noch 
schlechter ab als die Einheimischen sowie Angehörige anderer 
Migrantengruppen. Damit sind bereits die Grundbedingungen 
einer Anpassung bzw. Assimilation in die deutsche Gesellschaft 
von vornherein denkbar ungünstig, was durch kulturelle, religiö-
se und soziale Faktoren aufrechterhalten wird und eine positive 
Veränderung behindert. 

In diese fragile Gemengelage greift nun zusätzlich die türkische 
Regierung über Organisationen wie die Ditib aktiv ein und ver-
stärkt die Segregation zusätzlich. Über den deutschen Ableger 
der türkischen Religionsbehörde Dyanet versucht Ankara, die 
Deutschtürken an sich zu binden und ideologisch im Zeichen 
des radikalen Islam zu festigen. Die Ditib ist nicht nur ein ent-
scheidender weiterer Hemmschuh für erfolgreiche Integration, 
sondern verstärkt die mentale und räumliche Abschottung der 
Türken zusätzlich. Gerade auch junge Migranten werden über 
die Organisation beeinflusst und indoktriniert. Alles deutet 
darauf hin, dass Erdoğans Anstrengungen hier auf fruchtbaren 
Boden fallen, sind doch türkisch-nationalistische und islamisch-
fundamentalistische Einstellungen bei den hier lebenden Türken 
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keinesfalls die Ausnahme: Die Anpassungsbereitschaft gegenüber 
der deutschen Gesellschaft ist in der dritten Einwanderergenera-
tion sogar noch gesunken. Eine türkische Parallelgesellschaft, die 
in Ansätzen bereits etabliert ist, droht sich daher in Deutschland 
nun auch langfristig und über Generationen zu verfestigen. Es 
steht zu befürchten, dass diese Entwicklung nicht mehr rück-
gängig zu machen ist, wenn die deutsche Politik nicht umgehend 
energisch und konsequent dagegen vorgeht.

Doch die etablierten deutschen Parteien agieren genau entgegen-
gesetzt: Statt radikale Strömungen des Islam aktiv abzublocken 
und die ganz offensichtlichen Versuche türkischer Einflussnahme 
zu unterbinden, öffnen sie einer türkisch-islamischen Unterwan-
derung Tür und Tor.

Der zunehmende Einfluss türkischer Aktivisten

Energischen Vertretern des politischen Islam gelingt es deshalb 
zunehmend, sich in deutsche Behörden, Verwaltungen, Stiftun-
gen und nicht zuletzt auch in den etablierten Parteien einzunis-
ten.1 Und dort werden sie mit offenen Armen empfangen. Seit 
einigen Jahren gehört es in deutschen Parteien offenbar zum gu-
ten Ton, gezielt türkischstämmige und islamische Mitglieder in 
herausgehobene Positionen zu bringen, um sich mit der eigenen 
„Vielfalt“ zu schmücken. Womöglich meint man, dadurch at-
traktiver für Neuwähler aus der entsprechenden Kultur zu sein. 
Von diesen Ambitionen profitieren also beide Seiten: Die deut-
schen Parteien vergrößern so ihr Wählerreservoir. Im Gegenzug 
können türkische Aktivisten Ressourcen und Gelder für ihre 
„Community“ bereitstellen, auf die Gesetzgebung einwirken und 



142

so allmählich den Einfluss des politischen Islam in Deutschland 
ausbauen.

Selbstverständlich heißt dies nicht, dass sämtliche Politiker tür-
kischer Herkunft eine Bedrohung für unsere Gesellschaft darstel-
len würden. Wenn eine erfolgreiche Anpassung an die Werte der 
europäischen Kultur stattgefunden haben, spricht absolut nichts 
dagegen, dass auch Politiker mit Wurzeln in der Türkei oder an-
deren islamischen Ländern zum Wohl unserer Nation beitragen. 

Zu nennen wäre hier etwa Ismail Tipi, bis zu seinem Tod im 
Februar 2023 CDU-Angeordneter im hessischen Landtag, der 
durchaus den Konflikt mit streng-islamischen Kräften suchte, 
die zur Unterwanderung der deutschen Gesellschaft angesetzt 

Die türkischstämmige Politikerin Aydan Özoğuz wird gerne als Vorbild gelun-
gener Integration gepriesen, fiel jedoch bisher v. a. dadurch auf, dass sie den 
politischen Islam in Schutz nahm und sich abfällig über die deutsche Kultur 
äußerte.
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haben.2 In den Reihen der AfD ist Leyla Bilge gegen die Mas-
seneinwanderung und die in ihrer Folge importierte islamische 
Frauenfeindlichkeit aktiv geworden.3 Doch solche Beispiele sind 
rar gesät. Bei nicht wenigen türkisch-stämmigen Politikern be-
kommt man sogar den gegenteiligen Eindruck: Sie wurden ge-
fördert und in einflussreiche Positionen gehievt, gerade weil sie 
nicht für deutsche Interessen einstehen, sondern streng-islami-
schen Neuwählern nach dem Mund reden.

Ein Bilderbuchbeispiel dafür, wie weit es türkische Aktivisten in 
Deutschland durch einflussreiche Förderer bringen können, ist 
die SPD-Politikerin Aydan Özoğuz. Die Tochter türkischer Ein-
wanderer besitzt die deutsche und türkische Staatsbürgerschaft4 

und zog für die Sozialdemokraten 2001 in die Hamburgische 
Bürgerschaft und 2009 in den Bundestag ein.5 Dabei wurde sie 
von keinem Geringeren als Olaf Scholz gefördert, der sie nach 
eigenen Aussagen gezielt wegen ihrer türkischen Herkunft ange-
worben hatte. Zuvor hatte sie etliche Jahre lang für eine große 
Stiftung deutsch-türkische Projekte betreut.6

Auf den ersten Blick gibt sich Özoğuz gemäßigt. Von deutschen 
Medien wird sie daher gerne als Musterbeispiel für erfolgreiche 
Integration angepriesen. Doch die Fassade hat zunehmend Risse 
bekommen: Teile ihrer Familie sind tief im islamistischen Milieu 
verwurzelt. Ihre Brüder betreiben z. B. ein radikal-islamisches 
Hetzportal im Internet. Zwar grenzt sie sich verbal von diesen 
Aktivitäten ab,7 aber Zweifel an ihrer Distanz zum radikalen 
Islam drängen sich förmlich auf. So sprach  sich Özoğuz nicht 
nur für die Beibehaltung von Kinderehen aus – angeblich zum 
Wohl der betroffenen Mädchen –,8 sie forderte auch Zurückhal-
tung bei polizeilichen Durchsuchungen in extremistischen Mo-
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scheen.9 Über die Deutschen behauptete sie sogar, sie hätten es 
allenfalls zu einer gemeinsamen Sprache, nicht jedoch zu einer 
eigenständigen Kultur gebracht.10 Kurzum: Die türkischstämmi-
ge SPD-Politikerin lässt kaum eine Gelegenheit aus, ihr Gastland 
verächtlich zu machen und die wuchernden islamistischen Netz-
werke in Schutz zu nehmen. Ihre Abgrenzung zum radikalen Is-
lam wirkt eher wie ein bloßes Lippenbekenntnis.

Kann man sich vorstellen, ein deutschstämmiger Politiker in der 
Türkei würde den Einheimischen erklären, sie hätten außer ihrer 
Sprache niemals eine „spezifisch türkische“ Kultur geschaffen? 
Würde so jemand nicht in hohem Bogen aus seinem Amt, viel-
leicht auch aus der Türkei selbst hinauskatapultiert? Deutschland 
aber lässt sich eine solche Niedertracht bereitwillig gefallen, ja 
es belohnt sie sogar: Aydan Özoğuz war damals als Integrations-
beauftragte in der Bundesregierung, hat in dieser Funktion aber, 
statt Integration zu fordern, die Abschottung und Distanz der 
Einwanderer zur deutschen Kultur noch begünstigt. Seit 2021 ist 
sie in ihrem Amt als Vizepräsidentin des Deutschen Bundestages 
noch einflussreicher. Wohlgemerkt: Nicht die Herkunft, sondern 
ihr Einsatz für  türkisch-islamistische und gegen deutsche Inte-
ressen macht Politiker wie Özoğuz zu einer Gefahr für unsere 
Gesellschaft. Mit ihnen hat der politische Islam einen Fuß in 
der Tür und er wird keine Gelegenheit auslassen, seinen Einfluss 
auch in Zukunft auszubauen.

Die deutsche Politik erkennt das Wählerpotenzial

Den Schwerpunkt für entsprechende Unterwanderungsversuche 
bildet seit Jahrzehnten das Mitte-Links-Spektrum. Die SPD ist 
dabei besonders gefährdet, denn traditionell zeigt sie eine gro-
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ße Nähe zum Gastarbeitermilieu, dessen islamistische und tür-
kisch-nationalistische Tendenzen sie offenbar bereitwillig in Kauf 
nimmt. Aber auch die Grünen scheinen dafür offen: 2019 ver-
sanken sie im prestigeträchtigen Bezirk Hamburg-Mitte wegen 
radikal-islamischer Aktivitäten einiger Abgeordneter im Chaos.11 
Die Linkspartei konzentriert sich mit ihrem Werben insbeson-
dere auf die kurdische Minderheit, die aus der Osttürkei nach 
Deutschland eingewandert ist.12 Bei den Kurden ist weniger der 
Islamismus das Problem als ihre Neigung zur linksextremisti-
schen Kurdischen Arbeiterpartei (PKK), die seit Jahrzehnten 
tödliche Anschläge in der Türkei und anderen Ländern verübt. 
Seit fast 20 Jahren gilt die PKK in der EU nun schon als Terror-
organisation.13 Jedoch zeigen sich Linken-Politiker, nicht selten 
türkisch-kurdischer Herkunft, demonstrativ mit Symbolen der 
PKK14 und stellen das Verbot der Untergrundorganisation infra-
ge.15

Wir sehen also: Die Einwanderung aus der Türkei hat viele Ge-
sichter – und nur weil jemand ein Erdoğan-Gegner ist, heißt das 
nicht automatisch, dass er auch einen Gewinn für die deutsche 
Gesellschaft darstellt. Die Versuche der Einflussnahme sind viel-
schichtig und die deutschen Parteien haben ganz unterschied-
liche Strategien entwickelt, diesen Tendenzen zu begegnen. Man 
gewinnt allerdings den Eindruck, die meisten lassen sich sogar 
bewusst unterwandern und setzen sich dafür ein, radikale Ver-
treter ausländischer Interessen einzubinden oder sogar gezielt zu 
fördern. Mit den Einwanderern hat Deutschland nicht selten 
auch deren ethnische Konflikte importiert, der türkisch-kurdi-
sche Konflikt ist dafür nur ein Beispiel. Es scheint, dass solche  
Auseinandersetzungen zunehmend auf deutschem Boden ausge-
tragen werden und die etablierten Parteien dem offenbar bereit-



146

willig eine Plattform bieten. Zu groß ist wohl die Verlockung, 
neue Wählerstimmen in den nach außen abgeschotteten Migran-
ten-Milieus einzusammeln.

In der bisherigen Aufzählung fehlt noch die CDU/CSU. Nicht 
ohne Grund – wir behandeln sie im Folgenden gesondert, weil 
sie für uns einen speziellen Fall darstellt. Zunächst könnte man ja 
meinen, dass eine Partei, die sich immer noch „christlich“ nennt, 
nicht die erste Anlaufstelle für türkisch-islamistische Kräfte wäre. 

Bis in die 2000er Jahre war das auch weitestgehend der Fall. So 
setzte Angela Merkel im Wahlkampf 2005 Signale gegen einen 

Die Unterstützung der CDU für den Bau der Kölner Großmoschee war ein 
wichtiger Meilenstein auf dem Weg, der die Partei für streng-islamische Kräfte 
öffnete. An prominenter Stelle setzte sich Oberbürgermeister Fritz Schramma 
für das gigantische Bauwerk ein – was er später bereuen sollte. Die Einwei-
hung fand durch Erdoğan persönlich statt. 
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EU-Beitritt der Türkei16 und noch 2010 erklärte sie „Multikulti“ 
für gescheitert17 – beides dürfte in den entsprechenden Einwan-
derermilieus nicht gut angekommen sein. Dass solche Aussagen 
in der heutigen Union nur noch schwer denkbar sind, zeigt uns, 
wie sehr sich diese politische Formation in nur wenigen Jahren 
verändert hat. Die Politik der Masseneinwanderung, auf die die 
CDU/CSU spätestens seit 2015 einschwenkte, bildet dabei nur 
die Spitze des Eisbergs.

Im Hintergrund arbeiten einflussreiche Funktionäre nämlich 
schon weitaus länger an einer Öffnung der Union für islamisti-
sche und türkisch-nationalistische Aktivisten. Im Zentrum die-
ser Aktivitäten steht der CDU-Landesverband NRW: Politiker 
wie Fritz Schramma, langjähriger Kölner Oberbürgermeister, 
handelten dabei als Vorreiter. Er war einer der prominentesten 
Fürsprecher der Ditib-Großmoschee,18 die im Jahr 2018 mitten 
in Köln-Ehrenfeld von Erdoğan persönlich mit einer bombas-
tischen Zeremonie eingeweiht wurde.19 Sie kann als das größte 
türkische Machtsymbol in Deutschland gelten. Der gewaltige 
Bau gleicht einer Demonstration von Erdoğans Großmachtplä-
nen im Herzen einer deutschen Großstadt. Obwohl das Monu-
ment des türkischen Islam ohne den unermüdlichen Einsatz des 
CDU-Politikers Schramma nicht möglich gewesen wäre, wurde 
es ihm später nicht gedankt. Erdoğans Stellvertreter in Deutsch-
land brauchten ihn nur so lange, bis das Bauwerk stand. Danach 
hatte er seine Schuldigkeit getan und wurde von der Ditib fortan 
ignoriert.

Nicht einmal zur Eröffnungsfeier luden ihn die türkischen Inte-
ressenvertreter ein. Im Nachhinein war dem sichtlich enttäusch-
ten Fritz Schramma das Projekt peinlich,20 doch da waren die 
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Tatsachen aus Beton längst geschaffen. Sein Aktivismus war aber 
nur der Auftakt für die Annäherung der CDU an streng-islami-
sche und türkisch-nationalistische Kräfte. Andere sollten sich 
geschickter anstellen als der leichtgläubige Kölner Oberbürger-
meister.

So liefen bei Armin Laschet jahrelang die  Fäden der Türkei-Lob-
by zusammen. Seine  wachsweiche Haltung als einstiger Integra-
tionsminister trug ihm den Spitznamen „Türken-Armin“ ein.21 
Erdoğan gratulierte Laschet höchstpersönlich zu seiner Wahl als 
CDU-Vorsitzender im Jahr 2021 und ließ sich eine „enge Zu-
sammenarbeit“ versprechen.22 Angesichts solcher Beziehungen 
wundert es nicht, dass immer neue Verstrickungen der CDU in 
das islamistische Milieu bekannt wurden.23-26 

Laschet selbst rechtfertigte den völkerrechtswidrigen Einmarsch 
der Türkei in Syrien und er steht mit den Sponsoren einer extre-
mistischen Moschee in Aachen in Verbindung.27 Seine Vertrau-
te, die Bundestagsabgeordnete Serap Güler, unterhält Kontakte  
zu den Grauen Wölfen sowie zu der radikalen „Islamischen Ge-
meinschaft Mili Görüs“28 und gehört heute zu den eifrigsten Für-
sprechern, wenn es um mehr Einwanderung und die leichtere 
Vergabe der deutschen Staatsbürgerschaft an illegal eingereiste 
Migranten geht.29 Seit 2021 bestimmt in Nordrhein-Westfalen 
auf Initiative der CDU-geführten Landesregierung die Ditib 
über den Religionsunterricht mit.30

Auch mit Laschets Nachfolger an der CDU-Spitze wird sich an 
diesen Tendenzen nichts ändern. Obwohl Friedrich Merz regel-
mäßig als Hardliner im Vergleich zu seinen Vorgängern darge-
stellt wird, entspricht dies nicht der Realität. Bei dem geplanten 
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neuen Aufenthaltsrecht kommt Friedrich Merz der Ampelko-
alition sehr weit entgegen, sein Widerspruch ist halbherzig und 
dreht sich nur um Detailfragen. 31 In Wirklichkeit will auch er 
schnellere Einbürgerungen32 und eine leichtere Vergabe von Visa 
– wobei wieder einmal der angebliche Fachkräftemangel als Vor-
wand herhalten muss.33 Wenn Friedrich Merz doch einmal aus-
nahmsweise zarte Kritik an der unkontrollierten Masseneinwan-
derung übt, knickt er beim geringsten Gegenwind aus Richtung 
der Mitte-Links-Parteien zuverlässig wieder ein oder entschuldigt 
sich umgehend.34-35

Auch das neue CDU-Grundsatzprogramm, das als Entwurf im 
März 2022 vorlag, zeigt keinen Richtungswechsel in Sachen Ein-
wanderung und Integration. Es lobt vielmehr die „Vielfalt“ und 
stellt Migranten vor allem als Opfer einer vermeintlich diskrimi-
nierenden deutschen Gesellschaft dar. Mit Serap Güler als Vor-
sitzende der Parteiprogrammkommission36 bleiben die pro-tür-
kischen, einwanderungsfreundlichen Seilschaften in der Union 
auch unter Merz sehr einflussreich.

Merz führt die politische Linie von Merkel und Laschet also kon-
sequent fort: Deutschlands Grenzen sollen weit geöffnet bleiben 
für Einwanderer jeglicher Herkunft – und selbst für illegale Mig-
ranten winkt nach nur wenigen Jahren der deutsche Pass. Anstatt 
mehr Willen zu Integration und eine konsequente Anpassung an 
die Gastgesellschaft von den Migranten zu verlangen, redet er 
einer sich weiterhin abschottenden Parallelgesellschaft nach dem 
Mund und bedient damit das Opfernarrativ der Migrantenver-
bände. 
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Wie das Scheitern der Integration vertuscht wird

Das Vorgehen der deutschen Parteien ist leider symptomatisch 
für die derzeitige Integrationspolitik. Anstatt wirksame Maßnah-
men einzuführen, um die Abschottung der türkischen Einwan-
derer aufzuweichen und ihre Anpassung an die deutsche Gesell-
schaft zu fördern, findet man sich mit den Parallelgesellschaften 
ab und verklärt sie als „Buntheit“ und „Vielfalt“. Über Probleme 
wird der Mantel des Schweigens gehüllt, der Integrationsbegriff 
wird in sein Gegenteil verkehrt37 oder gleich durch das schwam-
mige Wort der „Teilhabe“ ersetzt. Kurz gesagt geht es nicht mehr 
darum, dass sich die Einwanderer der deutschen Gesellschaft an-
passen sollen, sondern umgekehrt: Die Deutschen sollen es den 
Migranten so bequem wie möglich machen, an der Kultur ihrer 
Vorfahren festzuhalten und gleichzeitig immer mehr gesellschaft-
liche Positionen zu besetzen.38 Mittlerweile hat diese Ideologie 
auch im Staatsdienst um sich gegriffen, wo der Migrantenanteil 
auf Biegen und Brechen erhöht werden soll. Dies betrifft sogar 
das besonders sensible Sicherheitswesen, selbst wenn die Bewer-
ber offensichtlich nur mangelhaft geeignet sind: Bei der Berliner 
Polizei stieg der Migrantenanteil bei Neueinstellungen auf fast 30 
Prozent.39 Doch zu welchem Preis: Zwei von drei Polizeischülern 
des Jahres 2017 erhielten im Deutsch-Diktat die Note sechs.40 
Der Effekt lässt sich natürlich nicht ausschließlich mit der ver-
stärkten Rekrutierung von Einwanderern erklären, aber mit 
Sicherheit ist das ein entscheidender Faktor, wenn nicht mehr 
Qualifikation, sondern – ausländische – Herkunft zum entschei-
denden Einstellungsmerkmal wird.

Auch in der Bundeswehr steigt der Anteil von Migranten v. a. in 
den Mannschaften kontinuierlich an. Mittlerweile liegt er bei 26 
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Prozent.41 Sollte eine ähnliche Absenkung der Qualitätsniveaus 
auch dort zu verzeichnen sein, kann einem nur Angst und Bange 
um die Sicherheit unseres Landes werden.

Der Versuch, staatliche Strukturen mit offiziellen oder inoffiziel-
len „Migranten-Quoten“ zu versehen, kann die massiven Integra-
tionsprobleme vielleicht eine Zeit lang kaschieren, ändert aber an 
den Ursachen nichts. Zudem widerspricht ein solches Vorgehen 
fundamental jedem Qualitäts- und Leistungsgedanken. Anstatt 
Integration zu verlangen, wird mit solchen Maßnahmen eher  die 
Infiltration unseres Staates betrieben. Hinweise, dass kriminelle 
ausländische Clans die Polizei unterwandern, haben sich in den 
letzten Jahren nicht ohne Grund gehäuft.42 Im Fokus stehen hier 
v. a. arabische Clans, doch wie im Kapitel fünf dargestellt, ist 
auch bei den Türken der ethnisch-religiöse Zusammenhalt oft 
weitaus stärker als die Loyalität zur Deutschland, das ja eigentlich 
ihre neue Heimat sein soll.

Fazit:
Türkische Organisationen sind mit den etablierten Parteien eng 
verzahnt. Ursprünglich haben vor allem SPD und Grüne türki-
sche Aktivisten in einflussreiche Positionen gebracht. Viele davon 
lehnen die deutsche Kultur offen ab und werden gerade deshalb 
gefördert: Dies soll die Attraktivität der alteingesessenen Partei-
en bei wenig integrierten Migranten erhöhen, ihnen ein neues 
und wachsendes Wählerreservoir erschließen. Aktivisten wie Ay-
dan Özoguz vertreten dabei einen Integrationsbegriff, der auf das 
Gegenteil des bisher Gemeinten hinausläuft: Demnach gilt es 
als erfolgreiche Integration, wenn Einwanderer gesellschaftliche 
Positionen besetzen, ohne sich der deutschen Kultur anzupassen. 
Mittlerweile hat sich auch die CDU als eifriger Schüler erwie-
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sen und ihre Konkurrenten sogar überholt. Denn Friedrich Merz 
führt die Linie, die von Merkel und Laschet einst eingeschlagen 
wurde, konsequent fort. Auch unter seiner Führung setzt sich 
die CDU für mehr Einwanderung und schnellere Einbürgerun-
gen ein. Zunehmend werden nicht nur bei politischen Ämtern, 
sondern auch bei den staatlichen Sicherheitsbehörden Migranten 
gezielt bevorzugt. Ganz gleich, ob es sich um offizielle oder ver-
deckte Quoten handelt – dies bedeutet immer eine Senkung der 
Standards. Damit untergräbt die deutsche Politik nicht nur die 
Anpassungsbemühungen von Einwanderern, sondern setzt auch 
die Sicherheit ihrer eigenen Bürger aufs Spiel.
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8.

Erdoğans Machtinstrument – 
türkische Wähler in Deutschland

Wachsendes Wählerpotenzial 

Erstmals in den 90er Jahren hatte der damalige türkische Minis-
terpräsident Mesut Yılmaz versucht, Einfluss auf seine zahlrei-
chen in Deutschland lebenden Landsleute zu nehmen, um den 
Bundestagswahlkampf zu Gunsten von Rot-Grün zu beeinflussen 
– er versprach sich von Gerhard Schröder einen leichteren EU-
Beitritt der Türkei.1 Aber diese noch zaghaften Einmischungsver-
suche wirken heute harmlos und unbeholfen, wenn man sich die 
aggressiven, bis ins Detail durchorchestrierten Auftritte Erdoğans 
vor zehntausenden frenetisch jubelnden Anhängern in Deutsch-
land vor Augen führt. Ein Blick auf die Zahlen kann verdeut-
lichen, warum sich diese massive Investition von  Zeit und Geld 
für Erdoğan lohnt: Waren im Jahr 1998 nur 150.000 Einwan-
derer aus der Türkei in Deutschland wahlberechtigt,2 so ist ihre 
Zahl bis zur Bundestagswahl 2017  dramatisch gestiegen – näm-
lich auf das Achtfache, also 1,2 Millionen.3 Damit hat die Zahl 
der türkischen Wahlberechtigten etwa die Größenordnung der 
Wählerschaft in Mecklenburg-Vorpommern erreicht.4

Erdoğan hat also ein Auge auf diese wachsende Wählerschicht 
geworfen. Schon 2008 trat er vor mehr als zehntausend Anhän-
gern in Köln auf, um diese vor einer  kulturellen Anpassung an 
die deutsche Gesellschaft zu warnen. In regelmäßigen Abständen 
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folgten ab 2011 ähnliche, immer bombastischer inszenierte Auf-
tritte, bei denen der türkische Präsident jeweils in eine ähnliche 
Kerbe schlug: An erster Stelle soll die türkische Identität stehen, 
erst dann – und nur oberflächlich – sollen sich die Einwanderer 
in Deutschland integrieren.5 Wie wir im vorherigen Kapitel ge-
sehen haben, dürfte dieser Ton den hier lebenden Türken durch-
aus schmeicheln und ihren Abgrenzungswunsch zur deutschen 
Gesellschaft noch bestärken.

Während in der deutschen Debatte v. a. die Deutung überwiegt, 
Erdoğan wolle die Auslandstürken für seine Wahlkampagnen 
oder Volksabstimmungen in der Türkei mobilisieren, ist doch 
ein anderer Aspekt für uns viel entscheidender: Denn auch die 
deutschen Bundestags- und Landtagswahlen werden durch die 
Propaganda aus Ankara beeinflusst. Zehntausende türkische 
Demonstranten, fest eingeschworen auf ihren Präsidenten, 
Halbmondflaggen schwingend und aggressive Sprechchöre an-
stimmend – wer die Bilder türkischer Großdemonstrationen aus 
Köln, Duisburg, Berlin, Mannheim und anderen Städten aus-
wertet, der kann nicht mehr daran zweifeln, dass eine kritische 
Masse zur Wahlbeeinflussung längst erreicht ist. Dank jahrzehn-
telanger Migration und millionenfacher Einbürgerung kaum 
integrierter Einwanderer sind Deutschlands Demokratie und 
Rechtsstaat verwundbar für Angriffe aus Ankara geworden.

Traditionell war das Milieu der türkischen Gastarbeiter jahr-
zehntelang gewerkschaftsnah – womöglich erleichterte die  rot-
grüne Bundesregierung unter Gerhard Schröder auch deswegen 
die Einbürgerungen massiv. Die Bundestagswahl 2013 zeigt hier 
beispielhaft die politische Tendenz türkischer Migranten: Die 
SPD erreichte unter den wahlberechtigten Türken eine absolute 
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Die Parteien des linken Spektrums profitierten bei der Bundstagswahl 2013 
überproportional stark von der „ethnischen Wahl“. Dies erklärt z.T. ihre Nei-
gung, die Staatsbürgerschaft möglichst früh und häufig zu verteilen.

Mehrheit von 57 Prozent, ebenso schnitten die Grünen mit 28,6 
Prozent im Vergleich zu deutschen Wählern besonders gut ab. 
Etwas häufiger als im Durchschnitt wurde auch die Linkspartei 
mit  12,1 Prozent gewählt. Alle anderen Parteien, darunter selbst 
die CDU, erreichten nur einstellige Werte.6

Droht eine Fragmentierung wie im Libanon?

Die linken Parteien profitieren also am stärksten vom Wahlver-
halten der Türken in Deutschland. Entsprechend haben sie ein 



156

rationales Interesse daran, sowohl die Immigration als auch die 
Vergabe der deutschen Staatsbürgerschaft zu beschleunigen. Ihr 
unermüdlicher Einsatz für mehr Einwanderung aus islamischen 
Ländern lässt sich deshalb auch dadurch erklären, dass sie auf 
zusätzliche importierte Wählerstimmen hoffen. Dabei konzent-
riert sich die Linkspartei bewusst auf die kurdische Minderheit, 
indem sie sich auf die Seite der linksradikalen PKK stellt, die auf 
dem Gebiet der Türkei, Syriens und des Irak einen eigenen Kur-
denstaat errichten wollen.7

Mit der zunehmenden ethnischen Fragmentierung wachsen auch die Konflik-
te zwischen verschiedenen Einwanderergruppen. Hier schwingen Kurden bei-
einer Demonstration in Frankfurt die Flaggen der linksradikalen kurdischen 
Unabhängigkeitsbewegung.
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Dieses Phänomen wird von manchen Beobachtern auch als „eth-
nische Wahl“ bezeichnet und tritt mittlerweile in vielen multi-
kulturell überformten Städten Europas auf. Die niederländische 
Hafenmetropole Rotterdam ist ein gutes, oder besser gesagt, ab-
schreckendes Beispiel für diese Dynamik:8 Wenn die Einheimi-
schen nur noch eine Minderheit unter vielen sind, dann wird 
der politische Streit nicht mehr in erster Linie zwischen rechts 
und  links, konservativ und liberal oder Markt und Staat ent-
schieden. An die Stelle des politischen Meinungsaustausches tritt 
zunehmend der Kampf der ethnischen Gruppen um Einfluss 
und Ressourcen: Kurden gegen Türken, Araber gegen Schwarz-
afrikaner und im Zweifelsfall alle zusammen gegen die verblie-
benen Europäer. Der französische Philosoph Alain Finkielkraut 
hat diese ethnische Fragmentierung in einem Interview mit der 
Neuen Züricher Zeitung als „Libanisierung“ bezeichnet: Wie im 
multikulturellen Libanon entschiede sich die Politik immer mehr 
anhand ethnischer Bruchlinien.9 Dabei sind es oft Mitte-Links-
Parteien, die sich zunehmend als Interessenvertreter bestimmter 
Einwanderergruppen positionieren und mit aggressiver Lobby-
arbeit versuchen, diese wachsenden Wählerschichten für sich zu 
gewinnen.

Doch die Sozialdemokraten können sich ihres Erfolges bei den 
streng-islamischen Migranten längst nicht mehr sicher sein: Ihr 
Einsatz für die Interessen türkischer Einwanderer – oftmals  ge-
gen die Bedürfnisse der Einheimischen – reicht nicht mehr aus, 
denn sie werden mittlerweile von „echten“ Minderheitsparteien 
überboten. In den Niederlanden etablierte sich beispielsweise die 
Partei „Denk“, die sich gezielt an türkische Migranten richtet, 
indem sie ihre Nähe zur Regierung in Ankara demonstrativ zur 
Schau stellt.10
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Und auch in Deutschland hat sich mittlerweile eine ähnliche 
Kraft formiert, die der SPD beim Kampf um türkische Wähler 
zunehmend ernsthafte Konkurrenz macht: Obwohl sie nur in 
Nordrhein-Westfalen antrat, erreichte die Erdoğan-nahe „Alli-
anz Deutscher Demokraten“ aus dem Stand 4,6 Prozent bei den 
türkischen Wählern zur Bundestagswahl 2017. Dieser zunächst 
noch bescheiden anmutende Erfolg ist jedenfalls ein Anzeichen 
dafür, dass die Vormachtstellung der SPD bei den Türken brö-
ckelt – so erreichte sie 2017 die dort einst sichere absolute Mehr-
heit schon nicht mehr.11

Und wenn erst einmal eine besser aufgestellte, an ethnischen 
Partikularinteressen orientierte Partei mit fähigen deutsch-tür-
kischen Politikern antritt, dürfte es ihr wohl gelingen, die türki-
schen Stimmen bundesweit zu sammeln. Angesichts der Einstel-
lungen gerade bei den jungen Türken, die wir im fünften Kapitel 
beschrieben haben, kann man mit ziemlicher Sicherheit voraus-
sagen, was das bedeutet: Eine solche Partei wird dem Bedürfnis 
vieler Türken nach einer streng-islamischen Politik Rechnung 
tragen müssen, um wirklich erfolgreich zu sein. Insgeheim wissen 
Parteivertreter der Grünen oder der SPD, dass ihre Unterstüt-
zung im türkisch-islamischen Milieu nicht selbstverständlich, ja 
sogar widersprüchlich ist: Der Einsatz für Gay-Pride-Paraden, für 
Gender-Ideologie und Frauen-Quoten auf der einen Seite ver-
trägt sich nicht mit den islamischen Werten eines Großteils der 
türkischen Einwanderer.12 Diese Koalition aus Regenbogenflagge 
und Halbmond wird nur durch das gemeinsame Feindbild zu-
sammengehalten: Die „eklige weiße Mehrheitsgesellschaft“, wie 
es die Grünen unverblümt ausdrücken.13 Allerdings ist es nur 
eine Frage der Zeit, wann ein derart bizarres Bündnis zerbricht.
Denn es ist zu erwarten, dass die Zahl der türkischstämmigen 
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Bei der Bundestagswahl 2017 zeigte sich ein ähnliches Bild wie 2013, doch die 
Vormachtstellung der SPD scheint zu sinken. Die Allianz Deutscher Demo-
kraten erreichte unter den Türken bundesweit immerhin 4,6 Prozent, obwohl 
sie nur in Nordrhein-Westfalen antrat. 

Wähler v. a. durch Einbürgerungen weiter anwächst. Prognosen 
gehen von zwei Millionen türkischstämmigen Wahlberechtigten 
bis zum Jahr 2030 aus und die durchschnittliche Wahlbeteili-
gung dieser neuen Wählerschicht liegt mit über 80 Prozent be-
sonders hoch.14 Auch durch das neue Einbürgerungsrecht der 
Ampel-Regierung, das die Einbürgerung schneller und leichter 
macht,15 wird die Zahl der islamisch orientierten Wähler weiter 
steigen, da besonders Asylbewerber davon betroffen sein dürf-
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ten. Vor allem Grüne und SPD, die bisher am erfolgreichsten 
bei türkischen und muslimischen Einwanderern waren, erhoffen 
sich damit ein strukturelles Wachstum ihrer Wählerschicht. Sie 
wollen gezielt von der oben beschriebenen „ethnischen Wahl“ 
und „Libanisierung“ profitieren. Auch die Ermöglichung der 
doppelten Staatsbürgerschaft zieht diese Wählergruppe an und 
wird von türkischen Lobbyorganisationen in Deutschland posi-
tiv gewürdigt.16

Die Ampel-Koalition – und ebenso die CDU, die ihnen nicht 
grundsätzlich widerspricht – untergräbt mit ihrer Strategie der 
Masseneinbürgerung nicht nur den Zusammenhalt der deut-
schen Gesellschaft, sondern belohnen auch illegale Einwande-
rung. Rechtsstaat und Demokratie werden dafür geopfert. Lang-
fristig aber sägen die etablierten Parteien an dem Ast, auf dem sie 
selbst sitzen. Denn Einflussversuche von außen haben mit der 
Zunahme der „ethnischen Wahl“ immer größere Erfolgschancen.
Der Kampf um die türkischen Wähler in Deutschland wird zu-
nehmend härter geführt, denn je besser sich die Türken selbst 
organisieren, desto stärker sind linksliberale deutsche Parteien 
dazu gezwungen, den Interessen streng-islamischer Wähler ent-
gegenzukommen, damit diese nicht zu den Minderheitsparteien 
überlaufen. Die Umschmeichelung türkischer Interessenvertre-
ter, die Förderung radikal-islamischer Verbände aus dem Dunst-
kreis der Ditib, unterwürfige Besuche deutscher Politiker beim 
islamischen Fastenbrechen und nicht zuletzt die allgegenwärti-
gen „Rassismus“-Vorwürfe gegen die Deutschen werden in den 
nächsten Jahren weitere Blüten treiben. Deutsche Politiker lie-
fern sich ja jetzt bereits einen Überbietungswettbewerb um die 
Gunst der türkischen Wähler, den sie langfristig doch nicht ge-
winnen können. Denn das Potenzial wurde längst von Erdoğan 
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selbst entdeckt, der unter seinen Landsleuten weitaus höheren 
Respekt als die schwächlichen „Almans“ aus den Reihen der Grü-
nen, SPD oder CDU/CSU genießt.

Die Türkei demütigt Europa

Seiner Stärke ist sich der türkische Präsident dabei sehr wohl be-
wusst. Obwohl etliche führende deutsche Politiker ohnehin ganz 
in seinem Sinne agieren, erniedrigt er sie dennoch auf offener 
Bühne, um seine Überlegenheit zu demonstrieren. Besonders 
symbolhaft ist ein Empfang Angela Merkels in Istanbul im Ok-
tober 2015 in dieser Hinsicht geworden: Merkel neben Erdoğan 
auf osmanischen Prunksesseln sitzend, eingerahmt zwischen zwei 
riesigen türkische Flaggen. Das winzige deutsche Fähnchen da-
gegen lugt unscheinbar aus einer Art Gesteck hervor, wo es von 
einer weiteren Halbmondfahne flankiert wird.17 Dem unauf-
merksamen Beobachter wird die Symbolik auf den ersten Blick 
nicht weiter auffallen, aber das Denken in Hoheits- und Unter-
werfungsgesten dieser Art ist in der islamischen Welt fest etabliert 
und wirkt vor allem unbewusst auf den Betrachter. Wer hier nur  
ein protokollarisches Versehen vermutet, ist zu sehr im westli-
chen Denken gefangen. Gerade in solchen Bildern manifestiert 
sich der Überlegenheitsanspruch eines islamischen Präsidenten 
gegenüber Politikern aus dem Westen.

Die Hauptadressaten einer solchen Inszenierung sind natürlich 
zunächst in der Türkei zu finden, doch auch an die türkischen 
Einwohner Deutschlands ergeht auf diese Weise die eindeutige 
Botschaft: Ich, Erdoğan, bin euer Anführer und zeige den westli-
chen Schwächlingen, dass sie mir nicht das Wasser reichen kön-
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nen. Beim Besuch der EU-Kommissionspräsidentin Ursula von 
der Leyen im April 2021 trieb Erdoğan diese Art der Erniedri-
gung noch auf die Spitze: Während er selbst auf einem goldver-
zierten, thronartigen Sessel Platz nahm, blieb für die angeblich 
mächtigste Frau Europas keine Sitzgelegenheit übrig. Wie ver-
loren stand sie da, stammelte einige Zeit lang unsicher vor sich 
hin und musste sich schließlich mit einem etliche Meter weit 
entfernten Sofa begnügen, auf dem sonst untergeordnete Diplo-
maten sitzen.

All dies vor laufender Kamera, aufgezeichnet für die Weltöffent-
lichkeit. Erdoğan verweist von der Leyen an den Katzentisch und 
macht aus der Anführerin Europas eine Randfigur: Gelungener 

Erdoğan führt europäische Politiker gerne mit symbolischen Gesten öffentlich 
vor. Die Positionierung der Flaggen und die Auswahl der Bestuhlung sind 
natürlich kein Zufall.
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hätte der türkische Präsident dieses Machtspielchen aus Sicht sei-
ner Anhänger nicht inszenieren können. So vormodern uns diese 
Inszenierung auch vorkommt – die Demütigung, die unter dem 
Begriff „Sofa-Gate“ um die Welt ging, können selbst westliche 
Journalisten nicht mehr bestreiten.18

Welchen Eindruck machen nun wohl solche Bilder auf junge 
Türken, die in Deutschland nicht verwurzelt sind, oft Minder-
wertigkeitskomplexe gegenüber den Deutschen hegen und sich 
nach einem starken Mann sehnen, der endlich ihren islamischen 
Wertvorstellungen Geltung verschafft? Einen Einblick gibt uns das 
türkische Verfassungsreferendum im Jahr 2017, das Erdoğan mehr 
Macht verschaffen sollte. Nicht nur in der Heimat, sondern auch 
in Deutschland warb er massiv um die Zustimmung türkischer 
Wähler: Tatsächlich stimmte eine satte Mehrheit der türkischen 
Einwanderer in Deutschland für die Änderung der Verfassung. 
Die Erkenntnisse aus Kapitel 5 zur Integration der Türken bestäti-
gen sich hier noch einmal: Unter den Jungen stimmte ein größerer 
Teil für Erdoğans Verfassungsreferendum als unter den Älteren. 
Der Präsident stößt also gerade bei der jüngeren, fundamentalisti-
scher eingestellten Generation auf besonders große Zustimmung: 
71 Prozent Ja-Stimmen bei nur 29 Prozent Nein-Stimmen sind ein 
deutliches Zeichen für den Erfolg seiner Propaganda.19 Ein Idol 
wie der Fußballspieler Mesut Özil rühmte nicht umsonst Erdoğan 
als „seinen“ Präsidenten – er konnte sich sicher sein, den Nerv 
hunderttausender junger „Deutschtürken“ getroffen zu haben.

Dass Erdoğan seine Anhänger in Deutschland für seine türkischen 
Wahlkampagnen gewinnt, ist zwar besorgniserregend und zeigt 
das Scheitern der Integration. Doch unsere Hauptsorge muss eine 
andere sein: Die Einflussnahme auf unser eigenes politisches Le-
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ben. Während sich Grüne, SPD und CDU/CSU gar nicht genug 
an die wachsende islamische und türkische Wählerschicht anbie-
dern können, weiß Erdoğan sehr genau, dass er am längeren Hebel 
sitzt. Solange deutsche Politiker bereitwillig türkische Interessen 
unterstützen, haben sie von ihm allenfalls gelegentliche Demü-
tigungen  zu befürchten, so wie im Falle Merkels und von der 
Leyens. Solche Aktionen sind womöglich auch als Warnung an 
die Vertreter Europas gedacht, nicht aus der pro-türkischen Linie 
auszuscheren. Doch wenn sich ausnahmsweise tatsächlich einzelne 
Widerworte melden, hat Erdoğan auch keine Skrupel, sich direkt 
in den deutschen Wahlkampf einzumischen. Nachdem der Deut-
sche Bundestag im Jahr 2016 überraschend eine Resolution zur 
Anerkennung des türkischen Völkermordes an den Armeniern be-
schlossen hatte, gab Erdoğan im folgenden Jahr seinen Anhängern 
in Deutschland klare Signale, nicht mehr auf die Karte der SPD, 
Grünen und CDU/CSU zu setzen, da diese „türkeifeindlichen“ 
Positionen Vorschub leisten würden.20

Selbst wenn man meint, dies geschehe SPD, Grünen und Union 
recht, weil sie über Jahre nun schon das deutsche Staatsbürger-
schaftsrecht untergraben und zerstören, so muss man doch feststel-
len, dass eine gefährliche Schwelle damit überschritten ist. Denn 
es geht hier um eine grundsätzliche Gefahr, ganz unabhängig von 
der Person Erdoğans: Ein ausländischer Staatschef mischt sich völ-
lig offen und ungeniert in unsere Belange ein und weiß dabei hun-
derttausende Anhänger in Deutschland auf seiner Seite. All die 
sorgfältig inszenierten Auftritte in Deutschland, die Großdemons-
trationen vor dem Kölner Dom, die Kampagnen zum Verfassungs-
referendum, die Warnung vor zu starker Integration in die deutsche 
Gesellschaft: Ist dies vielleicht die Generalprobe für etwas Größeres? 
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9. 

Europa am Scheideweg

Durch millionenfache Einbürgerung wollte sich die deutsche 
Politik eine wachsende neue Wählerschicht erschließen. Doch 
wie wir im letzten Kapitel gesehen haben, stehen diese Versu-
che auf wackligem Boden: Bisher konnten zwar SPD und Grüne 
profitieren, doch die oft streng-islamisch geprägten Wähler sind 
mindestens ebenso empfänglich für Einflussversuche aus ihrem 
Heimatland. In einigen Ländern Europas haben sich bereits Mi-
grantenparteien gebildet, die sich gegen die Interessen der einhei-
mischen Bevölkerung positionieren. Und nach diesem Vorbild 
weiß auch die türkische Regierung die ethnische Fragmentierung 
Deutschlands zu nutzen: Unterstützt durch Organisationen wie 
die Religionsbehörde Ditib und die teils gewaltbereiten Grau-
en Wölfe, wiegelt sie gezielt türkische Einwanderer auf, um so 
Einfluss auf den politischen Diskurs in Deutschland zu nehmen. 
Wie im Kapitel sechs gezeigt, schreckt sie dabei auch vor krimi-
nellen und gewalttätigen Aktionen nicht zurück. Währenddes-
sen verlangt Deutschland immer weniger von seinen Einwande-
rern; zur Steigerung der „Vielfalt“ werden sie in politische und 
sicherheitsrelevante Positionen gebracht, ohne dass sie die nötige 
Anpassungsbereitschaft an die deutsche Kultur bewiesen haben. 
Im Gegenteil: Einflussreiche Politiker türkischer Herkunft haben 
sich in einer Weise über unser Land geäußert, die man nur feind-
selig nennen kann. 

Die Unterwanderung der deutschen Gesellschaft hat sich so bis 
weit in die Parteien und Sicherheitsorgane hineingefressen: Auf 
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diesem Nährboden wird es ausländischen Politikern leichtfallen, 
Deutschland zu infiltrieren, Konflikte zu schüren und die Stabili-
tät unseres Landes zu untergraben.

Welche Konsequenzen hat das für unseren Kontinent? Wie kön-
nen wir unsere Gesellschaft langfristig widerstandsfähiger gegen 
Einflussversuche von außen machen? Welche Abwehrmaßnah-
men können wir dagegen in Stellung bringen? Und wie können 
wir ausländischen Politikern ihr Erpressungspotential wieder aus 
der Hand nehmen? Diesen Fragen wollen wir im letzten Kapitel 
dieses Buches nachgehen. 

Erdoğan ist als Fallbeispiel hier von besonderer Bedeutung: In 
über 20 Jahren hat er die Grundlage dafür geschaffen, dass Anka-
ra heute eigenständiger und selbstbewusster auftritt als je zuvor. 
Ganz gleich, wie sich die Lage innerhalb der Türkei noch ent-
wickeln wird: Auf dem Fundament, das der ehrgeizige AKP-Poli-
tiker gelegt hat, können auch künftige Generationen aufbauen. 
Es deutet sich sogar an, dass sein Griff nach Westen noch stärker 
wird. Denn trotz der Rückschläge, die er in Syrien erleiden muss-
te, kann er auf einen straff geführten Staat zurückgreifen. Zu-
dem steht er einer in sich gespaltenen europäischen Gesellschaft 
gegenüber, die sich immer nachgiebig gezeigt hat und unter der 
aktuellen Führung besonders kraftlos agiert. Erdoğan hat diese 
Schwäche längst erkannt und nutzt sie eiskalt aus. Wie er die 
Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen öffentlich vor-
führte, ist ein Sinnbild für die Rückgratlosigkeit und Schwäche  
der europäischen und insbesondere der deutschen Volksvertreter.

Die zunehmende ethnische Zersplitterung unseres Landes macht 
es möglich, dass auch andere ausländische Mächte dem Vorbild 
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der Türkei folgen und eine Art „fünfte Kolonne“ in Deutsch-
land etablieren, mit der sie unsere Politik unter Druck setzen und 
den gesellschaftlichen Frieden untergraben. Durch die Einwan-
derung weiterer hunderttausender Asylbewerber aus islamischen 
Ländern wird sich die Lage zusätzlich destabilisieren – wie im 
Libanon drohen Konflikte zwischen verschiedenen ethnischen 
Gruppen das Land auseinanderzureißen. Dies gilt umso mehr, 
wenn die Ampelkoalition im Bund mit der CDU/ CSU Ein-
bürgerungen noch weiter erleichtert und damit Millionen von 
Einwanderern aus fremden Kulturen mit politischer Macht aus-
stattet. Unsere Staatsführung arbeitet hier – man muss es so un-
verblümt sagen – aktiv gegen deutsche Interessen.

Dem gegenüber steht eine Gesellschaft, die jedes Selbstvertrau-
en, jeden Glauben an ein übergeordnetes Ziel verloren hat. So 
wäre nur rund ein Viertel der Befragten in Westeuropa bereit, 
für das eigene Land zu kämpfen – in Deutschland gerade ein-
mal 18 Prozent.1 Dieser Befund muss nicht nur beschämen, son-
dern er bereitet auch große Sorgen für die Zukunft. Denn wie 
die Massenaufmärsche der Auslandstürken für  Erdoğan gezeigt 
haben, ist diese Selbstvergessenheit eine Eigenheit der Europäer. 
Das Meer an rot-weißen Halbmondflaggen, frenetischer Jubel 
aus zehntausenden Kehlen, zahllose junge Männer und Frauen, 
für die Nation und Volk an erster Stelle stehen: Wenn eine der-
art vitale, selbstbewusste islamische Gesellschaft auf die Müdig-
keit und den Überdruss Europas trifft, dann hat ein Politiker wie 
Erdoğan leichtes Spiel. Er hat einen Großteil der Deutschtürken, 
von denen sich die meisten eben doch mehr als Türken denn als 
Deutsche sehen, hinter sich: Einen verlängerten Arm, mit dem 
er jederzeit neue Zugeständnisse von uns zu erpressen kann. Ein 
Land, in dem es mittlerweile mehr Lehrstühle für die Gender-
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Pseudowissenschaft als für Pharmazie und klassische Philologie 
gibt,2 ist auch intellektuell für die Auseinandersetzung mit der 
islamischen Welt nicht gerüstet. Und hier dürfen wir uns nichts 
vormachen: Auch wenn wir Deutsche uns in viele dieser Absur-
ditäten mit einem gewissen Vorsprung stürzen, so ist das nicht 
unser Problem allein. Die Gleichgültigkeit und Verachtung für 
die eigene Kultur, das Zurückweichen vor dem radikalen Islam, 
die Flucht in absurde Weltanschauungen und nicht nachhaltige 
Lebensmodelle: Dieses Virus hat sich leider über die ganze west-
liche Welt verbreitet, wie ich aus meiner Arbeit im EU-Parlament 
nur zu gut weiß.

Kaum jemand bringt diese irrsinnige Entwicklung so treffend auf 
den Punkt wie der britische Intellektuelle und Publizist Douglas 
Murray:

Ein sehr schwaches und wirres Denken hat sich da in den vergange-
nen Jahren wie ein Krebsgeschwür ausgebreitet. Und das nicht nur 
in akademischen Kreisen, sondern auch in der Popkultur, in Holly-
wood, in der Musikindustrie und den Medien. Die „New York Times“ 
hat Ende 2017 einen Meinungsartikel veröffentlicht mit dem Titel 
„Sollte ich meinem Kind erlauben, mit weißen Kindern zu spielen?“ 
Oder: Der „Guardian“ veröffentlichte einen Artikel über den Tod 
durch Fahrradunfälle in London mit dem Titel „Wieso Straßen, die 
von Männern entworfen wurden, Frauen umbringen“. Es wird so 
getan, als wäre das Ziel der Straßenbauer gewesen, die Straßen so zu 
entwerfen, dass mehr Frauen absichtlich überfahren werden können. 
Warum tun wir uns so etwas an? […] 2019 geht es stattdessen da-
rum, dass wir große, bärtige Männer als Frauen bezeichnen sollen, 
auch wenn diese sich lediglich so fühlen. Eine irritierende Forderung. 
Und tun wir das nicht, werden wir sogar dazu gezwungen. Das Ziel 
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Die europäischen Gesellschaften sind verwundbar durch Einflussversuche 
äußerer Machte. Dass sie sich in absurde und selbstzerstörerische Kulte wie 
die Gender-Ideologie flüchten, untergräbt ihre Glaubwürdigkeit auch nach 
innen.

ist also nicht, Harmonie zu verbreiten. Das Ziel ist es, zu spalten, zu 
verwirren und zu stören.3

Diese Spaltung im Inneren geht einher mit einer regelrecht un-
terwürfigen Haltung gegenüber allem Fremden. Die deutsche 
Neurose, die sich in den Jahren des größten Migrantenansturms  
ab 2015 überdeutlich gezeigt hat, war bisher der selbstzerstöreri-
sche Gipfel: Eine Wiederholung hat das Potential, ganz Europa 
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mit in den Abgrund zu ziehen. Denken wir nur an die absurden 
Szenen des sogenannten Flüchtlingssommers, als Helfer darum 
wetteiferten, sich für die Migrationspolitik ausnutzen zu lassen. 
Sie füllten Anträge aus und versorgten die illegalen Einwanderer 
mit reichlich Tipps, wie sie möglichst schnell an das Geld der 
deutschen Steuerzahler gelangen könnten. Diese Bilder gingen 
um die Welt, die sich verdutzt an den Kopf gegriffen hat. Ein 
alter Freund aus Pakistan hat mich angerufen und diese Ver-
wunderung in einen Satz gepackt: „The Germans are crazy!“ Er 
hat mir auch von der Sogwirkung berichtet, die diese Bilder in 
Pakistan erzeugt haben. Auf ins Paradies! Genährt wurde diese 
Vorstellung auch durch hier angekommene Migranten, die von 
ihren Smartphones Bilder an die Heimat verschickten und nicht 
selten in irreführender Weise ihren eigenen Status übertrieben. 
Wie oft habe ich gesehen, dass sogenannte unbegleitete Min-
derjährige auf geschenkten modernen Mountainbikes in meiner 
Berchtesgadener Heimat vor wunderbarer Bergkulisse, natürlich 
im Markentrainingsanzug, Selfies gemacht haben. Wie wirken 
diese Bilder wohl auf die Freunde in der Heimat gewirkt? 

Viele wurden nach dem überschwänglichen Empfang in Deutsch-
land allerdings mit der harten Realität konfrontiert. Statt eige-
nem Haus hieß es zunächst Sammelunterkunft, und das Geld 
floss auch nicht so reichlich wie erhofft. Sicher hat das viele Mi-
granten  in eine Sinnkrise gestürzt. Wie viele dieser Enttäuschten 
haben wir wohl mittlerweile im Land, nach all den Jahren mas-
siver illegaler Einwanderung? Zu dem Potenzial an Aufruhr und 
Instabilität, das durch die Migration der türkischen Gastarbeiter 
geschaffen wurde, kommt nun also ein weiterer Krisenherd hin-
zu: Das Asyl-Fiasko unserer Bundesregierung hat Deutschland in 
ein regelrechtes Pulverfass verwandelt.
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Würde sich nun eine Krisensituation entwickeln, so wäre das für 
einen Politiker wie Erdoğan die passende Gelegenheit, um von den 
Problemen der türkischen Innenpolitik abzulenken. Im schlimms-
ten Fall sähe das für unser Land bitter aus: Eine „offene“ und „viel-
fältige“, in Wirklichkeit aber vor allem schwache Gesellschaft steht 
einer relativ homogenen Bevölkerungsgruppe gegenüber, geeint 
durch gemeinsamen Glauben und politische Ziele. Eine Gruppe, 
die sich endlich das nehmen möchte, was ihr von der Mehrheits-
gesellschaft angeblich vorenthalten wird: Besitz, Macht und An-
erkennung.

Deutschland ist mit seiner enorm großen und stetig wachsenden 
türkischen und islamischen Minderheit ein hervorragender Brü-
ckenkopf im Herzen Europas. Hier kann ein Politiker wie Erdoğan 
auf eine große Anhängerschaft zurückgreifen, wie wir durch das 
Wahlverhalten der Türken in Deutschland wissen. Dazu kommen 
die in Jahrzehnten aufgebauten Parallelstrukturen: Imame und 
türkische Politiker in deutschen Parteien, die mittlerweile auf al-
len Ebenen der Bundespolitik vertreten sind, gesteuerte Organisa-
tionen wie die Ditib oder radikale Vereinigungen wie die Grauen 
Wölfe, die ein enormes Einschüchterungspotenzial haben und mit 
fast 20.000 Anhängern als größte „rechtsextreme“ Organisation in 
Deutschland gelten.4 Wird unsere Polizei überhaupt dazu in der 
Lage sein, einen möglichen Aufstand solcher Gruppen niederzu-
schlagen? Erinnern wir uns an die Situation beim G20-Gipfel 2017 
in Hamburg: Damals reichten gerade einmal 1.500 Antifa-Gewalt-
täter aus, um die zweitgrößte deutsche Metropole über etliche Tage 
lahmzulegen.5 Nun sprechen wir aber von einem Vielfachen dieses 
Gewaltpotenzials! Falls ausländische Regierungen einen Anlass zur 
Einmischung in unsere zunehmend wehrlosen Gesellschaften fin-
den – wer oder was sollte sie momentan daran hindern?
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So weit muss es freilich nicht kommen. Wenn wir als Deutsche 
und Europäer daher das Ruder herumreißen wollen, müssen wir 
gehörige Anstrengungen unternehmen. Angelehnt an die vor-
angehenden Kapitel stelle ich im Folgenden neun Thesen vor, 
wie wir uns gegen solche Aggressionen erwehren können. Das 
Beispiel der Türkei ist aktuell die größte Bedrohung, doch diese 
Handreichung kann uns auch für künftige Fälle ähnlicher Art 
nützlich sein.

1.   Geschichtliches Wissen wahrheitsgetreu vermitteln

Die osmanische Bedrohung war ein halbes Jahrtausend lang die 
größte Gefahr für den Fortbestand Europas. Von Ungarn bis 
Griechenland, von der Ukraine bis nach Kroatien litten zahlrei-
che europäische Völker unter dem Joch der türkischen Fremd-
herrschaft. Auch Mitteleuropa und der deutsche Raum waren 
unmittelbar von einer türkischen Invasion bedroht, wie die zwei-
malige Belagerung Wiens zeigt. Für viele europäische Nationen 
ist die Unabhängigkeit erst durch den Befreiungskampf gegen 
die Sultane aus Istanbul erreicht worden. Europas jahrhunderte-
langer Kampf gegen die türkisch-islamische Macht muss wieder 
einen angemessenen Platz im Bewusstsein der Bürger finden, sei 
es durch Gedenktage, Forschungsförderung oder eine gezielte 
Behandlung im Geschichtsunterricht. Nur mit diesem Wissen 
kann Europa das Ausmaß der aktuellen Bedrohung richtig ein-
schätzen. Durch eine neue positive Gedenkpolitik müssen wir 
uns wieder selbstbewusst als Deutsche und Europäer begreifen 
sowie auf unsere Geschichte und Zivilisation mit Stolz blicken.  
Ein gesundes Selbstbewusstsein ist nötig, um dem Griff fremder 
Mächte nach Europa stark entgegentreten zu können.
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2.   Keine freie Hand für Politiker wie Erdoğan

Die türkische Expansionspolitik des letzten Jahrzehnts, etwa ge-
gen die Nachbarstaaten Syrien und Armenien, war auch deshalb 
möglich, weil die meisten europäischen Regierungen Erdoğans 
Treiben ignoriert haben – allen voran die deutsche Bundesregie-
rung.6 Wahrscheinlich kam es der EU-Führung sogar gelegen, 
dass die russischen Verbündeten Armenien und Syrien auf diese 
Weise geschwächt wurden. Doch hat sie damit die Türkei ge-
stärkt und sich selbst noch erpressbarer für Erdoğans Methoden 
gemacht. Um ihre Verhandlungsposition gegenüber der Türkei 
zu verbessern, muss die EU klare Grenzen setzen, etwa in Form 
von Sanktionen und diplomatischem Druck. Dass man dem 
türkischen Präsidenten weiterhin Erpressungsmöglichkeiten in 
Form des vollkommen falsch konstruierten Flüchtlingspakts zu 
Füßen legt, muss ein Ende finden. Erdogan weiß unsere bisheri-
ge Schwäche genau zu nutzen und verstärkte zuletzt auch seine 
Angriffe auf Europa selbst. Die ständigen Grenzüberschreitun-
gen gegenüber Griechenland und Zypern müssen entsprechend 
beantwortet werden. In der Migrationskrise 2020 haben die 
Griechen gezeigt, dass sie willens sind, dem vielfach überlege-
nen türkischen Nachbarn die Stirn zu bieten. Dafür brauchen 
sie endlich die volle Rückendeckung der anderen europäischen 
Nationen. Denn es ist auch unsere Sicherheit, die in der Ägä-
is verteidigt wird. Nicht Nachgiebigkeit, sondern Rückgrat und 
Selbstbewusstsein werden dem türkischen Präsidenten Respekt 
abverlangen. Vergessen wir nicht: Respekt ist eines der höchsten 
Güter der muslimischen Kultur.
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3.   Verbindliches Migrationsabkommen im  
      Interesse Europas

Um eine neue Massenmigration nach Europa und Deutschland 
zu verhindern, ist und bleibt die Türkei ein Schlüsselland. Millio-
nen von Migranten reisten über die Türkei nach Europa  ein. Sie 
ist eine der wichtigsten Durchgangsstationen zwischen Ländern 
wie Afghanistan, Syrien, dem Irak und Europa.

Es gibt zwar gute Gründe, Erdoğans außenpolitischen Machtge-
winn  einzudämmen, aber auf eine Kooperation mit der Türkei 
kann die EU gerade in der Migrationsfrage nicht verzichten. Das 
Abkommen aus dem Jahr 2016 ist jedoch vollkommen mangel-
haft – die Details sind nicht durchdacht und der informelle Cha-
rakter lässt es zu, dass Erdoğan es regelmäßig bricht bzw. immer 
höhere Forderungen an die europäische Seite stellt. Ein neues, 
völkerrechtlich bindendes Vertragswerk ist deshalb nötig. Es 
muss die umgehende, konsequente Rückführung  sämtlicher in 
Griechenland angelandeter Migranten beinhalten, ohne dass im 
Gegenzug andere Einwanderer nach Europa einreisen können. 
Auch muss es bei Nichteinhaltung klare Vertragsstrafen geben, 
um ständige Verletzungen wie in den letzten Jahren zu vermei-
den. Ein solches Abkommen wird etwas kosten, aber wenn die 
EU aus einer Position der Stärke heraus verhandelt, dann wird 
es auch gelingen, Erdoğan zum Einlenken zu bewegen. Dabei 
müssen wir immer von unserem eigenen Interesse ausgehen: 
Wie verhindern wir am effektivsten, dass eine neue Völkerwan-
derung über Europa hereinbricht? Wenn es dafür nötig ist, dass 
die Türkei ihre eigenen Grenzen im Osten abriegelt, sollten wir 
ihr hier nicht in den Rücken fallen. Es kann nicht darum gehen, 
anti-türkische Politik zu betreiben, sondern eine Politik im Sinne 
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von Deutschland und Europa. Und das kann nur heißen, selbst-
bewusst zu den eigenen Interessen zu stehen. Eine direkte und 
kontrollierte Hilfestellung beim Bau eines Grenzzaunes sollte 
deshalb von europäischer Seite durchaus auch erwogen werden.

4.   Kein EU–Beitritt der Türkei 

Als Mitglied der EU wäre die Türkei mit fast 90 Millionen Ein-
wohnern noch vor Deutschland das bevölkerungsreichste Land 
der EU und zugleich die stärkste Militärmacht vor Frankreich. 
Das kann nicht im Sinne der europäischen Nationen sein: Nicht 
nur würde das politische Gleichgewicht in Europa völlig durch-
einandergeraten, auch könnte ein Wegfall der Grenzen zur Tür-
kei selbst eine neue Masseneinwanderung auslösen. Gefährdet 
sind dabei insbesondere diejenigen Staaten, die bereits jetzt eine 
bedeutende türkische Bevölkerung aufweisen – was nicht nur 
für einige Balkanländer, sondern gerade auch für Deutschland 
gilt. Und vergessen wir nicht, dass eine Aufnahme der Türkei 
zu einem sprunghaften Anstieg der islamischen Bevölkerung in 
der EU führen würde. Der bisherige Anteil von 6,4 bis 6,7 Pro-
zent an der Gesamtbevölkerung würde noch weiter steigen.7 Sehr 
wahrscheinlich ist es, dass eine solche demographische Unwucht 
zu massiven Ansprüchen des politischen Islam führen und unser 
bisheriges Gesellschaftssystem, die Art unseres Zusammenlebens, 
unsere Kultur und unser freiheitliches Leben auf den Kopf stel-
len würde. Damit würden sich die unheilvollen Tendenzen der 
letzten Jahre und Jahrzehnte ruckartig verschlimmern. Ein ent-
scheidender Grund gegen einen türkischen EU-Beitritt liegt also 
auch in der deutschen Innenpolitik.
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Gegen eine Erleichterung des Handels spricht nichts, doch eine 
volle Mitgliedschaft in der Europäischen Union kann für kei-
nen vernünftigen Menschen das Ziel sein. Gleichzeitig müssen 
womöglich die Investitionsregeln verschärft werden, damit die 
fragilen Balkanstaaten nicht zu abhängig von türkischer Einfluss-
nahme werden. Insbesondere die Moscheen sollte man außer-
dem genauer unter die Lupe nehmen, denn über sie versucht 
Erdoğan, seine „Soft Power“ im Balkanraum geltend zu machen. 
Für die EU-Beitrittskandidaten unter den Balkanländern müs-
sen strengste Kriterien angelegt werden, damit die Türkei nicht 
durch die Hintertür Stellvertreter für ihre Interessen nach Brüssel 
entsenden kann.

5.   Einwanderung strengstens begrenzen

Die Einwanderung der türkischen Gastarbeiter war und ist 
bis  heute in der überwiegenden Mehrzahl eine Belastung für 
Deutschland. Gerade weil Bundespräsident Steinmeier und an-
dere politische Größen faktenwidrig behaupten, Deutschland sei 
nach dem Krieg durch die Gastarbeiter aufgebaut worden,8 muss 
dem die historische Wahrheit entgegengehalten werden. Das öf-
fentliche Gedenken und der Geschichtsunterricht in den Schulen 
dürfen sich nicht von den politischen Interessen der Migrations-
befürworter vereinnahmen lassen. Die Erfahrungen der letzten 
Jahrzehnte sollten uns in zweierlei Hinsicht eine Warnung sein: 
Erstens ist es generell keine gute Idee, eine große Zahl kulturell 
fremder Menschen einwandern zu lassen. Zweitens ist es unge-
mein schwer, Einwanderer, die sich einmal niedergelassen haben, 
wieder aus dem Land heraus zu bekommen. Bei den Gastarbei-
tern war dies ja, wie zu Anfang des Buches beschrieben, ebenfalls 
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vorgesehen. Das Scheitern dieses „Rotationsprinzips“ mahnt uns, 
ähnliche Experimente in Zukunft zu vermeiden. Überlegungen 
der EU-Führung, eine „temporäre“ Migration aus Afrika und 
dem Nahen Osten zu forcieren, führen leider genau in die fal-
sche Richtung. Ein Meilenstein auf diesem Irrweg ist der neue 
EU-Migrationspakt, den wir mit oberster Priorität bekämpfen 
müssen.

6.   Null Toleranz gegen Islamismus und Terror

Unterwanderungsversuche der Ditib als ausländischer Arm der 
Erdoğan-Regierung sind innenpolitisch eine enorme Gefahr für 
Deutschland. Jegliche Auslandsfinanzierung von Moscheen und 
Imamen muss per Gesetz verboten werden. Im Zweifel sind die 
Geheimdienste einzubinden, um eine Aufwiegelung von Be-
völkerungsteilen durch türkische Prediger zu unterbinden. Die 
Eindämmung der Grauen Wölfe spielt eine besondere Rolle. Mit 
ihrer straff geführten Organisation, ihrer breiten Verankerung 
im säkularen und islamischen Milieu und mit ihrer Gewaltbe-
reitschaft sind sie eine ständige Gefahr für den inneren Frieden. 
Noch kämpfen sie vor allem auf eigene Rechnung, aber die tür-
kische Regierung nutzt ihre Radikalität immer offener für eigene 
Zwecke. Es muss mit allen rechtsstaatlichen Mitteln verhindert 
werden, dass ein aus Ankara gesteuerter Schlägertrupp unsere 
Straßen unsicher macht und uns erpressen kann. 

Wie für den radikalen Islam gilt das ebenso für andere extremisti-
sche Bewegungen aus dem Ausland. Die Umtriebe der linksextre-
men kurdischen PKK und ihrer Schwesterorganisationen dürfen 
nicht länger hingenommen werden. Ein Verbot ihrer Aktivitäten 
und Symbole kann nur ein erster Schritt sein, auch ihre Struktu-
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ren müssen nachhaltig zerschlagen werden. Nur so kann verhin-
dert werden, dass die vielfältigen ethnischen, religiösen und poli-
tischen Konflikte des Nahen Ostens weiter auf deutschen Boden 
übergreifen. Deutschland darf kein Rückzugs- oder Operations-
gebiet für ausländische politische Bewegungen sein. Selbstver-
ständlich bleibt die Aufnahme von individuell Verfolgten gemäß 
unseren Asylbestimmungen davon unberührt.

7.   Anpassung fordern, Rückkehr erleichtern,  
      Einbürgerung erschweren

Die weit verbreiteten Integrationsprobleme der türkischen Ein-
wanderer müssen endlich zu einem Paradigmenwechsel führen: 
Wir dürfen mehr Anpassungsbereitschaft fordern und sollten re-
striktiver umgehen mit der Vergabe von Staatsbürgerschaften an 
Einwanderer, die wenig bis nichts mit Deutschland verbindet. 
Mit der allzu schnellen Einbürgerung wurde es erst ermöglicht, 
dass sich allmählich eine „fünfte Kolonne“ herausbilden konnte, 
die ausländischer Einflussnahme auf die deutsche Innenpolitik 
Tür und Tor öffnet. Stattdessen muss die tiefgreifende kulturel-
le Anpassung, also Assimilation, das langfristige Ziel sein. Hier 
braucht es Geduld und eine Strategie über mehrere Generatio-
nen, die alle Bereiche der Gesellschaft mit einbezieht.

Niemand sollte mehr allein wegen seines Geburtstortes oder auf-
grund einer bestimmten Aufenthaltsdauer in Deutschland ein-
gebürgert werden. Zu oft verkommt der deutsche Pass auf diese 
Weise zu einem allseits verfügbaren Ramschartikel, der beinahe 
bedingungslos verschenkt wird. Man wird ihn erst wieder wert-
schätzen, wenn sein Erwerb mit Mühe und Anstrengung ver-
bunden ist. Dies setzt den Anreiz, dass sich Einwanderer an die 
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deutsche Gesellschaft wirklich anpassen. Dazu schlage ich drei 
Maßnahmen vor:

1. Wiedereinführung des bewährten Abstammungsprinzips,  
das Neugeborenen automatisch die Staatsbürgerschaft der Eltern  
zuweist, wie vor dem Jahr 2000.

2. Strenge Reglementierung der Vergabe von Staatsbürgerschaf-
ten an Nicht-EU-Bürger, z. B. über eine jährliche Deckelung 
und einen strukturierten Bewerbungsprozess: Nur die am besten 
Integrierten dürfen infolge ihrer besonderen Anpassungsleistung 
deutsche Staatsbürger werden. Eine Einbürgerung ist eine aktive 
Entscheidung für Deutschland, die man nicht mit halbem Her-
zen treffen kann. Deshalb gilt es eine doppelte Staatsbürgerschaft 
auszuschließen. Und doch erhält auf diese Wiese jeder eine ge-
rechte Chance zur Einbürgerung, aber ohne den Automatismus, 
der unsere Staatsbürgerschaft in den letzten Jahren entwertet hat.

3. Förderung der Remigration durch politische und finanzielle 
Anreize: Nach wie vor fühlen sich zahlreiche Türken der Türkei 
stärker verbunden als Deutschland. Dies beweist auch die im-
mer noch nennenswerte Rückkehrbereitschaft, die wir in Kapi-
tel 5 dargestellt haben. Ihnen müssen wir eine freiwillige, un-
komplizierte und rechtssichere Rückreise ermöglichen. Das Ziel 
dieser Politik ist also ein doppeltes: Diejenigen, die sich aktiv 
und nachhaltig unserer Kultur anpassen, können eine langfristige 
Bleibeperspektive und in besonders erfolgreichen Fällen sogar die 
Staatsbürgerschaft erhalten. Für alle anderen muss die Rückkehr 
in ihre Heimat das politische Ziel sein.
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8.   Kein ausländischer Wahlkampf auf  
      deutschem Boden 

Die bedrohlichen Auftritte Erdoğans zur Mobilisierung der Aus-
landstürken sind einerseits ein Symptom gescheiterter Integra-
tion, andererseits beschleunigen sie selbst wiederum den Prozess 
der Abschottung von der deutschen Gesellschaft. Ein Wahl-
kampfverbot für Politiker aus dem Nicht-EU-Ausland könnte 
diesen Teufelskreis durchbrechen. Diese Maßnahme mag zu-
nächst unverhältnismäßig erscheinen, doch die Niederlande 
haben sie unter ihrem liberalen Ministerpräsidenten Rutte er-
folgreich umgesetzt. Kombiniert mit der Null-Toleranz-Politik 
gegenüber ausländischem Extremismus kann dies zu einer Be-
ruhigung der innenpolitischen Lage führen und die importierten 
ethnischen Spannungen zumindest etwas abmildern.

9.   Privates und Politisches trennen

Wir haben uns nun sehr kritisch mit der Rolle der türkischen 
Politik und nicht zuletzt der Einwanderung für die Zukunft un-
seres Landes auseinandergesetzt – und daran gibt es auch nichts 
zu rütteln: Denn Erdoğans Einflussnahme wie auch der schlecht 
integrierte Teil der türkischen Migranten sind für Deutschland 
und andere europäische Länder eine Herausforderung. Sollten 
wir deswegen aber jeden Türken mit Feindseligkeit oder Herab-
lassung behandeln? Ganz klar: Nein! Ich selbst pflege seit vie-
len Jahren gute und herzliche Beziehungen zu Menschen unter-
schiedlichster Nationalitäten, darunter auch Türken. Es gibt 
einen Unterschied zwischen dem politischen Anspruch, unsere 
deutsche Gesellschaft stabil zu erhalten, und unserem Alltag. Der 
einzelne Türke ist nicht unser Feind und wird es nie sein. Viele 
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von ihnen haben sich einst falsche Vorstellungen über Deutsch-
land gemacht und scheitern nun an der Realität, die sich ganz an-
ders darstellt als erwartet. Die deutschen und türkischen Politiker 
sind die Verantwortlichen der Misere. Gegen sie muss sich unser 
Zorn und Protest richten. Wer nun meint, auf türkische Speisen 
oder Urlaubsreisen in die Türkei verzichten zu müssen, um uns 
politisch irgendwie voranzubringen, macht sich – gelinde gesagt 
– lächerlich. Das ändert an der Problematik der Masseneinwan-
derung und gescheiterten Integration überhaupt nichts. Die Lö-
sung muss eine politische sein – zum Wohle aller.

Ausblick:
Bei meinen zahlreichen Vorträgen zur der Thematik bin ich im-
mer wieder gefragt worden, ob die EU nicht sogar Interesse an 
einer um Teile des Nahen Ostens vergrößerten, neo-osmanischen 
Türkei hätte – als solides Bollwerk gegen die illegale Einwande-
rung und die zahlreichen Konflikte der ganzen Region. Diesen 
Überlegungen kann ich nur aufs Schärfste widersprechen: Wie 
oben dargelegt, sollte uns zwar durchaus an einer stabilen, ko-
operativen Türkei gelegen sein, die ihre Grenzen nach Osten zu 
schützen vermag. Doch angesichts der Schwäche Europas und 
des türkischen Bevölkerungswachstums ist es keine gute Idee, 
sich von einem einzigen, vor Kraft nur so strotzenden Partner ab-
hängig zu machen – denn dieser wird seine Übermacht nutzen, 
sobald sich ihm eine Gelegenheit dazu bietet. Unser Ansatz muss 
daher differenzierter sein: 

• Die türkische Expansion eindämmen, aber gleichzeitig die 
 Türkei als Partner achten und ihre Position zum Vorteil 
 Europas nutzen.
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• Erdoğan die Stirn bieten, wo es für die Sicherheit Europas 
 nötig ist, ihm aber die ausgestreckte Hand reichen, wenn 
 er bereit ist, nach fairen Maßstäben und auf Augenhöhe zu 
 verhandeln.

Ich bin überzeugt: Mit meinen hier ausgeführten neun Thesen, 
beschreiten wir genau den richtigen Weg. Denn die Sicherheit 
Europas gerade in der Migrationsfrage ist zu fragil, um sie für ei-
nen kurzfristigen Gewinn zu riskieren. Das vorgeschlagene Bün-
del aus kurzfristigen Maßnahmen und dauerhaften Strategien 
wird nicht einfach umzusetzen sein, doch ist es die notwendige 
Reaktion auf eine außerordentliche Bedrohungslage. Der Griff 
nach dem europäischen Kontinent ist derzeit leicht möglich.

Unsere europäischen Freunde aus Frankreich oder Schweden 
sind uns, was die Islamisierung betrifft, schon einige Jahre vor-
aus: Hier könnte sich das Feuer aus verschiedenen Ecken heraus 
schnell übertragen. Oder steht gar die „finis Europae“, das Ende 
Europas bevor? Wir haben es selbst in der Hand.
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